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Gesetzvom ................. Uber die Anpassung der Burgenlandischen Landesrechtsordnung
(Burgenlandische Gemeinderechts-Sammelnovelle)

Der Landtag hat beschlossen:
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Artikel 1
(Verfassungsbestimmung)
Anderung der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003

Die Burgenléandische Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBI. Nr. 55/2003, in der
Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. 1/2014, wird wie folgt gedndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:
a) Nach dem Eintrag ,,§ 15 Gemeinderat” wird die Zeile ,,§ 15a Ersatzmitglieder” eingefiigt.
b) Nach dem Eintrag ,,8 22 Satzung“ wird die Zeile ,,§ 22a Gemeindekooperationen* eingefiigt.

c) Nach dem Eintrag ,,8 33 Umweltgemeinderat” wird die Zeile ,,§ 33a Jugendgemeinderat* eingefigt.
d) Der Eintrag zu 8§ 66 lautet ,,VVermdgensverzeichnis*.

e) Nach dem Eintrag ,,8 86 Aufsichtsbehdrden und Handhabung des Aufsichtsrechts* werden folgende
Zeilen eingefugt:

.3 86a Prufbefugnis des Landes-Rechnungshofs

8 86b Aufsichtsheschwerden®.

f) Nach dem Eintrag ,,§ 92 Ersatzvornahme* wird die Zeile ,,§ 92a Ordnungsstrafen® eingefligt.
g) Der Eintrag zu § 96 lautet ,,Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann“.

2. In §1 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,,Gemeindestrukturverbesserungsgesetz, LGBI. Nr. 44/1970,“
die Wortfolge ,,in der Fassung LGBI. Nr. 52/1990," eingefigt.

3. Dem § 2 werden folgende Abs. 3 und 4 angeflgt:
,»(3) Die Bezeichnung von StraRen, Gassen und Platzen ist vom Gemeinderat festzulegen.

(4) Die aus der Durchfiihrung einer Namensénderung gemaR Abs. 3 erwachsenen Kosten sind von
der Gemeinde zu tragen.

4. In §4 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,,die Fihrung des Gemeindewappens“ die Wortfolge ,,mit
Bescheid* eingefiigt.

5. Dem § 4 werden folgende Abs. 3a und 3b angefigt:

»(32) Das Recht zur Fihrung des Gemeindewappens erlischt bei einer physischen Person mit dem
Tod, wenn Umsténde eintreten, nach denen sie vom allgemeinen Wahlrecht ausgeschlossen wére oder
wenn (ber ihr Vermdgen das Insolvenzverfahren eréffnet wird. Das Recht zur Fihrung des
Gemeindewappens erlischt bei einer juristischen Person mit ihrem Untergang, mit Sitzverlegung ins
Ausland, wenn eine wesentliche Anderung ihres fiir die Verleihung maBgebend gewesenen Zweckes
eintritt oder wenn uber ihr Vermdgen das Insolvenzverfahren eroffnet wird.



(3b) Berechtigungen zur Fihrung des Gemeindewappens sind vom Gemeinderat mit Bescheid zu
widerrufen, wenn die Voraussetzungen unter denen das Recht verliehen wurde, weggefallen sind, ein
Missbrauch zu beflirchten ist oder die tatsdchliche Fihrung des Gemeindewappens durch den
Berechtigten der bescheidméaBigen Bewilligung nicht entspricht.*

6. In §9 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,mit Zweidrittelmehrheit beschlieRt* die Wortfolge ,,, die
Trennung zu einer Verbesserung des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Gefiiges der Gemeinde-
mitglieder sowie den kommunalen Interessen fiihrt* eingefugt.

7.In § 11 Abs. 1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,,Beschluss des Gemeinderats* die Wortfolge ,,mit
Zweidrittelmehrheit* eingefugt.

8. In § 14 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,und der Biirgermeister durch die Wortfolge ,,, der Birgermeister
und der Gemeindekassier* ersetzt.

9. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefligt:

.8 15a
Ersatzmitglieder

(1) Ist ein Mitglied des Gemeinderats an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert, so
kann anstelle des verhinderten Mitglieds mit dessen Rechten und Pflichten jener Wahlwerber, dem kein
Gemeinderatsmandat zugewiesen wurde und in der Reihenfolge der Ersatzmitglieder die meisten
Wahlpunkte erreicht hat (erstgereihtes Ersatzmitglied nach § 71 Abs. 6 GemWO 1992) der jeweiligen
Gemeinderatspartei an dieser Sitzung des Gemeinderats teilnehmen. Jeder Gemeinderatspartei kommt nur
ein Ersatzmitglied zu. Die Bestimmungen des Gemeinderats gelten sinngemédBR auch fir die
Ersatzmitglieder.

(2) In Sitzungen des Gemeindevorstands und der Ausschiisse besitzt das Ersatzmitglied keine
Vertretungsbefugnis.*

10. In §16 Abs. 1 zweiter Satz wird nach dem Wort ,,Gemeinderatsmitglieder* der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieder nach § 15a)* angefiigt.

11. In 818 Abs.2 wird nach der Wortfolge ,,Mitglieder des Gemeinderats“ der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieder nach § 15a)* eingefiigt.

12. In 818 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderatsmitglieder* der Klammerausdruck ,,(Ersatzmit-
glieder nach § 15a)“ eingefligt.

13. In 818 Abs.5 wird nach der Wortfolge ,,Mitglieder des Gemeinderats” der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieder nach § 15a)* eingefiigt.

14. In 8§ 19 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Mitglied* der Klammerausdruck ,,(Ersatzmitglied nach § 15a)“
eingefigt.

15. In 8 19 Abs. 1 Z 5 zweiter Satz wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Beistrich ersetzt
und die Wortfolge ,,des Gemeindevorstands oder des Priifungsausschusses.” angeflgt.

16. In 819 Abs.3 wird nach der Wortfolge ,,Mitglieds des Gemeinderats“ der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieds nach § 15a)* eingefiigt.

17. Dem § 20 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,,Die haushaltsrechtlichen Bestimmungen fir Gemeinden gelten auch fiir Gemeindeverbénde nach dem
Bgld. Gemeindeverbandsgesetz.*

18. In § 21 Abs. 1 erster Satz entféllt die Wortfolge ,,desselben politischen Bezirks*.
19. Nach § 22 wird folgender § 22a eingefiigt:

.8 22a
Gemeindekooperationen

(1) Gemeinden konnen zum Zwecke der Kooperation untereinander Vereinbarungen in
Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches abschliefen.



(2) Vereinbarungen sind durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und der Aufsichtsbehdrde
zur Kenntnis zu bringen.

(3) Uber Streitigkeiten zwischen den an der Gemeindekooperation beteiligten Gemeinden hat die
Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden. Bei der Entscheidung Uber vermégensrechtliche Streitig-
keiten ist, wenn es die besonderen Umsténde gebieten, auf die Billigkeit Bedacht zu nehmen.“

20.In § 24 Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. aa wird das Wort ,,sechs* durch das Wort ,,sieben* ersetzt.

21. In 824 Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Lieferungen* durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen* ersetzt.

22.1n § 25 Abs. 2 Z 4 wird das Wort ,,sechs“ durch das Wort ,,sieben” ersetzt.

23. In 825 Abs. 2 Z 6 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Lieferungen“ durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen* ersetzt.

24. In §25 Abs. 2 Z 7 wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende Z 8 eingefiigt:

,»,8. der Abschluss von befristeten Miet- und Pachtvertrdgen mit einer Dauer von maximal sechs
Monaten.*

25. Dem § 25 Abs. 4 werden folgende Satze angefligt:

»Erlasst der Burgermeister eine solche Verordnung, so hat er diese dem Gemeinderat unverziglich,
spatestens in der ndchsten Sitzung bekannt zu geben. Jede Anderung dieser Verordnung ist dem
Gemeinderat vom Biirgermeister unverzuglich mitzuteilen.”

26. Dem § 25 wird folgender Abs. 6 angefligt:

»(6) Der Birgermeister hat dem Gemeinderat j&hrlich tber die in seine Zustdndigkeit fallenden
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, inshesondere (ber Stipendien, Subventionen und
andere Zuwendungen sowie Personalangelegenheiten zu berichten.”

27. 8 30 zweiter Satz lautet:

»Sind sowohl der Burgermeister als auch alle Vizeblrgermeister zur Auslibung ihres Amts nicht in der
Lage, so kommt dem Gemeindevorstandsmitglied mit der langsten Funktionsdauer im Gemeindevorstand
- mangels eines solchen dem Gemeinderat mit der ldngsten Funktionsdauer im Gemeinderat - jener
Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister angehort, die Funktion des Vertreters des Birgermeisters zu.
Bei gleicher Funktionsdauer ist das an Jahren alteste Gemeindevorstands- oder Gemeinderatsmitglied
jener Gemeinderatspartei, der der Blirgermeister angehért, heranzuziehen.*

28. 8 32 Abs. 1 und 2 lautet:

»(1) Fur jeden Ortsverwaltungsteil (§ 1 Abs. 3) kann ein Ortsvorsteher bestellt werden. In jenem
Ortsverwaltungsteil, in dem der Biirgermeister seinen Wohnsitz hat, kann entweder der Biirgermeister die
Funktion des Ortsvorstehers selbst wahrnehmen oder kann der Birgermeister ein im Ortsverwaltungsteil
wohnhaftes Mitglied des Gemeindevorstands zum Ortsvorsteher bestellen. In allen anderen
Ortsverwaltungsteilen kann der Blrgermeister ein im betreffenden Ortsverwaltungsteil (§ 1 Abs. 3)
wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats zum Ortsvorsteher bestellen. Fir den Fall, dass sich kein im
Ortsverwaltungsteil wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats bereit erklart, diese Funktion zu Gbernehmen,
kann der Burgermeister eine Person, die das passive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und ihren
Wohnsitz in dem Ortsverwaltungsteil hat, fir den sie bestellt wird, zum Ortsvorsteher bestellen.

(2) Der Ortsvorsteher wird vom Birgermeister fiir die Dauer seiner Funktionsperiode bestellt. Der
Ortsvorsteher kann vom Birgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestellung oder Abberufung wird
mit der Kundmachung nach Abs. 7 wirksam. Der Blrgermeister hat die Bestellung oder Abberufung des
Ortsvorstehers vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.*

29. In §33 Abs. 3 wird die Wortfolge ,berechtigt, an den Sitzungen des Umweltausschusses mit
beratender Stimme teilzunehmen* durch die Wortfolge ,,an den Sitzungen des Umweltausschusses
teilnahme- und stimmberechtigt” ersetzt.



30. Nach § 33 wird folgender § 33a eingefugt:

,»8 33a
Jugendgemeinderat

(1) Der Gemeinderat kann aus seiner Mitte fir die Dauer seiner Funktionsperiode einen Jugend-
gemeinderat wéhlen. Bei der Wahl sind die Bestimmungen der Gemeindewahlordnung uber die Wahl des
Burgermeisters durch den Gemeinderat sinngemald anzuwenden.

(2) Der Jugendgemeinderat darf im Zeitpunkt seiner Wahl das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Er hat den Burgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstitzen.

(3) Sofern vom Gemeinderat kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Blrgermeister einen
Gemeindejugendreferenten bestellen. Zum Gemeindejugendreferenten darf nur eine Person bestellt
werden, die in der Gemeinde das aktive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und im Zeitpunkt seiner
Bestellung das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Der Gemeindejugendreferent hat den
Burgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstiitzen.

(4) Der Gemeindejugendreferent kann vom Birgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestel-
lung oder die Abberufung ist durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und wird jeweils mit
Beginn der Kundmachung wirksam. Der Birgermeister hat die Bestellung und die Abberufung des
Gemeindejugendreferenten vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.“

31. In § 34 Abs. 3 erster Satz wird das Wort ,,und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort
,»ortsvorsteher die Wortfolge ,,und ein Vertreter jeder Gemeinderatspartei* eingefigt.

32. Dem § 35 wird folgender Abs. 3 angeftigt:

»(3) Die Bestimmungen Uber die Geschaftsfiihrung des Gemeinderats (5. Abschnitt) gelten in
sinngemaRer Anwendung fir die Ersatzmitglieder nach § 15a.“

33. § 36 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Einberufung hat gegen Nachweis an die Mitglieder (Ersatzmitglieder nach § 15a) des
Gemeinderats unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich und derart zu ergehen, dass sie spétestens
am achten Tag vor der Sitzung jedem Mitglied (Ersatzmitglied nach § 15a) zukommt. Die Zustellung der
Einberufung kann bei Abwesenheit des Mitglieds des Gemeinderats auch an jede volljahrige Person, die
im gleichen Haushalt lebt, erfolgen.*

34. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefugt:

»(32) Die Einberufung kann auch in jeder anderen technisch moglichen Weise, insbesondere elektro-
nisch erfolgen, wenn das Mitglied (Ersatzmitglied nach § 15a) des Gemeinderats dieser Ubertragungsart
schriftlich zugestimmt hat. In diesem Fall geniigt die Sendebestatigung als nachweisliche Zustellung.*

35. § 36 Abs. 4 lautet:

»(4) Ist die Zustellung nach Abs. 3 nicht mdglich, so ist die Einberufung beim Gemeindeamt zu
hinterlegen. Diese Hinterlegung ist durch schriftliche Mitteilung am Wohnsitz des Gemeinderatsmitglieds
bekannt zu geben. Die Mitteilung ist in den Briefkasten einzuwerfen oder, wenn dies nicht mdéglich ist, an
der Eingangstir zu befestigen.*

36. § 36 Abs. 6 lautet:

.(6) Bei Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung muss darauf Ricksicht genommen
werden, dass moglichst alle Mitglieder des Gemeinderats an der Sitzung teilnehmen konnen. Die
willkurliche Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung zu Unzeiten ist nur mit Zustimmung aller
Mitglieder des Gemeinderats zuldssig.”

37. Nach § 38 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefigt:

»(1a) Der Burgermeister hat dem Gemeinderat unter dem Tagesordnungspunkt , Allfalliges” den
voraussichtlichen Termin der ndchsten Gemeinderatssitzung bekannt zu geben.*
38. Dem § 38 Abs. 4 wird folgender Satz angefligt:

»Zudem kann jede Gemeinderatspartei mit schriftlicher Zustimmung aller ihrer Mitglieder die Aufnahme
eines Tagesordnungspunkts je Sitzung verlangen. Der Gegenstand dieses Tagesordnungspunkts muss in
den Wirkungsbereich des Gemeinderats fallen. Der Birgermeister ist verpflichtet diesen
Tagesordnungspunkt in die ndchste Gemeinderatssitzung aufzunehmen.*



39. Dem § 40 Abs. 2 werden folgende Sétze angefigt:

»,Das Recht auf Akteneinsicht beinhaltet das Recht, im Gemeindeamt nach MafRgabe der vorhandenen
technischen Mittel Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst anzufertigen.
Die Bestimmungen uber die Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberihrt.*

40. Dem § 40 werden folgende Abs. 4 und 5 angefugt:

»(4) Anfragen nach Abs. 3 kdnnen auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden. Die
Anfrage ist langstens innerhalb von acht Wochen nach dem Einlangen schriftlich zu beantworten. Findet
innerhalb dieser Frist eine Sitzung des Gemeinderats statt, so kann die Anfrage auch mindlich
beantwortet werden.

(5) Anfragen nach Abs. 3 und 4 sind nur insoweit zu beantworten, als dadurch die Besorgung der
Ubrigen Aufgaben der Gemeindeverwaltung nicht wesentlich beeintréchtigt wird. Anfragen sind nicht zu
beantworten, wenn sie offenbar mutwillig verlangt werden, wenn umfangreiche Ausarbeitungen, die zu
einer L&hmung des Amtsbetriebs fiihren wirden, erforderlich wéren, oder wenn die Informationen dem
Anfragenden auf anderem Weg unmittelbar zugénglich sind.*

41. In § 44 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge ,,die Erlassung von Bescheiden“ die Wortfolge
»oder individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten eingefligt.

42. Dem § 44 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Eine akustische Aufzeichnung der offentlichen Sitzung ist zuldssig. Der Gemeinderat kann im
Einzelfall mit Beschluss Einschrankungen verfiigen, wenn dies im Interesse eines geordneten Ablaufs der
Sitzung geboten erscheint.

43. § 45 Abs. 2 lautet:

»(2) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderats bei der Behandlung eines Tagesordnungspunkts ver-
langt, so ist seine zu diesem Gegenstand gedulerte (abweichende) Meinung in die Verhandlungsschrift
aufzunehmen. Das Aufnahmebegehren ist wahrend der Behandlung des Tagesordnungspunkts zu stellen.*

44. In 8§45 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge ,,binnen acht Tagen“ durch die Wortfolge ,,binnen
weiterer acht Tage" ersetzt.

45. In 8 45 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,drei Amtstage* durch die Wortfolge ,,acht Tage* ersetzt.

46. In §45 Abs. 7 wird die Wortfolge ,jedem wahlberechtigten Gemeindemitglied” durch das Wort
»jedermann® ersetzt.

47. In 846 Abs.1 wird nach dem Wort ,hat* die Wortfolge ,,zu Beginn jeder Funktionsperiode*
eingefiigt.

48. § 47 Abs. 2 lautet:

»(2) Wird der Leiter des Gemeindeamts zum Birgermeister gewahlt, ruht wahrend seiner
Funktionsperiode als Biirgermeister seine Funktion als Leiter des Gemeindeamts. Er hat wahrend der
Funktionsperiode als Blrgermeister anstelle der Ausiibung der Funktion als Leiter des Gemeindeamts
andere Aufgaben zu besorgen. In seiner dienstrechtlichen Stellung tritt hiedurch keine Anderung ein. Im
Ubrigen werden die Rechtsverhaltnisse der Gemeindebediensteten durch ein besonderes Gesetz geregelt.*

49. 8 49 Abs. 1 lautet:
.»(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Gemeinde sind von der Beratung und der Beschluss-
fassung Uber einen Verhandlungsgegenstand wegen Befangenheit ausgeschlossen:
1. in Sachen, an denen
a) sie selbst oder der Ehegatte,
b) die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten und vierten Grades in
der Seitenlinie,
¢) die Verschwégerten in gerader Linie und die Verschwégerten zweiten Grades in der Seiten-
linie,
d) die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder,

e) Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und Enkel einer dieser
Personen im Verhaltnis zur anderen Person sowie



f) der eingetragene Partner beteiligt sind,;

2.in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mindels oder
Pflegebefohlenen;

3. in Sachen, in denen sie als Bevollmachtigte einer Partei bestellt waren oder noch bestellt sind;

4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheids in unterer
Instanz mitgewirkt haben;

5. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in
Zweifel zu ziehen.*

50. Dem & 49 wird folgender Abs. 7 angeflgt:
.»(7) Die Befangenheitsbestimmungen gelten sinngemaf auch fur die Ersatzmitglieder nach § 15a.“

51. In 8 51 erster Satz wird das Wort ,hat* durch das Wort ,.kann“ ersetzt und entféllt die Wortfolge
,mindestens einmal jahrlich®.

52. In § 59 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,dem Birgermeister im tibertragenen Wirkungsbereich* durch die
Wortfolge ,,der Bezirkshauptmannschaft” ersetzt.

53. § 61 Abs. 2 lautet:

»(2) Das Eigentum der Gemeinde ist in seinem Gesamtwert mdglichst ungeschmalert zu erhalten
und, soweit es ertragsfahig ist, derart zu verwalten, dass ein mdglichst groRer und dauernder Ertrag daraus
erzielt wird. Ein groRer und dauernder Ertrag kann auch in einem sozialen Wert bestehen.*

54. Dem § 61 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefligt:

»(3) Erlose aus VermdgensverdauBerungen sind zur Schaffung neuer Vermégenswerte oder zur vor-
zeitigen Tilgung bestehender Darlehensschulden auferhalb des Tilgungsplanes zu verwenden.
(4) Bei allen Finanzgeschéften mit Ausnahme von
1. Spareinlagen
. Festgeld
. Kassenkredite
. mindelsichere Veranlagungen
. Kontouiberziehung
. Darlehen, Schuldscheindarlehen und
. Leasingvertrdge oder leasingdhnliche Finanzierungsformen, die wirtschaftlich einer Kreditver-
pflichtung gleichkommen,

muss dem Gemeinderat vor Beschlussfassung eine schriftliche Risikoanalyse (ber das Finanzgeschaft
vorliegen. Diese Risikoanalyse ist von einer auf derartige Beratungen spezialisierten Einrichtung zu
erstellen, die Finanzprodukte weder anbietet noch vermittelt. Das Finanzgeschaft samt Risikoanalyse ist
der Aufsichtsbehdrde vor Beschlussfassung zur Kenntnis zu bringen. Finanzgeschafte mit
Fremdwahrungsrisiko dirfen nicht getéatigt oder abgeschlossen werden.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nach den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckmaRigkeit Richtlinien tber den Abschluss von Finanzgeschaften festlegen.”
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55. 8 63 Abs. 3 lautet:
»(3) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unternehmungen nur errichten, betreiben, erweitern oder
sich an wirtschaftlichen Unternehmungen beteiligen, wenn
1. die Unternehmungen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, ZweckmaRigkeit und den kauf-
mannischen Grundsétzen entsprechen und
2. die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhaltnis zur voraus-
sichtlichen Leistungsféhigkeit der Gemeinde steht und der Befriedigung des Bedarfes der
Bevolkerung oder einem Uberdrtlichen Interesse dient.”

56. Nach § 63 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(32) Fir wirtschaftliche Unternehmungen gemdR Abs. 1, die marktbestimmte Té&tigkeiten zum
Gegenstand haben, hat der Gemeinderat durch Beschluss ein Betriebsstatut zu erlassen und einen
Betriebsleiter zu bestimmen.*



57. § 66 lautet:
.8 66
Vermdgensverzeichnis

Das gesamte Vermdgen der Gemeinde, ihre Rechte und Verpflichtungen sowie ihre
Beteiligungen sind laufend zu erfassen. Der Stand des Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres, die
Verénderungen (Zu- und Abgénge) wahrend des Haushaltsjahres und der Stand des VVermdgens am Ende
des Haushaltsjahres sind auszuweisen.*

58. § 66a Abs. 2 lautet:

.»(2) Die Erstellung des mittelfristigen Finanzplans hat unter Beriicksichtigung jener Grundsatze und
Empfehlungen zu erfolgen, die entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den
Gemeinden uber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, vorgegeben werden.*

59. 8 68 Abs. 3 lautet:

»(3) Bei der Beschlussfassung des Voranschlags sind die Grundsétze (ber die Haushaltskoordi-
nierung, die das nach Art. 14 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den L&ndern und den Gemeinden
iiber einen Stabilititspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, eingerichtete Koordinationskomitee des
Landes festlegt, einzuhalten.”

60. § 68 Abs. 5 letzter Satz lautet:

»Der Aufsichtsbehdrde ist eine Ausfertigung des Voranschlags oder Entwurfes des Voranschlags und des
mittelfristigen Finanzplans oder Entwurfes des mittelfristigen Finanzplans auch in schriftlicher Form
vorzulegen.*

61. In 871 Abs.1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,bestimmtes Anordnungsrecht” das Wort
»schriftlich” eingefligt.

62. In § 72 Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge ,,die das nach Art. 6 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den
Landern und den Gemeinden uUber eine Weiterfihrung der stabilititsorientierten Budgetpolitik
(Osterreichischer Stabilitatspakt 2011), LGBI. Nr. 72/2011,“ durch die Wortfolge ,.die das nach der
Vereinbarung zwischen dem Bund, den L&ndern und den Gemeinden Uber einen Stabilitatspakt 2012 -
OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, ersetzt.

63. In 8§73 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,betreffend die Koordination der Haushaltsflihrung von Bund,
Landern und Gemeinden (Osterreichischer Stabilitatspakt 2011, LGBI. Nr. 72/2011)* durch die Wortfolge
,»,uber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013,* ersetzt.

64. 8§ 76 Abs. 2 letzter Satz entfallt.

65. Nach § 78 Abs. 1 zweiter Satz wird folgender Satz eingefligt:

,Die restlichen Mitglieder sind nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl (Methode nach d'Hondt) zu
bestellen.”

66. § 78 Abs. 1 letzter Satz lautet:

»Mitglieder des Gemeindevorstands, der Kassenfilhrer (Gemeindekassier), der Ortsvorsteher, dem ein
Anordnungsrecht (8 71 Abs. 1 und 2) zusteht, und Gemeindebedienstete dirfen dem Priifungsausschuss
nicht angehdren.”

67. In 8 78 Abs. 2 entféllt die Wortfolge ,,und wenigstens einmal im Jahr unvermutet*.
68. In § 78 Abs. 3a erster Satz entfallt die Wortfolge ,,einmal im Kalenderjahr*.

69. Nach § 78 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefugt:

»(42) War der ordnungsgemaB einberufene Priifungsausschuss nicht beschlussfahig, kann unter
Berufung hierauf flr die gleichen Verhandlungsgegenstande eine neuerliche Sitzung einberufen werden.
Eine solche Sitzung ist einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Prifungsausschusses verlangt
wird. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses innerhalb von acht Tagen einzuberufen
und innerhalb weiterer acht Tage abzuhalten. Der Priifungsausschuss ist bei diesen Sitzungen
beschlussfahig, sofern mindestens ein Mitglied des Priifungsausschusses anwesend ist.*



70. 8 78 Abs. 6 lautet:

»(6) Ein Tagesordnungspunkt kann nur dann vertagt werden, wenn der Prifungsausschuss dies
einstimmig beschlief3t.“

71.879 Abs. 1 Z 2 lautet:

,»2. der Beteiligungen an Unternehmungen gemé&fR 8 63 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss
der Gemeinde stehen, und*

72. Nach § 79 Abs. 2 erster Satz wird folgender Satz eingefiigt:

»Der Prifbericht ist dem Gemeinderat unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zur Kenntnis zu
bringen.*

73. 8§ 81 lautet:
,,§ 81

Fristen

Soweit in anderen Gesetzen nicht anderes bestimmt ist, betragen Kundmachungs- und
Auflagefristen zwei Wochen.*

74. Dem § 82 Abs. 4 wird folgender Satz angefligt:
»AUf Verlangen sind - gegebenenfalls gegen Ersatz der Kosten - Kopien auszufolgen.*

75. Nach & 86 wird folgender § 86a eingefligt:
,,8 86a
Prifbefugnis des Landes-Rechnungshofs

(1) Dem Landes-Rechnungshof obliegen - unbeschadet besonderer landesgesetzlicher Regelungen -

1. die Prifung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern;

2. die Prifung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer
Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern
bestellt sind;

3. die Prufung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit weniger als
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zustadndigkeit des Landes-
Rechnungshofs unterliegenden Rechtstragern finanzielle Anteile zu mehr als 50 % zustehen
oder die eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtstragern
betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen
durch andere finanzielle oder sonstige MalRnahmen gleichzuhalten. Die Zustandigkeit des
Landes-Rechnungshofs erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei
denen die vorangefiihrten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhéltnis
jeweils von einer Stufe zur nachsten zu priifen ist;

4. die Prufung der Gebarung 6ffentlich-rechtlicher Kérperschaften mit Mitteln einer Gemeinde
mit weniger als 10 000 Einwohnern;

5. die Prifung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern;

6. die Prlfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer
Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern
bestellt sind;

7. die Prufung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit mindestens
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zustdndigkeit des Landes-
Rechnungshofs unterliegenden Rechtstragern finanzielle Anteile zu mehr als 50 % zustehen
oder die eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtstragern
betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen
durch andere finanzielle oder sonstige MalRnahmen gleichzuhalten. Die Zustandigkeit des
Landes-Rechnungshofs erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei
denen die vorangefiihrten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhaltnis
jeweils von einer Stufe zur n&chsten zu priifen ist und



8. die Prifung der Gebarung 6ffentlich-rechtlicher Korperschaften mit Mitteln einer Gemeinde
mit mindestens 10 000 Einwohnern.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat dem Gemeinderat das Ergebnis einer Priifung nach Abs. 1 im
Zuge der nachsten Gemeinderatssitzung zu berichten. Der Biirgermeister ist verpflichtet den Bericht auf
die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung zu setzen.*

76. Nach § 86a wird folgender § 86b eingefiigt:
.8 86Db
Aufsichtsbeschwerden
(1) Fur Beschwerden tber die Amtsfihrung von Gemeindeorganen (Aufsichtsheschwerden) gilt
vorbehaltlich Abs. 3:
1. Aufsichtsbeschwerden sind schriftlich bei der Aufsichtsbehdrde einzubringen.

2. Die Aufsichtsbehtrde hat von dem von der Aufsichtsbeschwerde betroffenen Organ eine
schriftliche Stellungnahme einzuholen.

3. Die Aufsichtshehorde hat zu beurteilen, ob das Gemeindeorgan durch sein Verhalten Gesetze
oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind der Beschwerdefithrer und das
betroffene Organ schriftlich zu informieren.

4. Die Erledigung einer Aufsichtsheschwerde soll ohne Verzug, nach Mdglichkeit innerhalb von
sechs Monaten nach dem Einlangen bei der Aufsichtsbehdrde, erfolgen.

(2) Werden Aufsichtsbeschwerden von einem Mitglied des Gemeinderats eingebracht, gilt dartiber
hinaus:
1. Die Stellungnahme gemaR Abs. 1 Z 2 ist dem Beschwerdefuihrer zu ibermitteln.
2. Der Beschwerdefiihrer hat das Recht, sich zur Stellungnahme gemaR Abs. 1 Z 2 innerhalb von
zwei Wochen ab Zustellung der Mitteilung gemals Z 1 zu auf3ern.

(3) Aufsichtsbeschwerden in Angelegenheiten, die von der Aufsichtsbehdrde auf Grund einer
Aufsichtsbeschwerde der einschreitenden Person bereits erledigt wurden, oder solche, mit denen die
Tétigkeit der Aufsichtsbehorde offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird, sind nicht weiter zu
behandeln.*

77.887 Abs. 2 Z 6 lautet:

6. die Ubernahme von Haftungen mit Ausnahme von Haftungen fiir Darlehen, die vom Bund oder
Land oder einem von diesen eingerichteten Fonds zu Forderungszwecken gewahrt werden, der
Beitritt zu Schulden und die Ubernahme von Schulden sowie das Eingehen von Wechsel-
verbindlichkeiten;*

78. 8 87 Abs. 2 Z 8 lautet:

... die Errichtung, Ubernahme, Umwandlung, VerauBerung oder Auflésung von wirtschaftlichen
Unternehmungen gemdl 8 63 Abs. 2 und die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmungen
gemaR § 63 Abs. 2 sowie jede Anderung dieser Rechtsgeschafte, soweit damit eine Erhéhung der
finanziellen Verpflichtungen der Gemeinde verbunden ist;*

79. Dem 8§ 87 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefligt:
,9. der Abschluss von Finanzgeschaften, die der Veranlagung von Gemeindevermdgen dienen sowie

der Abschluss von derivativen Finanzinstrumenten.*
80. § 90 Abs. 2 lautet:

»(2) Beschlisse, die Gesetze und Verordnungen verletzen, kénnen von der Aufsichtsbehérde aufge-
hoben werden. Die Organe der Gemeinde sind verpflichtet den der Rechtsanschauung der Aufsichts-
behdrde entsprechenden Rechtszustand herzustellen.*

81. § 92 lautet:

1192
Ersatzvornahme

(1) Erflllt eine Gemeinde eine ihr durch Gesetz oder Verordnung auferlegte Verpflichtung nicht, so
kann ihr die Aufsichtsbehérde die Erfiillung durch Bescheid auftragen. Hieflir ist eine angemessene Frist
zu setzen.



(2) Nach fruchtlosem Ablauf der nach Abs. 1 festgesetzten Frist oder bei Gefahr im Verzug kann die
Aufsichtsbehdrde anstelle und im Namen der Gemeinde sowie auf deren Kosten und Gefahr die
erforderlichen MaRnahmen treffen.

(3) Zur Erlassung von Bescheiden anstelle sdumiger Gemeindeorgane ist die Aufsichtsbehérde nicht
berufen.

82. Nach § 92 wird folgender § 92a eingefiigt:
.»892a
Ordnungsstrafen

(1) Die Aufsichtsbehdérde kann dem Birgermeister bei wiederholten Ordnungswidrigkeiten im
Verfahren, soweit nicht gerichtlich strafbar, Ordnungsstrafen bis zu 750 Euro auferlegen. Als
Ordnungswidrigkeiten gelten

1. die Nichteinberufung einer beantragten Gemeinderatssitzung (8 36 Abs. 2),

2. die Nichtaufnahme eines Tagesordnungspunkts (§ 38 Abs. 4),

3. die Verweigerung der Akteneinsicht (§ 40 Abs. 2),

4. die Nichtbeantwortung einer miindlichen oder schriftlichen Anfrage (8 40 Abs. 3 und 4),
5. die Nichtbeachtung der Befangenheitsbestimmung (§ 49),

6. die nicht zeitgerechte Erstellung des Voranschlags (§ 68 Abs. 1), des Nachtragsvoranschlags
(8 70 Abs. 1) und des Rechnungsabschlusses (8 75 Abs. 1),

7. die Uberschreitung des Kassenkredites (§ 74),
8. die nicht rechtzeitige Riickzahlung des Kassenkredites (§ 74),
9. die Leistung von Zahlungen aus der Gemeindekassa alleine durch den Birgermeister (§ 76
Abs. 2),
10. die Uberschreitung der Kompetenzen des Biirgermeisters im Rahmen seiner Zustandigkeit nach
8§ 25,
11. die Nichtabgabe einer Stellungnahme zum Prufbericht der Aufsichtsbehdrde innerhalb von drei
Monaten (§ 79 Abs. 2),
12. der Vollzug von Rechtsgeschaften, die einem Genehmigungsvorbehalt gemédR § 87 Abs. 2
unterliegen, ohne Einholung der aufsichtshehdrdlichen Genehmigung,
13. die Verletzung der Auskunftspflicht gegeniiber der Aufsichtsbehdrde (8 88) und
14. die Nichtvorlage von Verordnungen, die der Aufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu bringen sind
(8 89 Abs. 1).

(2) Die wiederholte Ordnungswidrigkeit ist von der Aufsichtshehdrde mit Bescheid festzustellen.
Gegen diesen Bescheid besteht die Mdglichkeit Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu
erheben. Nach Rechtskraft des Feststellungsbescheides kann die Aufsichtsbehdrde eine Ordnungsstrafe
mit Bescheid verhdngen. Gegen diesen Bescheid kann wiederum Beschwerde an das Landesverwaltungs-
gericht erhoben werden.*

83. 8 93 Abs. 4 erster Satz lautet:
»Im Fall der Auflosung des Gemeinderats steht dem Burgermeister zur Beratung ein Beirat zur Seite.”

84. Nach § 93 wird folgender Abs. 4a eingefigt:

»(4a) Legt der Burgermeister sein Amt zuriick, verliert er es oder ist er an der Amtsausiibung
verhindert, hat die Landesregierung einen Bediensteten des Landes zum Regierungskommissér zu
bestellen.*

85. § 94 lautet:
,»894
Parteistellung, Verfahren

(1) Die Gemeinde hat im aufsichtsbehordlichen Verfahren Parteistellung. Sie ist berechtigt, gegen
Bescheide der Aufsichtsbehérde Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht und gegen Erkenntnisse
und Beschlisse des Landesverwaltungsgerichts Revision an den Verwaltungsgerichtshof und Beschwerde
an den Verfassungsgerichtshof zu erheben.

(2) Im aufsichtshehodrdlichen Genehmigungsverfahren kommt ausschlieRlich der Gemeinde Partei-
stellung zu.“



86. 8§ 95 lautet:
,,§ 95
Interessenvertretung

Die im Burgenland bestehenden Interessensvertretungen fiir die Gemeinden (Gemeindevertreter-
verbénde), die mindestens 5% der Gemeinderatsmitglieder aller Gemeinden des Landes Burgenland
erfassen oder in zumindest 10 % der burgenlédndischen Gemeinden im Gemeinderat vertreten sind, sind
berufen, die Interessen der Gemeinden gegeniiber dem Land zu vertreten. Diese Interessensvertretungen
der Gemeinden sind vor der Erlassung von Landesgesetzen und Verordnungen der Landesregierung, die
allgemeine Gemeindeinteressen beriihren, zu héren.*

87. § 96 lautet:
.8 96
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

Die in diesem Gesetz verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlieRen
jeweils die ménnliche und weibliche Form gleichermafen ein.”

88. Dem § 97 wird folgender Abs. 5 angefligt:

»(5) 847 Abs. 2 ist auf Amtsleiter, die vor dem 1. Janner 2017 die Funktion als Birgermeister
ausgelibt haben, nicht anzuwenden.*

89. Dem § 99 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses, § 1 Abs. 3, § 2 Abs. 3 und 4, § 4 Abs. 3, 3a und 3b,
§9 Abs. 1,811 Abs. 1, 8 14 Abs. 1, 88§ 15a, 16 Abs. 1, § 18 Abs. 2, 3 und 5, 8§ 19 Abs. 1 und 3, § 20 Abs.
1,821 Abs. 1, 88 22a, 24 Abs. 1, § 25 Abs. 2, 4 und 6, 88 30, 32 Abs. 1 und 2, § 33 Abs. 3, 88 33a, 34
Abs. 3, 8 35 Abs. 3, § 36 Abs. 3, 33, 4 und 6, § 38 Abs. 1a und 4, 8 40 Abs. 2, 4 und 5, § 44 Abs. 1 und 3,
§45 Abs. 2,4,5und 7, § 46 Abs. 1, § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 1 und 7, §§ 51, 59 Abs. 3, 8 61 Abs. 2, 3 bis
5, § 63 Abs. 3 und 3a, 8§ 66, 66a Abs. 2, § 68 Abs. 3und 5, § 71 Abs. 1, 8§ 72 Abs. 2, § 73 Abs. 3, § 76
Abs. 2, 8 78 Abs. 1, 2, 3a, 4a und 6, § 79 Abs. 1 und 2, 88§ 81, 82 Abs. 4, 8§ 86a, 86b, 87 Abs. 2, § 90
Abs. 2, 88 92, 92a, 93 Abs. 4 und 4a, 88 94, 95 96 und 97 Abs. 5 in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des in der néchsten, im
Landesgesetzblatt kundgemachten Verordnung der Landesregierung Uber die Ausschreibung der
allgemeinen Wahlen des Gemeinderats und des Birgermeisters im Land Burgenland festgelegten
Wahltags in Kraft.”

Artikel 2
(Verfassungsbestimmung)
Anderung des Eisenstadter Stadtrechts 2003

Das Eisenstadter Stadtrecht 2003 - EisStR 2003, LGBI. Nr.56/2003, in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. 1/2014, wird wie folgt geéndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gedndert:

a) Nach dem Eintrag ,,8 5 Ehrungen durch die Stadt“ werden folgende Zeilen eingeflgt:
.8 5a Gemeindeverbande
8 5b Verwaltungsgemeinschaften
§ 5¢ Satzung
85d Gemeindekooperationen®

b) Nach dem Eintrag ,,§ 7 Gemeinderat - Zusammensetzung, Wahl und Funktionsdauer* wird die Zeile
.8 7a Ersatzmitglieder* eingefligt.

c¢) Nach dem Eintrag ,,.§ 25 Umweltgemeinderat* wird die Zeile ,,§ 25a Jugendgemeinderat* eingefugt.
d) Der Eintrag zu 8§ 64 lautet ,,Vermdgensverzeichnis*.



e) Nach dem Eintrag ,,8 84 Aufsichtsbehérde und Handhabung des Aufsichtsrechts” wird die Zeile
,»8 84a Aufsichtsbeschwerden* eingefiigt.

f) Nach dem Eintrag ,,§ 90 Ersatzvornahme* wird die Zeile ,,§ 90a Ordnungsstrafen* eingefligt.
g) Der Eintrag zu § 93 lautet ,,Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann“.

2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefugt:
,»Die Bewilligung zur Flihrung des Stadtwappens hat mittels Bescheid des Stadtsenats zu erfolgen.”

3. Dem § 3 werden folgende Abs. 5 und 6 angefiigt:

»(5) Das Recht zur Fihrung des Stadtwappens erlischt bei einer physischen Person mit dem Tod,
wenn Umstande eintreten, nach denen sie vom allgemeinen Wahlrecht ausgeschlossen wére oder wenn
Uber ihr Vermégen das Insolvenzverfahren eréffnet wird. Das Recht zur Fihrung des Stadtwappens
erlischt bei einer juristischen Person mit ihrem Untergang, mit Sitzverlegung ins Ausland, wenn eine
wesentliche Anderung ihres fiir die Verleihung maRgebend gewesenen Zweckes eintritt oder wenn iiber
ihr Vermdgen das Insolvenzverfahren eroffnet wird.

(6) Berechtigungen zur Flihrung des Stadtwappens sind vom Stadtsenat mit Bescheid zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen unter denen das Recht verliehen wurde, weggefallen sind, ein Missbrauch zu
befirchten ist oder die tatsdchliche Fihrung des Stadtwappens durch den Berechtigten der
bescheidméaRigen Bewilligung nicht entspricht.*

4. Nach § 5 werden folgende 8§ 5a bis 5d eingefugt:

,»8 ba
Gemeindeverbande

(1) Soweit nicht die Bundesgesetzgebung zustandig ist, kann durch Landesgesetz zur Besorgung von
Angelegenheiten der Wirkungsbereiche der Stadt die Bildung von Gemeindeverbdnden vorgesehen
werden. Soweit solche Gemeindeverbdnde Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt
besorgen sollen, sind die Organe der Gemeindeverbande nach demokratischen Grundsétzen zu bilden. Bei
der nach MalRgabe besonderer Gesetze zuldssigen Bildung von Gemeindeverbénden im Wege der Voll-
ziehung sind die beteiligten Gemeinden vorher zu horen.

(2) Das Nahere wird durch Landesgesetz bestimmt.
§5b
Verwaltungsgemeinschaften

(1) Die Stadt kann sich mit anderen Gemeinden auf Grund Ubereinstimmender Gemeinderatsbe-
schlusse in Angelegenheiten des eigenen und des vom Land Ubertragenen Wirkungsbereichs zu einer
gemeinschaftlichen Geschaftsflihrung zusammenschlieBen. Ein solcher Zusammenschluss bedarf der
Genehmigung der Landesregierung als Aufsichtsbehdrde. Diese Genehmigung darf nicht verweigert
werden, wenn die Satzung den Vorschriften des § 5¢ entspricht, die Errichtung der Verwaltungs-
gemeinschaft im Interesse der Vereinfachung und Verbilligung der Geschéftsfiihrung der Gemeinden und
der Stadt gelegen ist und die Erflillung der gemeinsam zu fihrenden Aufgaben gewéhrleistet.

(2) Durch Landesgesetz kann nach Anhérung der beteiligten Gemeinden und der Stadt auch gegen
deren Willen eine Verwaltungsgemeinschaft errichtet werden, wenn dies zur Erflllung bestimmter
gemeinsamer Aufgaben (Abs. 1) oder zur Vereinfachung und Verbilligung der Geschéftsfiihrung not-
wendig ist.

(3) Die Selbstandigkeit der Stadt sowie ihre Rechte und Pflichten werden durch den Zusammen-
schluss zu einer Verwaltungsgemeinschaft nicht berthrt. Die Verwaltungsgemeinschaft hat das erforder-
liche Personal und die erforderlichen Sachmittel bereitzustellen. Sie besitzt insoweit Rechtsperson-
lichkeit. Die geméR §5c Abs.1 Z 3 in der Satzung zu bezeichnenden Geschéfte sind im Namen der
jeweils zustandigen Gemeinde unter der Leitung und Aufsicht des Blirgermeisters dieser Gemeinde zu
fuhren.

(4) Die Verwaltungsgemeinschaft wird, soweit sie Rechtspersonlichkeit besitzt, durch den
Verwaltungsausschuss vertreten. Der Verwaltungsausschuss wird aus der Gesamtzahl aller Mitglieder des
Gemeinderats jener Gemeinden gebildet, die zur Verwaltungsgemeinschaft zusammengeschlossen sind.
Den Vorsitz im Verwaltungsausschuss hat der Birgermeister der Sitzgemeinde zu fiihren. Der
Verwaltungsausschuss fasst seine Beschliisse mit einfacher Stimmenmehrheit.



(5) Die mit der gemeinschaftlichen Geschaftsfuhrung verbundenen Kosten (Personal- und Sach-
aufwand) sind von den beteiligten Gemeinden entsprechend dem in der Satzung festgelegten Beitrags-
verhaltnis zu tragen.

(6) Jede spitere Anderung oder Auflésung einer Verwaltungsgemeinschaft bedarf der Genehmigung
der Landesregierung.

(7) Der Zusammenschluss sowie jede spétere Anderung oder Auflésung ist tunlichst mit dem Beginn
bzw. Ende eines Haushaltsjahres festzusetzen. Der Zusammenschluss sowie die Anderung und Auflésung
ist im Landesamtsblatt zu verlautbaren.

(8) Im Ubrigen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes liber die Gemeindeaufsicht auf die Verwal-
tungsgemeinschaften sinngemaf anzuwenden.

§ 5¢c
Satzung

(1) Bei Errichtung einer Verwaltungsgemeinschaft nach § 5b Abs. 1 ist durch die Gemeinderéte der
beteiligten Gemeinden die Satzung der Verwaltungsgemeinschaft zu beschlieBen. Die Satzung hat zu
enthalten:

1. die Namen der beteiligten Gemeinden;

2. Name, Sitz, Geschaftsfihrung und Vertretung der Verwaltungsgemeinschaft;

3. die Bezeichnung der gemeinsam zu filhrenden Geschéfte;

4. die Bestellung des gemeinsamen Personals;

5. den Beitrag der beteiligten Gemeinden zur gemeinschaftlichen Geschéftsfilhrung;

6. das Verfahren bei Auflésung der Verwaltungsgemeinschaft und

7. die Bedingungen der Aufnahme und des Ausscheidens von Gemeinden.
(2) Die Satzung einer nach § 5b Abs. 2 gegen den Willen der beteiligten Gemeinden errichteten

Verwaltungsgemeinschaft wird von der Landesregierung in sinngeméRer Anwendung des Abs. 1 nach
Anhorung der beteiligten Gemeinden erlassen.

§ 5d
Gemeindekooperationen

(1) Die Stadt kann zum Zwecke der Kooperation mit anderen Gemeinden untereinander
Vereinbarungen in Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches abschlie3en.

(2) Vereinbarungen sind durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und der Aufsichtsbehorde
zur Kenntnis zu bringen.

(3) Uber Streitigkeiten zwischen den an der Gemeindekooperation beteiligten Gemeinden hat die
Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden. Bei der Entscheidung tber vermdgensrechtliche Streitig-
keiten ist, wenn es die besonderen Umsténde gebieten, auf die Billigkeit Bedacht zu nehmen.*

5. 8 6 Abs. 1 lautet:

»(1) Zur Besorgung der Aufgaben der Stadt sind als Organe berufen:
1. der Gemeinderat;

2. der Stadtsenat;

3. der Birgermeister;

4. der Magistrat und

5. der Kassenfihrer.*

6. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefligt:

»87a
Ersatzmitglieder

(2) Ist ein Mitglied des Gemeinderats an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert, so
kann anstelle des verhinderten Mitglieds mit dessen Rechten und Pflichten jener Wahlwerber, dem kein
Gemeinderatsmandat zugewiesen wurde und in der Reihenfolge der Ersatzmitglieder die meisten
Wahlpunkte erreicht hat (erstgereihtes Ersatzmitglied nach § 71 Abs. 6 GemWO 1992) der jeweiligen
Gemeinderatspartei an dieser Sitzung des Gemeinderats teilnehmen. Jeder Gemeinderatspartei kommt nur
ein Ersatzmitglied zu. Die Bestimmungen des Gemeinderats gelten sinngem&BR auch fir die
Ersatzmitglieder.



(2) In Sitzungen des Stadtsenats und der Ausschisse besitzt das Ersatzmitglied keine
Vertretungsbefugnis.

7. In §9 Abs. 2 wird nach der Wortfolge ,,alle Gbrigen Mitglieder des Gemeinderats* der Klammer-
ausdruck ,,(Ersatzmitglieder nach § 7a)* eingefugt.

8. In 8 9 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderatsmitglieder” der Klammerausdruck ,,(Ersatzmitglieder
nach § 7a)“ eingefiigt.

9. In § 10 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,Mitglied des Gemeinderats* der Klammerausdruck ,,(Ersatz-
mitglied nach § 7a)* eingefugt.

10. In 8 10 Abs. 1 Z 5 zweiter Satz wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Beistrich ersetzt
und die Wortfolge ,,des Stadtsenats oder des Prifungsausschusses.* angefiigt.

11. In 8 10 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,,eines Mitglieds des Gemeinderats* der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieds nach § 7a)“ eingefigt.

12. In § 11 wird nach der Wortfolge ,,Mitglieder des Gemeinderats“ der Klammerausdruck ,,(Ersatz-
mitglieder nach § 7a)* eingefugt.

13. In 813 Abs. 3 Z 8 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Leistungen* durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen* ersetzt.

14.In § 15 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge ,,nach Bedarf“ durch die Wortfolge ,,zumindest einmal in
jedem Vierteljahr ersetzt.

15. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Der Birgermeister hat dem Gemeinderat jahrlich Gber die in seine Zustandigkeit fallenden
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs, insbesondere (ber Stipendien, Subventionen und
anderen Zuwendungen sowie Personalangelegenheiten zu berichten.*

16. 8 21 Abs. 1 lautet:

»(1) Sind sowohl der Burgermeister als auch alle Vizebirgermeister zur Ausiibung ihres Amts nicht
in der Lage, so kommt dem Stadtsenatsmitglied mit der langsten Funktionsdauer im Stadtsenat - mangels
eines solchen dem Gemeinderat mit der l&ngsten Funktionsdauer im Gemeinderat - jener
Gemeinderatspartei, der der Birgermeister angehért, die Funktion des Vertreters des Birgermeisters zu.
Bei gleicher Funktionsdauer ist das an Jahren alteste Stadtsenats- oder Gemeinderatsmitglied jener
Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister angehdrt, heranzuziehen.*

17. § 24 Abs. 1 und 2 lautet:

»(1) Flr jeden Stadtbezirk (§ 2 Abs. 2) kann ein Stadtbezirksvorsteher bestellt werden. In jenem
Stadtbezirk, in dem der Blrgermeister seinen Wohnsitz hat, kann entweder der Birgermeister die
Funktion des Stadtbezirksvorstehers selbst wahrnehmen oder kann der Birgermeister ein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Stadtsenats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. In allen anderen Stadtbezirken
kann der Birgermeister ein im betreffenden Stadtbezirk (§2 Abs.2) wohnhaftes Mitglied des
Gemeinderats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. Fur den Fall, dass sich kein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats bereit erklért, diese Funktion zu Gbernehmen, kann der Birger-
meister eine Person, die das passive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und ihren Wohnsitz in dem
Stadtbezirk hat, fir den sie bestellt wird, zum Stadtbezirksvorsteher bestellen.

(2) Der Stadtbezirksvorsteher wird vom Birgermeister fiir die Dauer seiner Funktionsperiode
bestellt. Der Stadtbezirksvorsteher kann vom Burgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestellung
oder Abberufung wird mit der Kundmachung nach Abs. 7 wirksam. Der Biirgermeister hat die Bestellung
oder Abberufung des Stadtbezirksvorstehers vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu
bringen.”

18. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) Wurde ein Umweltausschuss gemal § 31 eingerichtet und gehdrt der Umweltgemeinderat einer
Gemeinderatspartei an, die keinen Anspruch auf Vertretung im Umweltausschuss nach den Grundsatzen
des Verhéltniswahlrechts hat, so ist der Umweltgemeinderat bei den Sitzungen des Umweltausschusses
teilnahme- und stimmberechtigt.*



19. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefugt:

,»8 25a
Jugendgemeinderat

(1) Der Gemeinderat kann aus seiner Mitte fir die Dauer seiner Funktionsperiode einen Jugend-
gemeinderat wéhlen. Bei der Wahl sind die Bestimmungen der Gemeindewahlordnung tber die Wahl des
Burgermeisters durch den Gemeinderat sinngemall anzuwenden.

(2) Der Jugendgemeinderat darf im Zeitpunkt seiner Wahl das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Er hat den Birgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstiitzen.

(3) Sofern vom Gemeinderat kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Blrgermeister einen
Gemeindejugendreferenten bestellen. Zum Gemeindejugendreferenten darf nur eine Person bestellt
werden, die in der Gemeinde das aktive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und im Zeitpunkt seiner
Bestellung das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Der Gemeindejugendreferent hat den
Burgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstiitzen.

(4) Der Gemeindejugendreferent kann vom Birgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestel-
lung oder die Abberufung ist durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und wird jeweils mit
Beginn der Kundmachung wirksam. Der Birgermeister hat die Bestellung und die Abberufung des
Gemeindejugendreferenten vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.“

20.In § 26 Abs. 4 Z 1 wird das Wort ,,sechs* durch das Wort ,,sieben” ersetzt.

21. In 8§26 Abs. 4 Z 3 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Leistungen“ durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen* ersetzt.

22.In § 26 Abs. 4 Z 5 wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende Z 6 eingefligt:
,0. der Abschluss von befristeten Miet- und Pachtvertrdgen mit einer Dauer von maximal sechs
Monaten.*

23. In 8§ 31 Abs. 3 erster Satz wird das Wort ,,und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort
»Stadtbezirksvorsteher* die Wortfolge ,,und ein Vertreter jeder Gemeinderatspartei* eingefligt.

24. Dem § 32 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Die Bestimmungen Uber die Geschaftsfilhrung des Gemeinderats gelten in sinngemaRer
Anwendung fir die Ersatzmitglieder nach § 7a.”

25. § 33 Abs. 1 lautet:

»(1) Der Gemeinderat wird zu einer Sitzung durch den Burgermeister oder bei dessen Verhinderung
durch seinen Stellvertreter, sooft es die Geschafte erfordern, jedenfalls aber einmal in jedem Vierteljahr,
einberufen.”

26. § 33 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Einberufung hat gegen Nachweis an die Mitglieder (Ersatzmitglieder nach § 7a) des
Gemeinderats unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich und derart zu ergehen, dass sie spatestens
am achten Tag vor der Sitzung jedem Mitglied (Ersatzmitglied nach § 7a) zukommt. Die Zustellung der
Einberufung kann bei Abwesenheit des Mitglieds des Gemeinderats auch an jede volljéhrige Person, die
im gleichen Haushalt lebt, erfolgen.”

27. Nach § 33 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(3a) Die Einberufung kann auch in jeder anderen technisch méglichen Weise, insbesondere elektro-
nisch erfolgen, wenn das Mitglied (Ersatzmitglied nach § 7a) des Gemeinderats dieser Ubertragungsart
schriftlich zugestimmt hat. In diesem Fall geniigt die Sendebestétigung als nachweisliche Zustellung.*

28. 8 33 Abs. 4 lautet:

»(4) Ist die Zustellung nach Abs. 3 nicht mdglich, so ist die Einberufung beim Magistrat zu hinter-
legen. Diese Hinterlegung ist durch schriftliche Mitteilung am Wohnsitz des Gemeinderatsmitglieds
bekannt zu geben. Die Mitteilung ist in den Briefkasten einzuwerfen oder, wenn dies nicht méglich ist, an
der Eingangstiir zu befestigen.”



29. 8 33 Abs. 6 lautet:

»(6) Bei Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung muss darauf Riicksicht genommen
werden, dass moglichst alle Mitglieder des Gemeinderats an der Sitzung teilnehmen kdnnen. Die
willkirliche Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung zu Unzeiten ist nur mit Zustimmung aller
Mitglieder des Gemeinderats zuldssig.

30. Nach § 35 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefugt:

»(1a) Der Birgermeister hat dem Gemeinderat unter dem Tagesordnungspunkt , Allfalliges” den
voraussichtlichen Termin der ndchsten Gemeinderatssitzung bekannt zu geben.*

31. Dem § 35 Abs. 4 werden folgende Satze angefligt:

»Zudem kann jede Gemeinderatspartei mit schriftlicher Zustimmung aller ihrer Mitglieder die Aufnahme
eines Tagesordnungspunkts je Sitzung verlangen. Der Gegenstand dieses Tagesordnungspunkts muss in
den Wirkungsbereich des Gemeinderats fallen. Der Birgermeister ist verpflichtet diesen
Tagesordnungspunkt in die ndchste Gemeinderatssitzung aufzunehmen.*

32. Dem § 37 Abs. 2 werden folgende Sétze angefligt:

»,Das Recht auf Akteneinsicht beinhaltet das Recht, nach MaBgabe der vorhandenen technischen Mittel
Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst anzufertigen. Die Bestimmungen
Uber die Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberihrt.*

33. Dem § 37 werden folgende Abs. 4 und 5 angeftigt:

»(4) Anfragen nach Abs. 3 kénnen auch schriftlich beim Magistrat eingebracht werden. Die Anfrage
ist langstens innerhalb von acht Wochen nach dem Einlangen schriftlich zu beantworten. Findet innerhalb
dieser Frist eine Sitzung des Gemeinderats statt, so kann die Anfrage auch mindlich beantwortet werden.

(5) Anfragen nach Abs. 3 und 4 sind nur insoweit zu beantworten, als dadurch die Besorgung der
Ubrigen Aufgaben der Stadtverwaltung nicht wesentlich beeintrachtigt wird. Anfragen sind nicht zu
beantworten, wenn sie offenbar mutwillig verlangt werden, wenn umfangreiche Ausarbeitungen, die zu
einer L&hmung des Amtsbetriebs fuihren wirden, erforderlich wéaren, oder wenn die Informationen dem
Anfragenden auf anderem Weg unmittelbar zugénglich sind.*

34. In 843 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge ,,die Erlassung von Bescheiden* die Wortfolge
,»oder individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten* eingeflgt.

35. Dem § 43 wird folgender Abs. 3 angefligt:

.»(3) Eine akustische Aufzeichnung der 6ffentlichen Sitzung ist zuldssig. Der Gemeinderat kann mit
Beschluss im Einzelfall Einschrankungen verfiigen, wenn dies im Interesse eines geordneten Ablaufs der
Sitzung geboten erscheint.

36. § 44 Abs. 2 lautet:

»(2) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderats bei der Behandlung eines Tagesordnungspunkts
verlangt, so ist seine zu diesem Gegenstand gedulRerte (abweichende) Meinung in die Verhandlungsschrift
aufzunehmen. Das Aufnahmebegehren ist wahrend der Behandlung des Tagesordnungspunkts zu stellen.*

37. In §44 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge ,,binnen acht Tagen“ durch die Wortfolge ,,binnen
weiterer acht Tage" ersetzt.

38. In § 44 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,drei Amtstage* durch die Wortfolge ,,acht Tage* ersetzt.

39. In §44 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,jedem wahlberechtigten Gemeindemitglied” durch das Wort
»jedermann® ersetzt.

40. In 8§45 Abs.1 wird nach dem Wort ,hat“ die Wortfolge ,,zu Beginn jeder Funktionsperiode*
eingefigt.

41. § 47 Abs. 1 lautet:

.»(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der Beschlussfassung
Uber einen Verhandlungsgegenstand wegen Befangenheit ausgeschlossen:
1. in Sachen, an denen
a) sie selbst oder der Ehegatte,



b) die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten und vierten Grades in
der Seitenlinie,

c) die Verschwdgerten in gerader Linie und die Verschwégerten zweiten Grades in der
Seitenlinie,

d) die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder,

e) Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und Enkel einer dieser
Personen im Verhaltnis zur anderen Person sowie

f) der eingetragene Partner beteiligt sind,;

2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Miindels oder Pflege-
befohlenen;

3. in Sachen, in denen sie als Bevollméchtigte einer Partei bestellt waren oder noch bestellt sind;

4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheids in unterer
Instanz mitgewirkt haben;

5. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in
Zweifel zu ziehen.”

42. Dem § 47 wird folgender Abs. 7 angefligt:
.»(7) Die Befangenheitsbestimmungen gelten sinngemaf auch fir die Ersatzmitglieder nach § 7a.“

43. In § 49 erster Satz wird das Wort ,,hat* durch das Wort ,kann“ ersetzt und entféllt die Wortfolge
,mindestens einmal jahrlich®,

44. Dem § 51 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Der Antragsteller einer Birgerinitiative, die von mindestens 10 % der zum Gemeinderat
Wahlberechtigten unterstiitzt wird, kann verlangen, dass der Birgermeister (iber das Vorhaben, auf das
sich die Initiative bezieht, Auskiinfte erteilt. Einem solchen Verlangen ist innerhalb von sechs Wochen zu
entsprechen, sofern nicht Griinde der Amtsverschwiegenheit entgegenstehen.*

45. § 59 Abs. 2 lautet:

»(2) Das Eigentum der Stadt ist in seinem Gesamtwert moglichst ungeschmalert zu erhalten und,
soweit es ertragsfahig ist, derart zu verwalten, dass ein mdglichst groer und dauernder Ertrag daraus
erzielt wird. Ein groBer und dauernder Ertrag kann auch in einem sozialen Wert bestehen.*

46. Dem § 59 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefugt:

»(3) Erlose aus VermdgensverduBerungen sind zur Schaffung neuer Vermogenswerte oder zur
vorzeitigen Tilgung bestehender Darlehensschulden aul3erhalb des Tilgungsplanes zu verwenden.
(4) Bei allen Finanzgeschéften mit Ausnahme von
1. Spareinlagen
. Festgeld
. Kassenkredite
. mindelsichere Veranlagungen
. Kontoiiberziehung
. Darlehen, Schuldscheindarlehen und
. Leasingvertrage oder leasingdhnliche Finanzierungsformen, die wirtschaftlich einer
Kreditverpflichtung gleichkommen,

muss dem Gemeinderat vor Beschlussfassung eine schriftliche Risikoanalyse Uber das Finanzgeschéft
vorliegen. Diese Risikoanalyse ist von einer auf derartige Beratungen spezialisierten Einrichtung zu
erstellen, die Finanzprodukte weder anbietet noch vermittelt. Das Finanzgeschaft samt Risikoanalyse ist
der Aufsichtshehdrde vor Beschlussfassung zur Kenntnis zu bringen. Finanzgeschéfte mit
Fremdwahrungsrisiko dirfen nicht getatigt oder abgeschlossen werden.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nach den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckméaRigkeit Richtlinien uber den Abschluss von Finanzgeschéften festlegen.*
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47. Dem § 61 Abs. 1 wird folgender Satz angefligt:

»Wirtschaftliche Unternehmungen der Stadt sind als Eigenunternehmungen ohne eigene Rechtsperson-
lichkeit, die von der Stadt im eigenen Namen in einer besonderen Organisationseinheit betrieben werden,
zu flhren.”



48. § 61 Abs. 2 bis 5 lautet:

»(2) Die Stadt kann weiters wirtschaftliche Unternehmungen errichten oder sich an solchen beteili-
gen, die in Form einer eigenen Rechtspersonlichkeit betrieben werden (ausgegliederte Unternehmungen).

(3) Die Stadt darf wirtschaftliche Unternehmungen nur errichten, betreiben, erweitern oder sich an
wirtschaftlichen Unternehmungen beteiligen, wenn

1. die Unternehmungen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, ZweckméRigkeit und den kauf-
mannischen Grundsétzen entsprechen und

2. die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhaltnis zur voraussicht-
lichen Leistungsfahigkeit der Stadt steht und der Befriedigung des Bedarfes der Bevélkerung
oder einem Uberdrtlichen Interesse dient.

(4) Fur wirtschaftliche Unternehmungen gemélR Abs. 1, die marktbestimmte Tatigkeiten zum Gegen-
stand haben, hat der Gemeinderat durch Beschluss ein Betriebsstatut zu erlassen und einen Betriebsleiter
Zu bestimmen.

(5) Bei Unternehmungen geméaR Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Stadt stehen, ist
vorzusehen, dass dem Gemeinderat jahrlich ein Bericht der Geschéftsfiihrung tber die wirtschaftliche
Situation und die voraussichtliche Entwicklung der jeweiligen Unternehmungen vorzulegen ist.*

49. § 64 lautet:
17§ 64
Vermdogensverzeichnis

Das gesamte Vermdgen der Stadt, ihre Rechte und Verpflichtungen sowie ihre Beteiligungen sind
laufend zu erfassen. Der Stand des Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres, die Veranderungen (Zu-
und Abgange) wahrend des Haushaltsjahres und der Stand des Vermdgens am Ende des Haushaltsjahres
sind auszuweisen.*

50. § 64a Abs. 2 lautet:

.»(2) Die Erstellung des mittelfristigen Finanzplans hat unter Beriicksichtigung jener Grundsatze und
Empfehlungen zu erfolgen, die entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den
Gemeinden Uber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, vorgegeben werden.*

51. 8 66 Abs. 2 Z 1 lautet:

,»1. die Abgaben, insbesondere die festzusetzenden Abgabensatze und die Entgelte fir die Benltzung
von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen; bei bereits in der Stadt bestehenden Abgaben bedarf
es lediglich eines Beschlusses des Gemeinderats, wenn Anderungen gegeniiber dem vorange-
gangenen Haushaltsjahr beabsichtigt oder erforderlich sind;*

52. § 66 Abs. 3 lautet:

»(3) Bei der Beschlussfassung des Voranschlags sind die Grundsétze (ber die Haushaltskoordi-
nierung, die das nach Art. 14 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den L&ndern und den Gemeinden
iiber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, eingerichtete Koordinationskomitee des
Landes festlegt, einzuhalten.*

53. Dem § 66 werden folgende Abs. 4 und 5 angeftigt:

.»(4) Nach Beschlussfassung hat der Blirgermeister den Voranschlag und den mittelfristigen Finanz-
plan unverziglich der Aufsichtsbehdrde vorzulegen. Sofern der Voranschlag nicht rechtzeitig beschlossen
werden kann, hat der Blrgermeister bis spatestens 31.Janner des Haushaltsjahres den Entwurf des
Voranschlags der Aufsichtshehdrde vorzulegen. Gleiches gilt fir den mittelfristigen Finanzplan.

(5) Der Burgermeister hat den Voranschlag oder den Entwurf des Voranschlags (Abs. 4) und den
mittelfristigen Finanzplan oder den Entwurf des mittelfristigen Finanzplans (Abs. 4) der Aufsichts-
behdrde im Wege der Datenfernverarbeitung zu Gbermitteln. Der Aufsichtshehdrde ist eine Ausfertigung
des Voranschlags oder Voranschlagsentwurfes und des mittelfristigen Finanzplans oder Entwurfes des
mittelfristigen Finanzplans auch in schriftlicher Form vorzulegen.*

54. In 869 Abs.1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,,bestimmtes Anordnungsrecht” das Wort
Lschriftlich” eingefiigt.



55. § 70 Abs. 2 lautet:
»(2) Darlehen, die das nach dem Voranschlags- und Rechnungsquerschnitt zu ermittelnde
Maastricht-Defizit (Finanzierungssaldo) nachteilig verdndern, diirfen nur aufgenommen werden, wenn

1. sie den Grundsatzen Uber die Haushaltskoordinierung entsprechen, die das nach der Verein-
barung zwischen dem Bund, den Landern und den Gemeinden uber einen Stabilitatspakt 2012 -
OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, eingerichtete Koordinationskomitee des Landes festlegt, und

2. die Prifung aller anderen Finanzierungsmdglichkeiten sie unumgénglich erscheinen lasst.*

56. Dem 8§ 70 werden folgende Abs. 3 und 4 angefgt:

.»(3) Darlehen, die fir Zwecke einer wirtschaftlichen Unternehmung aufgenommen werden sollen,
die in Form eines marktbestimmten Betriebs geflihrt werden konnte, durfen unbeschadet anderer
gesetzlicher Bestimmungen nur aufgenommen werden, wenn die Stadt fiir diesen Zweck einen markt-
bestimmten Betrieb einrichtet.

(4) Wenn Darlehen aufgenommen werden, die mit dem Gesamtbetrag auf einmal zur Riickzahlung
fallig werden, sind die Mittel zur Tilgung in einer Tilgungsriicklage anzusammeln.*

57. In 871 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Uber eine Weiterflihrung der stabilitatsorientierten Budgetpolitik
(Osterreichischer  Stabilitatspakt 2011, LGBI. Nr.72/2011)* durch die Wortfolge ,lber einen
Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013,* ersetzt.

58. § 73 Abs. 5 lautet:

»(5) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss so zeitgerecht zu genehmigen, dass dieser
spatestens vier Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres der Aufsichtsbehdrde vorgelegt werden kann.*
59. Dem 8 73 wird folgender Abs. 6 angeflgt:

.»(6) Der Birgermeister hat den Rechnungsabschluss (Abs. 5) der Aufsichtsbehérde im Wege der
Datenfernverarbeitung zu Ubermitteln. Solange die Stadt tber diese technische Mdglichkeit nicht verfugt,
kann die Dateniibermittlung mittels maschinell lesbarer Datentrager erfolgen. Uber Verlangen der
Aufsichtsbehorde ist dieser eine Ausfertigung des Rechnungsabschlusses auch in schriftlicher Form
vorzulegen.”

60. Dem 8 74 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt:

,Ist die Funktion des Kassenfiihrers unbesetzt oder steht fest, dass der Kassenfiihrer voraussichtlich durch
mehr als zwei Wochen seine Funktion nicht ausiiben kann, hat der Birgermeister flir diese Zeit einen
Gemeindebediensteten als Kassenfiihrer zu bestellen.*

61. § 76 Abs. 1 erster Satz lautet:

»(1) Der Gemeinderat Uberwacht die gesamte Gebarung der Stadt, einschlieBlich
1. der 6ffentlichen Einrichtungen,
2. der in der Verwaltung der Stadt stehenden selbstédndigen Fonds und Stiftungen,
3. der wirtschaftlichen Unternehmungen geméaR § 61 Abs. 1 und
4. der Unternehmungen gemé&R § 61 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Stadt stehen.”

62. In § 76 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender dritter Satz (neu) eingefugt:

,»Die restlichen Mitglieder sind nach den Grundsétzen der Verhéltniswahl (Methode nach d'Hondt) zu
bestellen.*

63. § 76 Abs. 1 letzter Satz lautet:

»Mitglieder des Stadtsenats, der Kassenfiihrer, der Stadtbezirksvorsteher, dem ein Anordnungsrecht (§ 69
Abs. 1 und 2) zusteht, und Gemeindebedienstete durfen dem Prifungsausschuss nicht angehéren.*
64. 8 76 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Uberpriifung ist - ausgenommen im Fall von Abs. 2a - mindestens vierteljahrlich, auRerdem
bei jedem Wechsel in der Person des Bilrgermeisters oder des Kassenfiihrers vorzunehmen.*
65. Nach § 76 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

,.(2a) Die Uberpriifung von Unternehmungen gemal § 61 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss
der Stadt stehen, durch den Prifungsausschuss entfallt, wenn eine zumindest jahrliche Uberprifung durch



hiezu beruflich Befugte gesetzlich, vertraglich oder satzungsgemé&R vorgesehen ist. In diesem Fall ist der
Prufbericht des beruflich Befugten nach dessen Erstellung dem Gemeinderat spatestens bei der
Behandlung des Rechnungsabschlusses der Stadt vorzulegen.*

66. Nach § 76 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefugt:

»(32) Jedes Mitglied des Prifungsausschusses hat das Recht, beim Obmann des Priifungsausschusses
schriftlich die Aufnahme eines Tagesordnungspunkts zu verlangen. Der Obmann des Prufungsaus-
schusses ist in diesem Fall verpflichtet, diesen Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nachst-
folgenden Sitzung des Priifungsausschusses zu setzen.“

67. Nach § 76 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefugt:

»(4a) War der ordnungsgemal einberufene Priifungsausschuss nicht beschlussfahig, kann unter
Berufung hierauf fir die gleichen Verhandlungsgegensténde eine neuerliche Sitzung einberufen werden.
Eine solche Sitzung ist einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Priifungsausschusses verlangt
wird. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses innerhalb von acht Tagen einzuberufen
und innerhalb weiterer acht Tage abzuhalten. Der Priifungsausschuss ist bei diesen Sitzungen
beschlussfahig, sofern mindestens ein Mitglied des Priifungsausschusses anwesend ist.“

68. § 76 Abs. 6 lautet:

»(6) Ein Tagesordnungspunkt kann nur dann vertagt werden, wenn der Priifungsausschuss dies
einstimmig beschlief3t.”

69. 88 77 bis 79 lauten:
L8717
Gebarungsprifung der Aufsichtsbehdrde
(1) Die Aufsichtsbehdrde hat das Recht, die Gebarung der Stadt (des Gemeindeverbands),
einschlieBlich
1. der wirtschaftlichen Unternehmungen gemaR § 61 Abs. 1,

2. der Beteiligungen an Unternehmungen gemafR § 61 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss
der Stadt stehen, und

3. der in der Verwaltung der Stadt stehenden selbstandigen Fonds und Stiftungen
auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit zu Uberpriifen.

(2) Das Ergebnis der Uberprifung ist dem Birgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat zu
Ubermitteln. Der Prifbericht ist dem Gemeinderat unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zur Kenntnis
zu bringen. Der Biirgermeister hat die auf Grund des Uberpriifungsergebnisses getroffenen MaRnahmen
innerhalb von drei Monaten der Aufsichtsbehdrde mitzuteilen.

§78
Haushaltsordnung

(1) Die Landesregierung hat Uber die Haushaltsfiihrung der Stadt, insbesondere tber die Erstellung
des Voranschlags, sowie die Rechnungs- und Kassenfiihrung im Verordnungsweg néhere Vorschriften zu
erlassen (Haushaltsordnung), wobei die auf Grund des § 16 Abs. 1 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof erlassenen Vorschriften und Richtlinien des Bundes-
ministeriums fir Finanzen zu beachten sind.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung nach den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und ZweckmaRigkeit Richtlinien Uber den Einsatz von Finanzinstrumenten festzulegen.

8§79
Fristen
Soweit in anderen Gesetzen nicht anderes bestimmt ist, betragen Kundmachungs- und Auflagefristen
zwei Wochen.*
70. Dem § 80 Abs. 4 wird folgender Satz angefuigt:
»Auf Verlangen sind - gegebenenfalls gegen Ersatz der Kosten - Kopien auszufolgen.*



71. Nach § 84 wird folgender § 84a eingefugt:

,»8 84a
Aufsichtsbeschwerden
(1) Fur Beschwerden dber die Amtsfihrung von Gemeindeorganen (Aufsichtsbeschwerden) gilt
vorbehaltlich Abs. 3:
1. Aufsichtsbeschwerden sind schriftlich bei der Aufsichtsbehdrde einzubringen.
2. Die Aufsichtsbehérde hat von dem von der Aufsichtsbeschwerde betroffenen Organ eine schrift-
liche Stellungnahme einzuholen.

3. Die Aufsichtshehdrde hat zu beurteilen, ob das Gemeindeorgan durch sein Verhalten Gesetze
oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind der Beschwerdefiihrer und das betrof-
fene Organ schriftlich zu informieren.

4. Die Erledigung einer Aufsichtsbeschwerde soll ohne Verzug, nach Mdéglichkeit innerhalb von
sechs Monaten nach dem Einlangen bei der Aufsichtsbehdrde, erfolgen.

(2) Werden Aufsichtsbeschwerden von einem Mitglied des Gemeinderats eingebracht, gilt dartber
hinaus:
1. Die Stellungnahme geméaR Abs. 1 Z 2 ist dem Beschwerdefiihrer zu Ubermitteln.
2. Der Beschwerdefiihrer hat das Recht, sich zur Stellungnahme geméR Abs. 1 Z 2 innerhalb von
zwei Wochen ab Zustellung der Mitteilung gemaR Z 1 zu &uRRern.

(3) Aufsichtsbeschwerden in Angelegenheiten, die von der Aufsichtsbehtrde auf Grund einer
Aufsichtsbeschwerde der einschreitenden Person bereits erledigt wurden, oder solche, mit denen die
Tatigkeit der Aufsichtsbehdrde offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird, sind nicht weiter zu
behandeln.*

72. 885 Abs. 2 Z 6 bis 8 lautet:
,,6. die Ubernahme von Haftungen mit Ausnahme von Haftungen fiir Darlehen, die vom Bund oder
Land oder einem von diesen eingerichteten Fonds zu Forderungszwecken gewdhrt werden, der
Beitritt zu Schulden und die Ubernahme von Schulden sowie das Eingehen von Wechsel-
verbindlichkeiten;
7. den Abschluss von Immobilien-Leasingvertrdgen und von leasingdhnlichen Finanzierungsformen
fur Immobilien (zB Mietfinanzierungsvertrage);

8. die Errichtung, Ubernahme, Umwandlung, VerauRerung oder Auflésung von wirtschaftlichen
Unternehmungen gemdl 8 61 Abs. 2 und die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmungen
gemaR § 61 Abs. 2 sowie jede Anderung dieser Rechtsgeschafte, soweit damit eine Erhéhung der
finanziellen Verpflichtungen der Stadt verbunden ist;*

73. Dem 8 85 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefligt:
,»9. der Abschluss von Finanzgeschéften, die der Veranlagung von Gemeindevermdgen dienen sowie

der Abschluss von derivativen Finanzinstrumenten.*
74. § 88 Abs. 2 erster Satz lautet:
.Beschlisse, die Gesetze und Verordnungen verletzen, kénnen von der Aufsichtsbehorde aufgehoben
werden.“
75. 8 90 lautet:
,»8 90
Ersatzvornahme

(1) Erflllt die Stadt eine ihr durch Gesetz oder Verordnung auferlegte Verpflichtung nicht, so kann
ihr die Aufsichtsbehorde die Erfullung durch Bescheid auftragen. Hiefir ist eine angemessene Frist zu
setzen.

(2) Nach fruchtlosem Ablauf der nach Abs. 1 festgesetzten Frist oder bei Gefahr im Verzug kann die
Aufsichtsbehdrde an Stelle und im Namen der Stadt sowie auf deren Kosten und Gefahr die
erforderlichen MaBnahmen treffen.

(3) Zur Erlassung von Bescheiden anstelle sdumiger Gemeindeorgane ist die Aufsichtsbehdrde nicht
berufen.*



76. Nach § 90 wird folgender § 90a eingefugt:
»8 90a
Ordnungsstrafen

(1) Die Aufsichtsbehérde kann dem Birgermeister bei wiederholten Ordnungswidrigkeiten im
Verfahren, soweit nicht gerichtlich strafbar, Ordnungsstrafen bis zu 750 Euro auferlegen. Als
Ordnungswidrigkeiten gelten

1. die Nichteinberufung einer beantragten Gemeinderatssitzung (§ 33 Abs. 2),

. die Nichtaufnahme eines Tagesordnungspunkts (§ 35 Abs. 4),

. die Verweigerung der Akteneinsicht (§ 37 Abs. 2),

. die Nichtbeantwortung einer mindlichen oder schriftlichen Anfrage (§ 37 Abs. 3 und 4),
. die Nichtbeachtung der Befangenheitsbestimmung (8 47),

. die nicht zeitgerechte Erstellung des Voranschlags (§ 66 Abs. 1), des Nachtragsvoranschlags
(8 68 Abs. 1) und des Rechnungsabschlusses (8 73 Abs. 1),
. die Uberschreitung des Kassenkredites (§ 72),
. die nicht rechtzeitige Riickzahlung des Kassenkredites (§ 72),
9. die Leistung von Zahlungen aus der Gemeindekassa alleine durch den Burgermeister (§ 74
Abs. 2),
10. die Uberschreitung der Kompetenzen des Magistrats im Rahmen seiner Zustindigkeit nach § 26
Abs. 4,
11. die Nichtabgabe einer Stellungnahme zum Prifbericht der Aufsichtsbehdrde innerhalb von drei
Monaten (8§ 77 Abs. 2),

12. der Vollzug von Rechtsgeschaften, die einem Genehmigungsvorbehalt gemaR § 85 Abs. 2

unterliegen, ohne Einholung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung,

13. die Verletzung der Auskunftspflicht gegentiber der Aufsichtsbehérde (8 86) und

14. die Nichtvorlage von Verordnungen, die der Aufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu bringen sind

(8 87 Abs. 1).

(2) Die wiederholte Ordnungswidrigkeit ist von der Aufsichtsbehdrde mit Bescheid festzustellen.
Gegen diesen Bescheid besteht die Mdoglichkeit Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu
erheben. Nach Rechtskraft des Feststellungsbescheides kann die Aufsichtsbehdrde eine Ordnungsstrafe
mit Bescheid verhdngen. Gegen diesen Bescheid kann wiederum Beschwerde an das Landesverwaltungs-
gericht erhoben werden.*

o OB N

o

77. 8§ 92 lautet:
892
Parteistellung, Verfahren

(1) Die Stadt hat im aufsichtsbehdrdlichen Verfahren Parteistellung. Sie ist berechtigt, gegen
Bescheide der Aufsichtshehdrde Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht und gegen Erkenntnisse
und Beschliisse des Landesverwaltungsgerichts Revision an den Verwaltungsgerichtshof und Beschwerde
an den Verfassungsgerichtshof zu erheben.

(2) Im aufsichtsbehoérdlichen Genehmigungsverfahren kommt ausschlieBlich der Stadt Parteistellung
zu.*
78. 8 93 lautet:

,»8 93
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

Die in diesem Gesetz verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlielen
jeweils die méannliche und weibliche Form gleichermafien ein.”

79. Dem 8 96 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses, § 3 Abs. 4 bis 6, §§ 5a bis 5d, 6 Abs. 1, 8§ 7a, 9
Abs. 2 und 3, 8 10 Abs. 1 und 3, 88 11, 13 Abs. 3, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 4, § 21 Abs. 1, § 24 Abs. 1 und
2, 8 25 Abs. 3, 88 25a, 26 Abs. 4, 8§ 31 Abs. 3, § 32 Abs. 3, 8§ 33 Abs. 1, 3, 3a, 4 und 6, § 35 Abs. 1a und
4,837 Abs.2,4und 5, 8§43 Abs. 1und 3,844 Abs. 2, 4,5und 7, 8 45 Abs. 1, 8 47 Abs. 1 und 7, 88 49,
51 Abs. 4, § 59 Abs. 2 bis 5, § 61 Abs. 1 bis 5, 8§ 64, 64a Abs. 2, § 66 Abs. 2 bis 5, § 69 Abs. 1, § 70



Abs. 2 bis 4, 8 71 Abs. 3,8 73 Abs. 5und 6, 8 74 Abs. 1, § 76 Abs. 1, 2, 2a, 3a, 4a und 6, 8§ 77 bis 79, 80
Abs. 4, 88§ 84a, 85 Abs. 2, § 88 Abs. 2, 88 90, 90a, 92 und 93 in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des in der nachsten, im
Landesgesetzblatt kundgemachten Verordnung der Landesregierung (ber die Ausschreibung der
allgemeinen Wahlen des Gemeinderats und des Burgermeisters im Land Burgenland festgelegten
Wahltags in Kraft.“

Artikel 3

(Verfassungsbestimmung)
Anderung des Ruster Stadtrechts 2003

Das Ruster Stadtrecht 2003 - Ruster StR 2003, LGBI. Nr.57/2003, in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. 1/2014, wird wie folgt geéndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:

a) Nach dem Eintrag ,,8 5 Ehrungen durch die Stadt” werden folgende Zeilen eingefiigt:
»35a Gemeindeverbdnde
8 5b Verwaltungsgemeinschaften
§ 5¢ Satzung
8 5d Gemeindekooperationen®

b) Nach dem Eintrag ,,8 7 Gemeinderat Zusammensetzung, Wahl und Funktionsdauer” wird die Zeile
,»8 7a Ersatzmitglieder eingefiigt.

¢) Nach dem Eintrag ,,§ 25 Umweltgemeinderat” wird die Zeile ,,§ 25a Jugendgemeinderat* eingefligt.
d) Der Eintrag zu § 63 lautet ,,Vermdgensverzeichnis®.

e) Nach dem Eintrag ,,§ 83 Aufsichtsbehdrde und Handhabung des Aufsichtsrechts* wird die Zeile
,»8 83a Aufsichtsbeschwerden* eingefiigt.

f) Nach dem Eintrag ,,8 89 Ersatzvornahme** wird die Zeile ,,§ 89a Ordnungsstrafen* eingefugt.

g) Der Eintrag zu § 92 lautet ,,Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann*‘.

2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:
,»Die Bewilligung zur Flihrung des Stadtwappens hat mittels Bescheid des Stadtsenats zu erfolgen.*

3. Dem § 3 werden folgende Abs. 5 und 6 angefligt:

»(5) Das Recht zur Fihrung des Stadtwappens erlischt bei einer physischen Person mit dem Tod,
wenn Umsténde eintreten, nach denen sie vom allgemeinen Wahlrecht ausgeschlossen wére oder wenn
Uber ihr Vermdgen das Insolvenzverfahren erdffnet wird. Das Recht zur Fuhrung des Stadtwappens
erlischt bei einer juristischen Person mit ihrem Untergang, mit Sitzverlegung ins Ausland, wenn eine
wesentliche Anderung ihres fir die Verleihung maRgebend gewesenen Zweckes eintritt oder wenn (iber
ihr Vermdgen das Insolvenzverfahren eroffnet wird.

(6) Berechtigungen zur Fihrung des Stadtwappens sind vom Stadtsenat mit Bescheid zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen unter denen das Recht verliehen wurde, weggefallen sind, ein Missbrauch zu
befirchten ist oder die tatsdchliche Fiihrung des Stadtwappens durch den Berechtigten der
bescheidméaRigen Bewilligung nicht entspricht.*

4. Nach § 5 werden folgende 88 5a bis 5d eingefligt:

,»8 ba
Gemeindeverbande

(1) Soweit nicht die Bundesgesetzgebung zusténdig ist, kann durch Landesgesetz zur Besorgung von
Angelegenheiten der Wirkungsbereiche der Stadt die Bildung von Gemeindeverb&nden vorgesehen
werden. Soweit solche Gemeindeverbande Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt
besorgen sollen, sind die Organe der Gemeindeverbénde nach demokratischen Grundsétzen zu bilden. Bei
der nach Maligabe besonderer Gesetze zuldssigen Bildung von Gemeindeverbanden im Wege der
Vollziehung sind die beteiligten Gemeinden vorher zu hdren.



(2) Das Nahere wird durch Landesgesetz bestimmt.

§5b
Verwaltungsgemeinschaften

(1) Die Stadt kann sich mit anderen Gemeinden auf Grund Ubereinstimmender Gemeinderats-
beschlisse in Angelegenheiten des eigenen und des vom Land Ubertragenen Wirkungsbereichs zu einer
gemeinschaftlichen Geschéftsfiihrung zusammenschlieen. Ein solcher Zusammenschluss bedarf der
Genehmigung der Landesregierung als Aufsichtsbehdrde. Diese Genehmigung darf nicht verweigert
werden, wenn die Satzung den Vorschriften des § 5c entspricht, die Errichtung der Verwaltungs-
gemeinschaft im Interesse der Vereinfachung und Verbilligung der Geschéaftsfiihrung der Gemeinden und
der Stadt gelegen ist und die Erfiillung der gemeinsam zu fuhrenden Aufgaben gewéhrleistet.

(2) Durch Landesgesetz kann nach Anhérung der beteiligten Gemeinden und der Stadt auch gegen
deren Willen eine Verwaltungsgemeinschaft errichtet werden, wenn dies zur Erflllung bestimmter
gemeinsamer Aufgaben (Abs.1) oder zur Vereinfachung und Verbilligung der Geschéftsfiihrung
notwendig ist.

(3) Die Selbstandigkeit der Stadt sowie ihre Rechte und Pflichten werden durch den Zusammen-
schluss zu einer Verwaltungsgemeinschaft nicht bertihrt. Die Verwaltungsgemeinschaft hat das erforder-
liche Personal und die erforderlichen Sachmittel bereitzustellen. Sie besitzt insoweit Rechtsperson-
lichkeit. Die gemdl §5c Abs.1 Z 3 in der Satzung zu bezeichnenden Geschéfte sind im Namen der
jeweils zustdndigen Gemeinde unter der Leitung und Aufsicht des Burgermeisters dieser Gemeinde zu
fuhren.

(4) Die Verwaltungsgemeinschaft wird, soweit sie Rechtspersonlichkeit besitzt, durch den Verwal-
tungsausschuss vertreten. Der Verwaltungsausschuss wird aus der Gesamtzahl aller Mitglieder des
Gemeinderats jener Gemeinden gebildet, die zur Verwaltungsgemeinschaft zusammengeschlossen sind.
Den Vorsitz im Verwaltungsausschuss hat der Burgermeister der Sitzgemeinde zu fiihren. Der Verwal-
tungsausschuss fasst seine Beschliisse mit einfacher Stimmenmehrheit.

(5) Die mit der gemeinschaftlichen Geschaftsfuhrung verbundenen Kosten (Personal- und Sach-
aufwand) sind von den beteiligten Gemeinden entsprechend dem in der Satzung festgelegten Beitrags-
verhéltnis zu tragen.

(6) Jede spatere Anderung oder Auflésung einer Verwaltungsgemeinschaft bedarf der Genehmigung
der Landesregierung.

(7) Der Zusammenschluss sowie jede spétere Anderung oder Aufldsung ist tunlichst mit dem Beginn
bzw. Ende eines Haushaltsjahres festzusetzen. Der Zusammenschluss sowie die Anderung und Auflésung
ist im Landesamtsblatt zu verlautbaren.

(8) Im Ubrigen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes lber die Gemeindeaufsicht auf die
Verwaltungsgemeinschaften sinngemdl anzuwenden.

§ 5¢
Satzung

(1) Bei Errichtung einer Verwaltungsgemeinschaft nach § 5b Abs. 1 ist durch die Gemeinderéte der
beteiligten Gemeinden die Satzung der Verwaltungsgemeinschaft zu beschlieBen. Die Satzung hat zu
enthalten:

1. die Namen der beteiligten Gemeinden;

2. Name, Sitz, Geschaftsfiihrung und Vertretung der Verwaltungsgemeinschaft;

3. die Bezeichnung der gemeinsam zu filhrenden Geschéfte;

4. die Bestellung des gemeinsamen Personals;

5. den Beitrag der beteiligten Gemeinden zur gemeinschaftlichen Geschéftsfihrung;

6. das Verfahren bei Auflésung der Verwaltungsgemeinschaft und

7. die Bedingungen der Aufnahme und des Ausscheidens von Gemeinden.
(2) Die Satzung einer nach § 5b Abs. 2 gegen den Willen der beteiligten Gemeinden errichteten

Verwaltungsgemeinschaft wird von der Landesregierung in sinngemafer Anwendung des Abs. 1 nach
Anhorung der beteiligten Gemeinden erlassen.



8§ 5d
Gemeindekooperationen

(1) Die Stadt kann zum Zwecke der Kooperation mit anderen Gemeinden untereinander
Vereinbarungen in Angelegenheiten ihres Wirkungsbereichs abschliefen.

(2) Vereinbarungen sind durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und der Aufsichtsbehdrde
zur Kenntnis zu bringen.

(3) Uber Streitigkeiten zwischen den an der Gemeindekooperation beteiligten Gemeinden hat die
Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden. Bei der Entscheidung Uber vermégensrechtliche Streitig-
keiten ist, wenn es die besonderen Umsténde gebieten, auf die Billigkeit Bedacht zu nehmen.“

5.8 6 Abs. 1 lautet:

»(1) Zur Besorgung der Aufgaben der Stadt sind als Organe berufen:
1. der Gemeinderat;
2. der Stadtsenat;
3. der Burgermeister;
4. der Magistrat und
5. der Kassenfiihrer.

6. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefligt:

»87a
Ersatzmitglieder

(2) Ist ein Mitglied des Gemeinderats an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert, so
kann anstelle des verhinderten Mitglieds mit dessen Rechten und Pflichten jener Wahlwerber, dem kein
Gemeinderatsmandat zugewiesen wurde und in der Reihenfolge der Ersatzmitglieder die meisten
Wahlpunkte erreicht hat (erstgereihtes Ersatzmitglied nach § 71 Abs. 6 GemWO 1992) der jeweiligen
Gemeinderatspartei an dieser Sitzung des Gemeinderats teilnehmen. Jeder Gemeinderatspartei kommt nur
ein Ersatzmitglied zu. Die Bestimmungen des Gemeinderats gelten sinngemaR auch fir die
Ersatzmitglieder.

(2) In Sitzungen des Stadtsenats und der Ausschiisse besitzt das Ersatzmitglied keine
Vertretungsbefugnis.*

7. In §9 Abs. 2 wird nach der Wortfolge ,,alle Ubrigen Mitglieder des Gemeinderats* der Klammer-
ausdruck ,,(Ersatzmitglieder nach § 7a)“ eingefiigt.

8. In 8§ 9 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderatsmitglieder* der Klammerausdruck ,,(Ersatzmitglieder
nach § 7a)" eingeflgt.

9. In § 10 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,Mitglied des Gemeinderats* der Klammerausdruck ,,(Ersatz-
mitglied nach § 7a)" eingeflgt.

10. In 8 10 Abs. 1 Z 5 zweiter Satz wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Beistrich ersetzt
und die Wortfolge ,,des Stadtsenats oder des Prifungsausschusses.” angeflgt.

11. In 8 10 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,.eines Mitglieds des Gemeinderats* der Klammerausdruck
»(Ersatzmitglieds nach § 7a)" eingefigt.

12. In §11 wird nach der Wortfolge ,,Mitglieder des Gemeinderats“ der Klammerausdruck ,,(Ersatz-
mitglieder nach § 7a)“ eingefiigt.

13.In § 13 Abs. 3 Z 7 wird die Zahl ,,1* durch die Zahl ,,2* ersetzt.

14. In 8§13 Abs. 3 Z 8 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Leistungen* durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen® und die Zahl ,,1* durch die Zahl ,,2* ersetzt.

15. In § 15 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge ,,nach Bedarf“ durch die Wortfolge ,,zumindest einmal in
jedem Vierteljahr ersetzt.



16. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Der Birgermeister hat dem Gemeinderat jahrlich Gber die in seine Zustandigkeit fallenden
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs, insbesondere (ber Stipendien, Subventionen und
anderen Zuwendungen sowie Personalangelegenheiten zu berichten.*

17. 8 21 Abs. 1 lautet:

»(1) Sind sowohl der Burgermeister als auch alle Vizebirgermeister zur Auslibung ihres Amts nicht
in der Lage, so kommt dem Stadtsenatsmitglied mit der langsten Funktionsdauer im Stadtsenat - mangels
eines solchen dem Gemeinderat mit der langsten Funktionsdauer im Gemeinderat - jener
Gemeinderatspartei, der der Birgermeister angehért, die Funktion des Vertreters des Birgermeisters zu.
Bei gleicher Funktionsdauer ist das an Jahren alteste Stadtsenats- oder Gemeinderatsmitglied jener
Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister angehdrt, heranzuziehen.*

18. § 24 Abs. 1 und 2 lautet:

»(1) Flr jeden Stadtbezirk (§ 2 Abs. 2) kann ein Stadtbezirksvorsteher bestellt werden. In jenem
Stadtbezirk, in dem der Blrgermeister seinen Wohnsitz hat, kann entweder der Blrgermeister die
Funktion des Stadtbezirksvorstehers selbst wahrnehmen oder kann der Birgermeister ein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Stadtsenats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. In allen anderen Stadtbezirken
kann der Birgermeister ein im betreffenden Stadtbezirk (§2 Abs.2) wohnhaftes Mitglied des
Gemeinderats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. Fur den Fall, dass sich kein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats bereit erklart, diese Funktion zu Gbernehmen, kann der Burger-
meister eine Person, die das passive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und ihren Wohnsitz in dem
Stadtbezirk hat, fiir den sie bestellt wird, zum Stadtbezirksvorsteher bestellen.

(2) Der Stadtbezirksvorsteher wird vom Birgermeister fir die Dauer seiner Funktionsperiode
bestellt. Der Stadtbezirksvorsteher kann vom Burgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestellung
oder Abberufung wird mit der Kundmachung nach Abs. 7 wirksam. Der Biirgermeister hat die Bestellung
oder Abberufung des Stadtbezirksvorstehers vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu
bringen.”

19. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Wurde ein Umweltausschuss gemal 8§ 31 eingerichtet und gehdrt der Umweltgemeinderat einer
Gemeinderatspartei an, die keinen Anspruch auf Vertretung im Umweltausschuss nach den Grundsatzen
des Verhéltniswahlrechts hat, so ist der Umweltgemeinderat bei den Sitzungen des Umweltausschusses
teilnahme- und stimmberechtigt.*

20. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefugt:

.8 25a
Jugendgemeinderat

(1) Der Gemeinderat kann aus seiner Mitte fur die Dauer seiner Funktionsperiode einen
Jugendgemeinderat wéhlen. Bei der Wahl sind die Bestimmungen der Gemeindewahlordnung lber die
Wahl des Birgermeisters durch den Gemeinderat sinngeméafl anzuwenden.

(2) Der Jugendgemeinderat darf im Zeitpunkt seiner Wahl das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Er hat den Birgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstiitzen.

(3) Sofern vom Gemeinderat kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Birgermeister einen
Gemeindejugendreferenten bestellen. Zum Gemeindejugendreferenten darf nur eine Person bestellt
werden, die in der Gemeinde das aktive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt und im Zeitpunkt seiner
Bestellung das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Der Gemeindejugendreferent hat den
Burgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstitzen.

(4) Der Gemeindejugendreferent kann vom Birgermeister jederzeit abberufen werden. Die Bestel-
lung oder die Abberufung ist durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen und wird jeweils mit
Beginn der Kundmachung wirksam. Der Birgermeister hat die Bestellung und die Abberufung des
Gemeindejugendreferenten vor der Kundmachung dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.”

21.1In 8§ 26 Abs. 4 Z 1 wird das Wort ,,sechs* durch das Wort ,,sieben* ersetzt.

22. In §26 Abs. 4 73 wird die Wortfolge ,,Arbeiten und Leistungen* durch die Wortfolge ,,Arbeiten,
Lieferungen und Leistungen* ersetzt.



23. In §26 Abs.4 Z 5 wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende Z 6 eingefligt:

,,0. der Abschluss von befristeten Miet- und Pachtvertrdgen mit Dauer von maximal sechs Monaten.*

24. In 8 31 Abs. 3 erster Satz wird das Wort ,,und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort
»Stadtbezirksvorsteher* die Wortfolge ,,und ein Vertreter jeder Gemeinderatspartei eingefiigt.

25. Dem § 32 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Die Bestimmungen (ber die Geschaftsfihrung des Gemeinderats gelten in sinngeméRer
Anwendung fir die Ersatzmitglieder nach § 7a.“

26. 8 33 Abs. 1 lautet:

»(1) Der Gemeinderat wird zu einer Sitzung durch den Birgermeister oder bei dessen Verhinderung
durch seinen Stellvertreter, sooft es die Geschéfte erfordern, jedenfalls aber einmal in jedem Vierteljahr,
einberufen.*

27. 8 33 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Einberufung hat gegen Nachweis an die Mitglieder (Ersatzmitglieder nach § 7a) des
Gemeinderats unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich und derart zu ergehen, dass sie spatestens
am achten Tag vor der Sitzung jedem Mitglied (Ersatzmitglied nach § 7a) zukommt. Die Zustellung der
Einberufung kann bei Abwesenheit des Mitglieds des Gemeinderats auch an jede volljéhrige Person, die
im gleichen Haushalt lebt, erfolgen.*

28. Nach § 33 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefugt:

»(3a) Die Einberufung kann auch in jeder anderen technisch moglichen Weise, insbesondere elektro-
nisch erfolgen, wenn das Mitglied (Ersatzmitglied nach § 7a) des Gemeinderats dieser Ubertragungsart
schriftlich zugestimmt hat. In diesem Fall geniigt die Sendebestétigung als nachweisliche Zustellung.

29. 8 33 Abs. 4 lautet:

»(4) Ist die Zustellung nach Abs. 3 nicht moglich, so ist die Einberufung beim Magistrat zu
hinterlegen. Diese Hinterlegung ist durch schriftliche Mitteilung am Wohnsitz des Gemeinderatsmitglieds
bekannt zu geben. Die Mitteilung ist in den Briefkasten einzuwerfen oder, wenn dies nicht méglich ist, an
der Eingangstir zu befestigen.“

30. § 33 Abs. 6 lautet:

»(6) Bei Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung muss darauf Riicksicht genommen
werden, dass moglichst alle Mitglieder des Gemeinderats an der Sitzung teilnehmen konnen. Die
willkurliche Festsetzung des Tags und der Stunde der Sitzung zu Unzeiten ist nur mit Zustimmung aller
Mitglieder des Gemeinderats zuldssig.*

31. Nach § 35 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Der Birgermeister hat dem Gemeinderat unter dem Tagesordnungspunkt , Allfalliges” den
voraussichtlichen Termin der ndchsten Gemeinderatssitzung bekannt zu geben.*
32. Dem § 35 Abs. 4 werden folgende Satze angefiigt:

»Zudem kann jede Gemeinderatspartei mit schriftlicher Zustimmung aller ihrer Mitglieder die Aufnahme
eines Tagesordnungspunkts je Sitzung verlangen. Der Gegenstand dieses Tagesordnungspunkts muss in
den Wirkungsbereich des Gemeinderats fallen. Der Bilrgermeister ist verpflichtet diesen
Tagesordnungspunkt in die nachste Gemeinderatssitzung aufzunehmen.*

33. Dem § 37 Abs. 2 werden folgende Satze angefligt:

,Das Recht auf Akteneinsicht beinhaltet das Recht, nach MaRgabe der vorhandenen technischen Mittel
Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst anzufertigen. Die Bestimmungen
Uber die Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberihrt.*

34. Dem § 37 werden folgende Abs. 4 und 5 angefigt:

»(4) Anfragen nach Abs. 3 kénnen auch schriftlich beim Magistrat eingebracht werden. Die Anfrage
ist Iangstens innerhalb von acht Wochen nach dem Einlangen schriftlich zu beantworten. Findet innerhalb
dieser Frist eine Sitzung des Gemeinderats statt, so kann die Anfrage auch miindlich beantwortet werden.



(5) Anfragen nach Abs. 3 und 4 sind nur insoweit zu beantworten, als dadurch die Besorgung der
Ubrigen Aufgaben der Stadtverwaltung nicht wesentlich beeintrachtigt wird. Anfragen sind nicht zu
beantworten, wenn sie offenbar mutwillig verlangt werden, wenn umfangreiche Ausarbeitungen, die zu
einer L&hmung des Amtsbetriebs flihren wirden, erforderlich wéren, oder wenn die Informationen dem
Anfragenden auf anderem Weg unmittelbar zugénglich sind.*

35. In § 42 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge ,,die Erlassung von Bescheiden“ die Wortfolge
»oder individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten eingefligt.

36. Dem & 42 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) Eine akustische Aufzeichnung der 6ffentlichen Sitzung ist zuléssig. Der Gemeinderat kann mit
Beschluss im Einzelfall Einschrankungen verfiigen, wenn dies im Interesse eines geordneten Ablaufs der
Sitzung geboten erscheint.

37. § 43 Abs. 2 lautet:

»(2) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderats bei der Behandlung eines Tagesordnungspunkts ver-
langt, so ist seine zu diesem Gegenstand gedufRerte (abweichende) Meinung in die Verhandlungsschrift
aufzunehmen. Das Aufnahmebegehren ist wahrend der Behandlung des Tagesordnungspunkts zu stellen.*

38. In 843 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge ,,binnen acht Tagen“ durch die Wortfolge ,,binnen
weiterer acht Tage* ersetzt.

39. In § 43 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,drei Amtstage* durch die Wortfolge ,,acht Tage* ersetzt.

40. In 8§43 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,jedem wahlberechtigten Gemeindemitglied“ durch das Wort
»jedermann® ersetzt.

41. In 844 Abs.1 wird nach dem Wort ,hat“ die Wortfolge ,,zu Beginn jeder Funktionsperiode*
eingeflgt.

42. 8 46 Abs. 1 lautet:
.»(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der Beschlussfassung
Uber einen Verhandlungsgegenstand wegen Befangenheit ausgeschlossen:
1. in Sachen, an denen
a) sie selbst oder der Ehegatte,

b) die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten und vierten Grades in
der Seitenlinie,

c) die Verschwdgerten in gerader Linie und die Verschwégerten zweiten Grades in der
Seitenlinie,

d) die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder,

e) Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und Enkel einer dieser
Personen im Verhéltnis zur anderen Person sowie

f) der eingetragene Partner beteiligt sind;

2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Miindels oder Pflege-
befohlenen;

3. in Sachen, in denen sie als Bevollméchtigte einer Partei bestellt waren oder noch bestellt sind;

4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheids in unterer
Instanz mitgewirkt haben;

5. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in
Zweifel zu ziehen.”

43. Dem § 46 wird folgender Abs. 7 angefligt:
,»(7) Die Befangenheitshestimmungen gelten sinngemaf auch fir die Ersatzmitglieder nach § 7a.“

44. In § 48 erster Satz wird das Wort ,hat* durch das Wort ,.kann* ersetzt und entféllt die Wortfolge
»,mindestens einmal jahrlich*.
45. Dem § 50 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Der Antragsteller einer Bdlrgerinitiative, die von mindestens 10 % der zum Gemeinderat
Wahlberechtigten unterstiitzt wird, kann verlangen, dass der Birgermeister tiber das Vorhaben, auf das



sich die Initiative bezieht, Auskunfte erteilt. Einem solchen Verlangen ist innerhalb von sechs Wochen zu
entsprechen, sofern nicht Griinde der Amtsverschwiegenheit entgegenstehen.*

46. § 58 Abs. 2 lautet:

»(2) Das Eigentum der Stadt ist in seinem Gesamtwert mdglichst ungeschmalert zu erhalten und,
soweit es ertragsfahig ist, derart zu verwalten, dass ein mdglichst groRer und dauernder Ertrag daraus
erzielt wird. Ein groBer und dauernder Ertrag kann auch in einem sozialen Wert bestehen.*

47. Dem § 58 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefiigt:

»(3) Erlose aus VermogensverduBRerungen sind zur Schaffung neuer Vermdgenswerte oder zur
vorzeitigen Tilgung bestehender Darlehensschulden auRerhalb des Tilgungsplanes zu verwenden.
(4) Bei allen Finanzgeschaften mit Ausnahme von
1. Spareinlagen
. Festgeld
. Kassenkredite
. mindelsichere Veranlagungen
. Kontotiberziehung
. Darlehen, Schuldscheindarlehen und
. Leasingvertrdge oder leasingdhnliche Finanzierungsformen, die wirtschaftlich einer Kredit-
verpflichtung gleichkommen,

muss dem Gemeinderat vor Beschlussfassung eine schriftliche Risikoanalyse uber das Finanzgeschaft
vorliegen. Diese Risikoanalyse ist von einer auf derartige Beratungen spezialisierten Einrichtung zu
erstellen, die Finanzprodukte weder anbietet noch vermittelt. Das Finanzgeschaft samt Risikoanalyse ist
der Aufsichtsbehdrde vor Beschlussfassung zur Kenntnis zu bringen. Finanzgeschafte mit
Fremdwahrungsrisiko dirfen nicht getéatigt oder abgeschlossen werden.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nach den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckmaRigkeit Richtlinien tber den Abschluss von Finanzgeschaften festlegen.”

~No o~ wbN

48. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz angefligt:

»Wirtschaftliche Unternehmungen der Stadt sind als Eigenunternehmungen ohne eigene Rechtsperson-
lichkeit, die von der Stadt im eigenen Namen in einer besonderen Organisationseinheit betrieben werden,
zu fihren.*

49. 8§ 60 Abs. 2 bis 5 lautet:

»(2) Die Stadt kann weiters wirtschaftliche Unternehmungen errichten oder sich an solchen beteili-
gen, die in Form einer eigenen Rechtspersénlichkeit betrieben werden (ausgegliederte Unternehmungen).

(3) Die Stadt darf wirtschaftliche Unternehmungen nur errichten, betreiben, erweitern oder sich an
wirtschaftlichen Unternehmungen beteiligen, wenn
1. die Unternehmungen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Zweckmé&Rigkeit und den kauf-
mannischen Grundsétzen entsprechen und
2. die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhdltnis zur voraus-
sichtlichen Leistungsféhigkeit der Stadt steht und der Befriedigung des Bedarfes der Bevolke-
rung oder einem tberdrtlichen Interesse dient.

(4) Fur wirtschaftliche Unternehmungen gemaR Abs. 1, die marktbestimmte Téatigkeiten zum Gegen-
stand haben, hat der Gemeinderat durch Beschluss ein Betriebsstatut zu erlassen und einen Betriebsleiter
Zu bestimmen.

(5) Bei Unternehmungen geméal Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Stadt stehen, ist
vorzusehen, dass dem Gemeinderat jéhrlich ein Bericht der Geschéaftsfuhrung tber die wirtschaftliche
Situation und die voraussichtliche Entwicklung der jeweiligen Unternehmungen vorzulegen ist.*

50. § 63 lautet:
,»8 63
Vermaogensverzeichnis

Das gesamte Vermdgen der Stadt, ihre Rechte und Verpflichtungen sowie ihre Beteiligungen sind
laufend zu erfassen. Der Stand des Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres, die Veranderungen (Zu-



und Abgénge) wahrend des Haushaltsjahres und der Stand des Vermdgens am Ende des Haushaltsjahres
sind auszuweisen.*

51. 8§ 63a Abs. 2 lautet:

.»(2) Die Erstellung des mittelfristigen Finanzplans hat unter Beriicksichtigung jener Grundsatze und
Empfehlungen zu erfolgen, die entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den
Gemeinden uber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, vorgegeben werden.*

52. 8 65 Abs. 2 Z 1 lautet:

,»1. die Abgaben, insbesondere die festzusetzenden Abgabensatze und die Entgelte fir die Benlitzung
von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen; bei bereits in der Stadt bestehenden Abgaben bedarf
es lediglich eines Beschlusses des Gemeinderats, wenn Anderungen gegeniiber dem
vorangegangenen Haushaltsjahr beabsichtigt oder erforderlich sind;*

53. § 65 Abs. 3 lautet:

»(3) Bei der Beschlussfassung des Voranschlags sind die Grundsétze ber die Haushaltskoordi-
nierung, die das nach Art. 14 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Léndern und den Gemeinden
iiber einen Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, eingerichtete Koordinationskomitee des
Landes festlegt, einzuhalten.”

54. Dem § 65 werden folgende Abs. 4 und 5 angefigt:

»(4) Nach Beschlussfassung hat der Burgermeister den Voranschlag und den mittelfristigen Finanz-
plan unverziglich der Aufsichtsbehdrde vorzulegen. Sofern der Voranschlag nicht rechtzeitig beschlossen
werden kann, hat der Blrgermeister bis spatestens 31.Janner des Haushaltsjahres den Entwurf des
Voranschlags der Aufsichtsbehdrde vorzulegen. Gleiches gilt fur den mittelfristigen Finanzplan.

(5) Der Birgermeister hat den Voranschlag oder den Entwurf des Voranschlags (Abs. 4) und den
mittelfristigen Finanzplan oder den Entwurf des mittelfristigen Finanzplans (Abs. 4) der Aufsichtsbe-
hoérde im Wege der Datenfernverarbeitung zu ubermitteln. Der Aufsichtsbehérde ist eine Ausfertigung
des Voranschlags oder Voranschlagsentwurfes und des mittelfristigen Finanzplans oder Entwurfes des
mittelfristigen Finanzplans auch in schriftlicher Form vorzulegen.“

55. In §68 Abs.1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge ,.bestimmtes Anordnungsrecht das Wort
LSchriftlich® eingeflgt.

56. § 69 Abs. 2 lautet:

»(2) Darlehen, die das nach dem Voranschlags- und Rechnungsquerschnitt zu ermittelnde
Maastricht-Defizit (Finanzierungssaldo) nachteilig verdndern, diirfen nur aufgenommen werden, wenn

1. sie den Grundsatzen Uber die Haushaltskoordinierung entsprechen, die das nach der Verein-

barung zwischen dem Bund, den Landern und den Gemeinden dber einen Stabilitatspakt 2012 -
OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013, eingerichtete Koordinationskomitee des Landes festlegt, und

2. die Priifung aller anderen Finanzierungsmdglichkeiten sie unumgénglich erscheinen l&sst.*

57. Dem § 69 werden folgende Abs. 3 und 4 angefigt:

»(3) Darlehen, die fiir Zwecke einer wirtschaftlichen Unternehmung aufgenommen werden sollen,
die in Form eines marktbestimmten Betriebs gefuhrt werden kdnnte, dirfen unbeschadet anderer gesetz-
licher Bestimmungen nur aufgenommen werden, wenn die Stadt fur diesen Zweck einen marktbe-
stimmten Betrieb einrichtet.

(4) Wenn Darlehen aufgenommen werden, die mit dem Gesamtbetrag auf einmal zur Riickzahlung
fallig werden, sind die Mittel zur Tilgung in einer Tilgungsriicklage anzusammeln.*

58. In § 70 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Uber eine Weiterfuhrung der stabilitatsorientierten Budgetpolitik
(Osterreichischer  Stabilitatspakt 2011, LGBI. Nr.72/2011)* durch die Wortfolge ,uber einen
Stabilitatspakt 2012 - OstP 2012, LGBI. Nr. 5/2013,* ersetzt.

59. § 72 Abs. 5 lautet:

»(5) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss so zeitgerecht zu genehmigen, dass dieser
spatestens vier Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres der Aufsichtsbehdrde vorgelegt werden kann.*



60. Dem § 72 wird folgender Abs. 6 angefugt:

,»(6) Der Biirgermeister hat den Rechnungsabschluss (Abs. 5) der Aufsichtsbehérde im Wege der
Datenfernverarbeitung zu tbermitteln. Solange die Stadt uber diese technische Mdglichkeit nicht verfugt,
kann die Dateniibermittlung mittels maschinell lesbarer Datentrager erfolgen. Uber Verlangen der
Aufsichtsbehdrde ist dieser eine Ausfertigung des Rechnungsabschlusses auch in schriftlicher Form
vorzulegen.*

61. Dem § 73 Abs. 1 wird folgender Satz angefuigt:

,,Ist die Funktion des Kassenfiihrers unbesetzt oder steht fest, dass der Kassenfiihrer voraussichtlich durch
mehr als zwei Wochen seine Funktion nicht ausuben kann, hat der Birgermeister fiir diese Zeit einen
Gemeindebediensteten als Kassenfiihrer zu bestellen.*

62. 8 75 Abs. 1 erster Satz lautet:

»(1) Der Gemeinderat Giberwacht die gesamte Gebarung der Stadt, einschlieBlich
1. der offentlichen Einrichtungen,
2. der in der Verwaltung der Stadt stehenden selbstdndigen Fonds und Stiftungen,
3. der wirtschaftlichen Unternehmungen geméaR § 60 Abs. 1 und
4. der Unternehmungen gemaR 8§ 60 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Stadt stehen.*

63. In 8 75 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender dritter Satz (heu) eingefligt:

,»Die restlichen Mitglieder sind nach den Grundséatzen der Verhaltniswahl (Methode nach d'Hondt) zu
bestellen.”

64. 8§ 75 Abs. 1 letzter Satz lautet:

»~Mitglieder des Stadtsenats, der Kassenfihrer, der Stadtbezirksvorsteher, dem ein Anordnungsrecht (8§ 68
Abs. 1 und 2) zusteht, und Gemeindebedienstete dirfen dem Priifungsausschuss nicht angehéren.*

65. § 75 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Uberpriifung ist - ausgenommen im Fall von Abs. 2a - mindestens vierteljahrlich, auRerdem
bei jedem Wechsel in der Person des Biirgermeisters oder des Kassenfiihrers vorzunehmen.*

66. Nach § 75 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefuigt:

,»(2a) Die Uberpriifung von Unternehmungen gemaR § 60 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss
der Stadt stehen, durch den Priifungsausschuss entfallt, wenn eine zumindest jahrliche Uberprifung durch
hiezu beruflich Befugte gesetzlich, vertraglich oder satzungsgemé&R vorgesehen ist. In diesem Fall ist der
Prufbericht des beruflich Befugten nach dessen Erstellung dem Gemeinderat spétestens bei der
Behandlung des Rechnungsabschlusses der Stadt vorzulegen.*

67. Nach § 75 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

.»(3a) Jedes Mitglied des Priifungsausschusses hat das Recht, beim Obmann des Priifungsausschusses
schriftlich die Aufnahme eines Tagesordnungspunkts zu verlangen. Der Obmann des Prifungsaus-
schusses ist in diesem Fall verpflichtet, diesen Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der néchst-
folgenden Sitzung des Priifungsausschusses zu setzen.*

68. Nach § 75 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefugt:

»(4a) War der ordnungsgemal einberufene Prufungsausschuss nicht beschlussféhig, kann unter
Berufung hierauf fir die gleichen Verhandlungsgegenstédnde eine neuerliche Sitzung einberufen werden.
Eine solche Sitzung ist einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Prifungsausschusses verlangt
wird. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses innerhalb von acht Tagen einzuberufen
und innerhalb weiterer acht Tage abzuhalten. Der Prifungsausschuss ist bei diesen Sitzungen
beschlussfahig, sofern mindestens ein Mitglied des Priifungsausschusses anwesend ist.*

69. § 75 Abs. 6 lautet:

»(6) Ein Tagesordnungspunkt kann nur dann vertagt werden, wenn der Prifungsausschuss dies
einstimmig beschlief3t.



70. 88§ 76 bis 78 lauten:
876
Gebarungsprifung der Aufsichtsbehdrde
(1) Die Aufsichtshehdrde hat das Recht, die Gebarung der Stadt (des Gemeindeverbands),
einschlieBlich
1. der wirtschaftlichen Unternehmungen gemaR § 60 Abs. 1,

2. der Beteiligungen an Unternehmungen gemall § 60 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss
der Stadt stehen, und

3. der in der Verwaltung der Stadt stehenden selbstdndigen Fonds und Stiftungen
auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit zu Uberpriifen.

(2) Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Biirgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat zu iber-
mitteln. Der Prufbericht ist dem Gemeinderat unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zur Kenntnis zu
bringen. Der Biirgermeister hat die auf Grund des Uberpriifungsergebnisses getroffenen MaBnahmen
innerhalb von drei Monaten der Aufsichtsbehdrde mitzuteilen.

8§77
Haushaltsordnung

(1) Die Landesregierung hat tber die Haushaltsfiihrung der Stadt, insbesondere (ber die Erstellung
des Voranschlags, sowie die Rechnungs- und Kassenfiihrung im Verordnungsweg néhere Vorschriften zu
erlassen (Haushaltsordnung), wobei die auf Grund des 8§ 16 Abs. 1 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof erlassenen Vorschriften und Richtlinien des Bundesministe-
riums fur Finanzen zu beachten sind.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung nach den Grundsétzen der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und ZweckmaRigkeit Richtlinien Gber den Einsatz von Finanzinstrumenten festzulegen.

8§78
Fristen

Soweit in anderen Gesetzen nicht anderes bestimmt ist, betragen Kundmachungs- und Auflagefristen
zwei Wochen.*

71. In 8 79 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:
»AUf Verlangen sind - gegebenenfalls gegen Ersatz der Kosten - Kopien auszufolgen.*

72. Nach § 83 wird folgender § 83a eingefugt:

.8 83a
Aufsichtsbeschwerden
(1) Fir Beschwerden Uber die Amtsfuhrung von Gemeindeorganen (Aufsichtsbeschwerden) gilt
vorbehaltlich Abs. 3:
1. Aufsichtsbeschwerden sind schriftlich bei der Aufsichtsbehdrde einzubringen.

2. Die Aufsichtsbehérde hat von dem von der Aufsichtsbeschwerde betroffenen Organ eine schrift-
liche Stellungnahme einzuholen.

3. Die Aufsichtsbehdrde hat zu beurteilen, ob das Gemeindeorgan durch sein Verhalten Gesetze
oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind der Beschwerdeflihrer und das
betroffene Organ schriftlich zu informieren.

4. Die Erledigung einer Aufsichtsheschwerde soll ohne Verzug, nach Mdglichkeit innerhalb von
sechs Monaten nach dem Einlangen bei der Aufsichtsbehdrde, erfolgen.

(2) Werden Aufsichtsbeschwerden von einem Mitglied des Gemeinderats eingebracht, gilt dartiber
hinaus:

1. Die Stellungnahme gemaR Abs. 1 Z 2 ist dem Beschwerdefiihrer zu ibermitteln.

2. Der Beschwerdefiihrer hat das Recht, sich zur Stellungnahme gemaR Abs. 1 Z 2 innerhalb von
zwei Wochen ab Zustellung der Mitteilung gemal Z 1 zu aul3ern.

(3) Aufsichtsbeschwerden in Angelegenheiten, die von der Aufsichtsbehdrde auf Grund einer
Aufsichtsbeschwerde der einschreitenden Person bereits erledigt wurden, oder solche, mit denen die
Tatigkeit der Aufsichtsbehdrde offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird, sind nicht weiter zu
behandeln.*



73. 8 84 Abs. 2 Z 6 bis 8 lautet:

6. die Ubernahme von Haftungen mit Ausnahme von Haftungen fiir Darlehen, die vom Bund oder
Land oder einem von diesen eingerichteten Fonds zu Forderungszwecken gewahrt werden, der
Beitritt zu Schulden und die Ubernahme von Schulden sowie das Eingehen von Wechselverbind-
lichkeiten;

7. den Abschluss von Immobilien-Leasingvertrdgen und von leasingdhnlichen Finanzierungsformen
fur Immobilien (zB Mietfinanzierungsvertrage);

8. die Errichtung, Ubernahme, Umwandlung, VerduRerung oder Auflésung von wirtschaftlichen
Unternehmungen gemal § 60 Abs. 2 und die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmungen
geman § 60 Abs. 2 sowie jede Anderung dieser Rechtsgeschéfte, soweit damit eine Erhohung der
finanziellen Verpflichtungen der Stadt verbunden ist;*

74. Dem § 84 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefligt:

,»9. der Abschluss von Finanzgeschéften, die der Veranlagung von Gemeindevermdgen dienen sowie
der Abschluss von derivativen Finanzinstrumenten.*

75. 8 87 Abs. 2 erster Satz lautet:

»Beschlisse, die Gesetze und Verordnungen verletzen, kénnen von der Aufsichtshehérde aufgehoben
werden.*

76. 8§ 89 lautet:
,»3 89
Ersatzvornahme

(1) Erfullt die Stadt eine ihr durch Gesetz oder Verordnung auferlegte Verpflichtung nicht, so kann
ihr die Aufsichtsbehdrde die Erfullung durch Bescheid auftragen. Hiefiir ist eine angemessene Frist zu
setzen.

(2) Nach fruchtlosem Ablauf der nach Abs. 1 festgesetzten Frist oder bei Gefahr im Verzug kann die
Aufsichtsbehdrde an Stelle und im Namen der Stadt sowie auf deren Kosten und Gefahr die
erforderlichen MaRnahmen treffen.

(3) Zur Erlassung von Bescheiden anstelle sdumiger Gemeindeorgane ist die Aufsichtsbehdrde nicht
berufen.*

77. Nach § 89 wird folgender § 89a eingefiigt:

,»8 89%a
Ordnungsstrafen

(1) Die Aufsichtshehdrde kann dem Birgermeister bei wiederholten Ordnungswidrigkeiten im
Verfahren, soweit nicht gerichtlich strafbar, Ordnungsstrafen bis zu 750 Euro auferlegen. Als
Ordnungswidrigkeiten gelten

1. die Nichteinberufung einer beantragten Gemeinderatssitzung (§ 33 Abs. 2),

. die Nichtaufnahme eines Tagesordnungspunkts (& 35 Abs. 4),

. die Verweigerung der Akteneinsicht (§ 37 Abs. 2),

. die Nichtbeantwortung einer mindlichen oder schriftlichen Anfrage (8 37 Abs. 3 und 4),
. die Nichtbeachtung der Befangenheitsbestimmung (8 46),

. die nicht zeitgerechte Erstellung des Voranschlags (8 65 Abs. 1), des Nachtragsvoranschlags
(8 67 Abs. 1) und des Rechnungsabschlusses (8 72 Abs. 1),

. die Uberschreitung des Kassenkredites (§ 71),

. die nicht rechtzeitige Riickzahlung des Kassenkredites (§ 71),

9. die Leistung von Zahlungen aus der Gemeindekassa alleine durch den Birgermeister (8 73
Abs. 2),

10. die Uberschreitung der Kompetenzen des Magistrats im Rahmen seiner Zustandigkeit nach § 26
Abs. 4,

11. die Nichtabgabe einer Stellungnahme zum Priifbericht der Aufsichtsbehdrde innerhalb von drei
Monaten (§ 76 Abs. 2),

12. der Vollzug von Rechtsgeschaften, die einem Genehmigungsvorbehalt gemal § 84 Abs. 2

unterliegen, ohne Einholung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung,
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13. die Verletzung der Auskunftspflicht gegenuiber der Aufsichtsbehorde (8§ 85) und

14. die Nichtvorlage von Verordnungen, die der Aufsichtsbehérde zur Kenntnis zu bringen sind
(8 86 Abs. 1).

(2) Die wiederholte Ordnungswidrigkeit ist von der Aufsichtsbehérde mit Bescheid festzustellen.
Gegen diesen Bescheid besteht die Mdoglichkeit Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu
erheben. Nach Rechtskraft des Feststellungsbescheides kann die Aufsichtsbehérde eine Ordnungsstrafe
mit Bescheid verhdngen. Gegen diesen Bescheid kann wiederum Beschwerde an das Landesverwaltungs-
gericht erhoben werden.*

78. § 91 lautet:
11§ 91

Parteistellung, Verfahren

(1) Die Stadt hat im aufsichtsbehordlichen Verfahren Parteistellung. Sie ist berechtigt, gegen
Bescheide der Aufsichtsbehtrde Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht und gegen Erkenntnisse
und Beschliisse des Landesverwaltungsgerichts Revision an den Verwaltungsgerichtshof  und
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu erheben.

(2) Im aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsverfahren kommt ausschlieflich der Stadt Parteistellung

Zu.
79. § 92 lautet:

»8 92
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

Die in diesem Gesetz verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlieRen
jeweils die ménnliche und weibliche Form gleichermafen ein.“

80. Dem & 95 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses, § 3 Abs. 4 bis 6, §8 5a bis 5d, 6 Abs. 1, §8 7a, 9
Abs. 2 und 3, 8 10 Abs. 1 und 3, 88 11, 13 Abs. 3, 8§ 15 Abs. 1, 8 16 Abs. 4, § 21 Abs. 1, § 24 Abs. 1 und
2,825 Abs. 3, 88 25a, 26 Abs. 4, § 31 Abs. 3, § 32 Abs. 3, § 33 Abs. 1, 3, 3a, 4 und 6, § 35 Abs. 1a und
4,837 Abs.2,4und 5,842 Abs. 1und 3,843 Abs. 2,4,5und 7, § 44 Abs. 1, 8 46 Abs. 1 und 7, §8 48,
50 Abs. 4, § 58 Abs. 2 bis 5, § 60 Abs. 1 bis 5, §8§ 63, 63a Abs. 2, § 65 Abs. 2 bis 5, § 68 Abs. 1, § 69
Abs. 2 bis 4, 8 70 Abs. 3, § 72 Abs. 5 und 6, § 73 Abs. 1, § 75 Abs. 1, 2, 2a, 3a, 4a und 6, 88 76 bis 78, 79
Abs. 4, 88 83a, 84 Abs. 2, § 87 Abs. 2, 88 89, 893 91 und 92 in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des in der ndchsten, im
Landesgesetzblatt kundgemachten Verordnung der Landesregierung Uber die Ausschreibung der
allgemeinen Wahlen des Gemeinderats und des Birgermeisters im Land Burgenland festgelegten
Wahltags in Kraft.*

Artikel 4
Anderung der Gemeindewahlordnung 1992

Die Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, LGBI. Nr. 54/1992, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 31/2014, wird wie folgt gedndert:

1.In 8 3 Abs. 2 Z 2 wird das Wort ,,zehn* durch das Wort ,,zwolf* ersetzt.

2. 8 8 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Gemeinden haben, um Wéhlern
1. die Ausubung des Wahlrechts gemaR § 30d zu erleichtern und

2. die Ausuibung des Wahlrechts geméaR § 55b vor dem Wahltag zu ermdglichen,
wenigstens je eine Sonderwahlbehdrde zu bilden. Die Festsetzung der Anzahl und die Abgrenzung des
Tatigkeitsbereichs der Sonderwahlbehérden sind vom Birgermeister vorzunehmen und mit der
Kundmachung der Verordnung der Landesregierung Uber die Wahlausschreibung (8 3 Abs. 4) zu
verlautbaren. Dabei ist fiir jeden Ortsverwaltungsteil eine Sonderwahlbehérde nach Z 2 einzurichten. Die
Sonderwahlbehdrden dirfen den értlichen Wirkungsbereich der Gemeinde nicht tiberschreiten.*



3. Nach § 8 Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefigt:
»(1a) Im Fall nach Abs. 1 Z 1 sucht die Wahlbehorde die Wahler am Wahltag auf.
(1b) Im Fall nach Abs. 1 Z 2 erfolgt die Stimmabgabe im dafiir bestimmten Wahllokal.*

4.1n 8 31 Abs. 1 und § 38 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,acht Wochen* durch die Wortfolge ,,zehn Wochen*
ersetzt.

5.1n § 31 Abs. 2 und § 44 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,44. Tag" durch die Wortfolge ,,58. Tage* ersetzt.
6. In 8 34 wird die Wortfolge ,,34. Tage" durch die Wortfolge ,,48. Tage* ersetzt.

7. In den 8§ 35, 36 und 39 Abs. 1 und § 40 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,34. Tag“ durch die Wortfolge ,,48.
Tage* ersetzt.

8. In 837 Abs. 1 und 2, §39 Abs. 2 und 3 und 8 41 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,30. Tag*“ durch die
Wortfolge ,,44. Tage" ersetzt.

9. In 8 37 Abs. 3 und § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,des 31. Tages“ durch die Wortfolge ,,des 45. Tages"
ersetzt.

10. In 8 39 Abs. 3 vierter Satz wird die Wortfolge ,,flinf Wochen* durch die Wortfolge ,,sieben Wochen*
ersetzt.

11. In §42 Abs. 1 und 3 und § 45 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,28. Tag“ durch die Wortfolge ,,42. Tag*
ersetzt.

12. 8 45 Abs. 2 erster Satz lautet:

»,Die Gemeindewahlbehtrde hat jene Wahlbehdrde zu bestimmen, welcher die Wahlkuverts von der
Sonderwahlbehtrde gemdl §8 Abs.1 Z 1 zu Ubergeben sind und in ihre Feststellungen geméR § 66
Abs. 4 ununterscheidbar einzubeziehen hat.*

13. Nach 8§ 45 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

»(2a) Die Gemeindewahlbehdrde hat fiir jede Sonderwahlbehdrde nach § 8 Abs. 1 Z 2 eine
Wahlbehorde im jeweiligen Ortsverwaltungsteil zu bestimmen, welcher die Wahlkuverts gemall § 55b
Abs. 4 vom Burgermeister zu bergeben sind. Die Wahlkuverts der Sonderwahlbehdrde nach § 8 Abs. 1
Z 2 sind in die Urne dieser Wahlbehorde zu geben und in ihre eigenen Feststellungen geméal § 66 Abs. 4
ununterscheidbar einzubeziehen. Die ndhere Vorgangsweise ist in § 66 Abs. 10 geregelt.”

14. In 8 45 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,spétestens am 28. Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge
»Spatestens am 42. Tag vor dem Wahltag* ersetzt.

15. In § 45 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge ,,spéatestens am fiinften Tag vor dem Wahltag“ durch die
Wortfolge ,,spatestens am 19. Tag vor dem Wahltag*“ ersetzt.

16. § 49 Abs. 2 und 3 lautet:

»(2) Die Wahlzeit darf nicht weniger als zwei Stunden betragen. Dies gilt nicht fur die Sonder-
wahlbehorde gemal § 8 Abs. 1 Z 1.

(3) Die Wahlzeit der Sonderwahlbehtrde gemélR § 8 Abs. 1 Z 1 endet spatestens eine Stunde vor
dem Ende der Wahlzeit der gemadl §45 Abs.2 bestimmten Wahlbehtérde. Die Wahlzeit der
Sprengelwahlbehdrde mit weniger als 50 Wahlberechtigten endet eine Stunde vor der Wahlzeit der geméaR
§ 45 Abs. 3 bestimmten Wahlbehdrde.

17. Dem § 49 wird folgender Abs. 4 angefigt:

»(4) Die Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehdrde gemal § 8 Abs. 1 Z 2 hat am neunten Tag vor
dem Wahltag zu erfolgen. Die Wahlzeit ist so festzulegen, dass das daftr bestimmte Wahllokal
wenigstens durch zwei Stunden, jedenfalls aber in der Zeit zwischen 18 Uhr und 19 Uhr getffnet ist.”

18. In 850 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,spatestens am 10. Tag vor dem Wahltag* durch die
Wortfolge ,,spétestens am 24. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.



19. Nach § 55a wird folgender § 55b eingefiigt:

,»,8 bbb
Stimmabgabe vor dem Wabhltag

(1) Um Personen die Ausiibung des Wahlrechts vor dem Wahltag vor einer Wahlbehérde in der
Gemeinde, in der sie im Wahlerverzeichnis eingetragen sind, zu ermdglichen, hat die Gemeindewahl-
behérde mindestens eine Sonderwahlbehdrde gemdR 88 Abs.1 Z2 fur jeden Ortsverwaltungsteil
einzurichten, die fur diese Personen am neunten Tag vor dem Wahltag zur Stimmabgabe zur Verfiigung
steht. Wahlkarten diirfen von diesen Wahlbehorden jedoch nicht entgegengenommen werden. Ebenso ist
eine Stimmabgabe mit Wahlkarte nicht zul&ssig.

(2) Macht ein Wahler von seinem Stimmrecht vor dem Woahltag Gebrauch, so ist in das
Abstimmungsverzeichnis der Name des Wahlers unter fortlaufender Zahl und die fortlaufende Zahl des
Waéhlerverzeichnisses und in der Rubrik ,,Anmerkung“ die Nummer des Wahlsprengels, in dessen
Waéhlerverzeichnis der Wéhler aufscheint, einzutragen. Gleichzeitig wird sein Name unter Hinzufligung
des Vermerks ,Vorgezogene Stimmabgabe“ in der Rubrik ,,Anmerkung“ im entsprechenden Wahler-
verzeichnis abgestrichen. Im Ubrigen sind die Bestimmungen der §8§ 51 bis 55 und § 66 Abs. 1 und 2
sinngemaR anzuwenden.

(3) Nach Ablauf der Wahlzeit muss die Sonderwahlbehdérde geméal §8 Abs.1 Z2 die Urne
entleeren, die abgegebenen ungetffneten Wahlkuverts zahlen und feststellen, ob die Zahl der abge-
gebenen Kuverts mit der Zahl der im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Wahler tbereinstimmt.
Stimmen die Zahlen nicht Uberein, so muss die Tatsache und der mutmaBliche Grund dafir in der
Niederschrift festgehalten werden. Die Sonderwahlbehdrde gemall § 8 Abs. 1 Z 2 hat gemal § 66 Abs. 10
eine Niederschrift abzufassen.

(4) AnschlieRend hat die Sonderwahlbehdrde geméR § 8 Abs. 1 Z 2 die ungedffneten Wahlkuverts
und die Niederschrift samt Beilagen in einem Umschlag oder einer vergleichbaren UmschlieRung zu
verpacken und zu versiegeln. Auf der Verpackung ist die Anzahl der darin enthaltenen unge6ffneten
Wahlkuverts anzugeben. Die Sonderwahlbehdrde gemaR § 8 Abs. 1 Z 2 hat samtliche Wahlunterlagen
einschlieRlich der ungedffneten Wahlkuverts dem Biirgermeister zu (ibergeben. Die Ubernahme der
Unterlagen ist auf der Verpackung zu bestatigen. Der Birgermeister hat dafir Sorge zu tragen, dass
samtliche Wahlunterlagen einschlieBlich der ungetffneten Wahlkuverts unter Verschluss verwahrt
werden. Am Wahltag sind diese Unterlagen der gemal § 45 Abs. 2a bestimmten Wahlbehérde vor Beginn
der Wahlhandlung gegen eine Empfangsbestétigung in zweifacher Ausfertigung zu ubergeben. Eine
Ausfertigung ist fur den Ubergeber, die zweite Ausfertigung fiir den Ubernehmer bestimmt.“

20. In § 58 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,spatestens am vierten Tag vor dem Wahltag” durch
die Wortfolge ,,spétestens am 18. Tag vor dem Wahltag* ersetzt.

21. 8§ 66 Abs. 8 lautet:

.»(8) Die Sonderwahlbehdrde gemall § 8 Abs.1 Z 1 hat die nicht zur Ausgabe bzw. Verwendung
gelangten amtlichen Stimmzettel zu verpacken, mit einer entsprechenden Aufschrift zu versehen und
sodann sédmtliche in der Wahlurne befindlichen Wahlkuverts in die Wahlurne der geméR § 45 Abs. 2
bestimmten Wahlbehdrde zu geben. Hiebei ist eine Niederschrift unter sinngemaler Anwendung des § 67
Abs. 1 Z 1bisZ5,Z6 und Z 7 abzufassen. Der Niederschrift sind die Unterlagen gemal} § 67 Abs. 2 Z 2,
Z 3 und Z 6 anzuschlieRen. § 67 Abs. 3 und 4 sind anzuwenden.*

22. Dem § 66 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) Die Sonderwahlbehorde geméaR 88 Abs.1 Z 2 hat eine Niederschrift unter sinngeméRer
Anwendung des 8 67 Abs.1 Z1 bis Z5, Z6 und Z7 und Abs.2 Z 1 bis Z 3 und Z 6 abzufassen. Der
Niederschrift sind die Unterlagen gemé&R § 67 Abs. 2 Z 2, Z 3 und Z 6 anzuschlieBen. § 67 Abs. 3 und 4
sind anzuwenden. Die gemdl 845 Abs.2a bestimmte Wahlbehdrde hat nach Abschluss der
Wahlhandlung die vom Birgermeister tibergebenen Wahlkuverts der Sonderwahlbehérde gemal § 8 Abs.
1 Z 2 in die Wahlurne zu geben. Die Stimmzettel aus den vor der Sonderwahlbehdrde geméal § 8 Abs. 1 Z
2 abgegebenen Wahlkuverts sind ununterscheidbar in die Feststellung des Wahlergebnisses der nach § 45
Abs. 2a bestimmten Wahlbehdrde einzubeziehen.*

23. § 73 Abs. 6 erster Satz lautet:

»otirbt ein Wahlwerber zwischen dem Tag der ersten Wahl und dem Tag der engeren Wahl, so sind § 39
Abs. 2 und 3 sinngemal mit der MaRgabe anzuwenden, dass anstelle der Ausdriicke ,,44. Tag” der



Ausdruck ,,16. Tag” und anstelle des Ausdruckes ,,45. Tages” der Ausdruck ,,17. Tages” tritt; § 42 Abs. 1
ist mit der Maflgabe anzuwenden, dass anstelle des Ausdruckes ,,42. Tag” der Ausdruck ,,14. Tag” tritt.”
24. Dem § 73 wird folgender Abs. 8 angefugt:

»(8) Die Bestimmungen des 88 Abs.1 Z 2 sind auf die engere Wahl des Blrgermeisters nicht
anzuwenden.*

25. In § 77 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge ,,spatestens am 44. Tag vor dem Wahltag* durch die
Wortfolge ,,spatestens am 58. Tag vor dem Wahltag* ersetzt.

26. 8 79 Abs. 1 letzter Satz entfallt; dem Abs. 1 werden folgende Satze angefugt:

,»Zur konstituierenden Sitzung des Gemeinderats ist auch das nach § 71 Abs. 6 erstgereihte Ersatzmitglied
jeder Gemeinderatspartei einzuladen. Diese Sitzung ist innerhalb von acht Tagen nach der Einberufung
abzuhalten.*

27. Dem § 91 wird folgender Abs. 5 angefligt:

»(5) Inwieweit Ersatzmitglieder furr voriibergehend verhinderte Mitglieder des Gemeinderats bei den
Sitzungen des Gemeinderats teilnahme- und stimmberechtigt sind, bestimmen die Gemeindeordnungen
(Burgenlandische Gemeindeordnung 2003, Eisenstédter Stadtrecht 2003 und Ruster Stadtrecht 2003).*

28. Nach § 109 wird folgender § 109a eingeftigt:
,»8 109a

Umsetzungshinweis

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2013/19/EU zur Anpassung der Richtlinie 94/80/EG Uber
die Einzelheiten der Ausibung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Kommunalwahlen fir
Unionsburger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehdrigkeit sie nicht besitzen,
aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABI. Nr. L 158 vom 10.06.2013 S. 231, umgesetzt.”

29. Dem § 110 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) 8 3 Abs. 2, 8 8 Abs. 1, 1a und 1b, § 31 Abs. 1 und 2, 8§ 34, 35, 36, 37 Abs. 1, 2 und 3, § 38
Abs. 1,839 Abs. 1,2 und 3, 8§40 Abs. 1, 8§41 Abs. 1, 8§ 42 Abs. 1 und 3, 8 44 Abs. 3, 8 45 Abs. 1, 2, 23,
3und 4, 8 49 Abs. 2, 3 und 4, § 50 Abs. 2, 88 55h, 58 Abs. 1, § 66 Abs. 8 und 10, § 73 Abs. 6 und 8, § 77
Abs. 4, § 79 Abs. 1, § 91 Abs. 5 und § 109a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit
1. Janner 2017 in Kraft.”

Artikel 5
Anderung des Burgenlandischen Gemeindevolksrechtegesetzes

Das Burgenlandische Gemeindevolksrechtegesetz, LGBI. Nr. 55/1988, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 79/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 5 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,Der Blirgermeister hat mindestens einmal im Jahr* durch
die Wortfolge ,,Der Biirgermeister kann“ ersetzt.

2. Der bisherige Text des § 68 erhalt die Absatzbezeichnung ,,(1)“; folgender Abs. 2 wird angefigt:

»(2) 85 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit Ablauf des in der néchsten,
im Landesgesetzblatt kundgemachten Verordnung der Landesregierung Uber die Ausschreibung der
allgemeinen Wahlen des Gemeinderats und des Burgermeisters im Land Burgenland festgelegten
Wahltags in Kraft.“



Artikel 6
Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014

Das Burgenlandische Gemeindebedienstetengesetz 2014 - Bgld. GemBG 2014, LGBI. Nr. 42/2014,
in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 52/2016, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag ,,8 157i Anpassung der Wahrungszulagen fur das Jahr
2016* die Zeile ,,§ 157j Ubergangsbestimmung zur Novelle LGBI. Nr. xx/xxxx* eingefligt.

2. In § 5 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Die befristete* durch die Wortfolge ,,Auch die befristete” und die
Wortfolge ,.ist nicht ausschreibungspflichtig* durch die Wortfolge ,,ist ausschreibungspflichtig* ersetzt.

3. In §18 Abs. 8 erster Satz wird nach dem Wort ,frei* die Wortfolge ,,oder ruht die Funktion als
Gemeindeamtsleiterin  oder Gemeindeamtsleiter gemaR 8§47 Abs.2 der Burgenléndischen
Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBI. Nr. 55/2003* eingefligt.

4. Dem § 18 Abs. 9 werden folgende Satze angefligt:

»Dies gilt auch im Fall des Ruhens der Funktion (§ 18 Abs. 8 erster Satz). In diesem Fall hat die
Nachbesetzung befristet auf die Dauer des Ruhens der Funktion der Gemeindeamtsleiterin oder des
Gemeindeamtsleiters zu erfolgen.”

5. Dem § 20 wird folgender Abs. 3 angefugt:

»(3) Im Fall des Ruhens der Funktion der Gemeindeamtsleiterin oder des Gemeindeamtsleiters
gemal 8§ 47 Abs. 2 Bgld. GemO 2003 ist Abs. 2 erster Satz anzuwenden. Abs. 1 und 2 zweiter bis vierter
Satz sind nicht anzuwenden.“

6. Dem § 62 wird folgender Abs. 11 angefligt:

»(11) Fir die Dauer des Ruhens der Funktion der Leiterin oder des Leiters des Gemeindeamts (§ 47
Abs. 2 Bgld. GemO 2003) ruht die fur Leiterinnen und Leiter von Gemeindeamtern vorgesehene Funk-
tionszulage sowie die fur beamtete Leiterinnen und Leiter von Gemeindedmtern vorgesehene Verwen-
dungszulage und Aufwandsentschédigung nach dem LBBG 2001.*

7.1n § 134 Z 1 lit. b wird das Wort ,,sechs® durch das Wort ,,sieben* ersetzt.

8.8134 Z 1 lit. e und f lautet:

»€) zur einverstandlichen Losung von Dienstverhdltnissen (§ 125 Abs. 1 Z 2) gemdl § 24 Abs. 1
Z 2 lit. b Bgld. GemO 2003 sowie zum Abschluss einer Vereinbarung tber eine Abfertigung
gemal § 130 Abs. 2 Z 7 anlasslich der einverstandlichen Losung derartiger Dienstverhéltnisse,

f) zur vorzeitigen Aufldsung von Dienstverhdltnissen (8 126) gemél § 24 Abs. 1 Z 2 lit. b Bgld.
GemO 2003,

9. § 134 Z 1 lit. g entfallt.

10. In 8134 Z2 lit.¢ wird das Wort ,sowie”“ durch einen Beistrich ersetzt; nach dem Wort
»Dienstvertrage wird die Wortfolge ,sowie zur einverstdndlichen Lésung (§125 Abs.1 Z2)
einschlieBlich des Abschlusses einer Abfertigungsvereinbarung (8 130 Abs. 2 Z 7) und zur vorzeitigen
Aufldsung (8 126) ihrer Dienstverhaltnisse* eingefiigt.

11. In 8134 Z 2 lit. g wird die Wortfolge ,,sowie zur* durch das Wort ,,zur* und der Satzpunkt durch
einen Beistrich ersetzt.

12. Dem § 134 Z 2 wird folgende lit. h angefligt:
,h) sowie zur Kiindigung von Dienstverhaltnissen gemal § 127.“

13. Nach § 157i wird folgender § 157] eingefugt:

,»8 157j
Ubergangsbestimmung zur Novelle LGBI. Nr. Xx/Xxxx

Auf Dienstverhéltnisse, die vor dem 1. Janner 2017 begriindet worden sind, ist § 5 in der bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2016 geltenden Fassung anzuwenden.*



14. Dem § 162 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) Die Anderung des Inhaltsverzeichnisses, § 5 Abs. 3, § 18 Abs. 8 und 9, § 20 Abs. 3, § 62
Abs. 11, 8§ 134 und 157j in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Jdnner 2017 in
Kraft.”

Artikel 7
Anderung des Burgenlandischen Gemeindebeziigegesetzes

Das Burgenlandische Gemeindebeziigegesetz - Bgld. GBG, LGBI. Nr. 14/1998, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 7/2014, wird wie folgt gedndert:

1. § 6 lautet:
»86
Bezug der Burgermeisterin oder des Blrgermeisters
Der Birgermeisterin oder dem Burgermeister gebiihrt ein Bezug in der Hohe des nachstehenden
Prozentsatzes des Ausgangsbetrages gemal § 2:
in Gemeinden bis 500 Einwohnerinnen oder Einwohner 25 %
in Gemeinden von 501 bis 1000 Einwohnerinnen oder Einwohner 29 %
in Gemeinden von 1001 bis 1500 Einwohnerinnen oder Einwohner 32 %
in Gemeinden von 1501 bis 2000 Einwohnerinnen oder Einwohner 34 %
in Gemeinden von 2001 bis 2500 Einwohnerinnen oder Einwohner 36 %
in Gemeinden von 2501 bis 3000 Einwohnerinnen oder Einwohner 39 %
in Gemeinden von 3001 bis 4000 Einwohnerinnen oder Einwohner 42 %
in Gemeinden von 4001 bis 5000 Einwohnerinnen oder Einwohner 45 %
in Gemeinden von 5001 bis 7000 Einwohnerinnen oder Einwohner 48 %
in Gemeinden Gber 7000 Einwohnerinnen oder Einwohner 53 %°*.

2. In 8§ 17 wird die Zahl ,,33“ durch die Zahl ,,37* ersetzt.

3. In § 22 wird die Wortfolge ,,35 Euro* durch die Wortfolge ,,1 % des Ausgangsbetrages gemal § 2*
ersetzt.

4. § 25 lautet:
11§ 25
Ermittlung der Einwohnerzahlen

Die Einwohnerzahl bestimmt sich nach dem von der Bundesanstalt Statistik Osterreich in der
Statistik des Bevdlkerungsstandes festgestellten Ergebnisses zum Stichtag 31. Oktober, das auf der
Internet-Homepage der Bundesanstalt Statistik Osterreich bis zum November des dem Stichtag
nachstfolgenden Kalenderjahres kundzumachen ist, und wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag
folgenden ubernéchsten Kalenderjahres.*

5. Nach 8§ 25a werden folgende 88 25b und 25c eingefigt:

.8 25b
Hauptberuflichkeit

(1) Die Biirgermeisterin oder der Birgermeister hat innerhalb von vier Wochen nach Angelobung
schriftlich zu erklaren, ob sie oder er die Funktion haupt- oder nebenberuflich ausiibt. Eine einmal
abgegebene Erklarung gilt fir die Dauer der jeweiligen Funktionsperiode der Biirgermeisterin oder des
Birgermeisters. Sofern sich eine Anderung der beruflichen Situation wahrend der Funktionsdauer ergibt,
ist binnen vier Wochen ab Eintritt dieser Anderung eine neuerliche Erklarung abzugeben.

(2) Der Birgermeisterin oder dem Bulrgermeister, die oder der gemaR Abs. 1 erklart hat, die
Funktion hauptberuflich auszuliben, gebuhrt ein um 25 % erhdhter Bezug nach § 6 fur die hauptberufliche
Ausiibung der Funktion, wenn Abs. 3 nicht anzuwenden ist. Die hauptberufliche Ausiibung der Funktion
ist unzuldssig, wenn die Birgermeisterin oder der Birgermeister steuerpflichtige Einkiinfte nach § 2 Abs.
3 Z 1 bis 7 EStG 1988, BGBI. Nr. 400/1988, idF. BGBI. | Nr. 77/2016, bezieht, die das Einkommen von
geringfligigen  beschaftigten  Arbeitnehmerinnen  oder  Arbeitnehmern,  welche  weder



Sozialversicherungsbeitrdge noch Lohnsteuer abzufuihren haben, tbersteigen. Die Aufsichtsbehdrde ist
befugt, sich von der hauptberuflichen Burgermeisterin oder vom hauptberuflichen Birgermeister alle
erforderlichen Unterlagen vorlegen zu lassen.

(3) Der Burgermeisterin oder dem Burgermeister gebiihrt der Bezug fir die nebenberufliche
Auslbung der Funktion nach § 6, wenn sie oder er
1. gemdR Abs. 1 erklart hat, dass sie oder er die Funktion nebenberuflich ausiibt oder
2. keine Erklarung gemdl Abs. 1 abgegeben hat oder

3. wéhrend der Funktionsausiibung einen Anspruch auf Geldleistung fir die Ausiubung der Funk-
tion eines Mitglieds einer gesetzgebenden Kdrperschaft oder des Européischen Parlaments hat.

§ 25¢

Bezugsfortzahlung fur Burgermeisterinnen und Burgermeister nach § 25b

(1) Haben Burgermeisterinnen oder Birgermeister gemaB § 25b keinen Anspruch auf die
Fortsetzung einer Erwerbstatigkeit, gebihrt ihnen bei Beendigung ihrer Funktionsausiibung auf Antrag
eine Fortzahlung von 75 % der monatlichen Beziige unter anteilsmédRiger Beriicksichtigung der
Sonderzahlungen.

(1a) Bestehen Einkinfte nach § 2 Abs. 3 Z 5 bis Z 7 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBI.
Nr. 400/1988, bzw. Anspriiche auf solche Einkiinfte, ist jeweils ein Zwolftel dieser Jahreseinkiinfte von
den monatlichen Bezugsfortzahlungsanspriichen nach Abs. 1 in Abzug zu bringen.

(2) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung besteht nur solange, als nicht ein Anspruch auf
Geldleistungen

fur die Auslibung einer neuerlichen Funktion nach diesem Landesgesetz, nach vergleichbaren bundes-
1. oder landesrechtlichen Vorschriften oder fiir eine Funktion im Rahmen der Europaischen
Gemeinschaften,

2. fur eine sonstige Erwerbstatigkeit oder
3. aus einer Pension
besteht.

(3) Die Bezugsfortzahlung gebihrt

1 Anspruchsberechtigten, die nach dem 82 des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes 1983,
" BGBI. Nr. 330/1983, keinen anderen Beruf austiben dirfen, fir die Dauer von hochstens 6 Monaten,

2. sonstigen Anspruchsberechtigten fiir die Dauer von hochstens 3 Monaten.
(4) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung besteht nicht, wenn ein Anspruch

auf eine Geldleistung nach Abs.2 Z 1 bis Z 3 deswegen nicht besteht, weil das Organ darauf
" verzichtet hat, oder

ein Anspruch auf Pension deswegen nicht besteht, weil das Organ einen hiefiir erforderlichen
" Antrag nicht gestellt hat.

(5) Hat ein Anspruchsberechtigter auf Grund einer friiheren Tétigkeit eine dem Abs. 1 vergleichbare
Leistung nach diesem Landesgesetz, nach anderen landesrechtlichen Vorschriften, nach
bundesrechtlichen Vorschriften oder nach Vorschriften der Europdischen Gemeinschaften erhalten, ist
diese auf den nunmehr gebiihrenden Anspruch anzurechnen.

(6) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen dieses Landesgesetzes iber die Beziige auch fiir die
Bezugsfortzahlung.*
6. Dem § 33 wird folgender Abs. 8 angefugt:

»(8) 886, 17, 22, 25, 25b und 25c in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit
1. Janner 2017 in Kraft.*


http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1988_400_0/1988_400_0.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1988_400_0/1988_400_0.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1983_330_0/1983_330_0.pdf

Artikel 8
Anderung des Burgenléndischen Volksbefragungsgesetzes

Das Burgenléandische Volksbefragungsgesetz, LGBI. Nr. 45/1981, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 79/2013, wird wie folgt geandert:

1. 8 19 lautet:
,»819

Anfechtung

Innerhalb einer Woche vom Tag der Verlautbarung (8 17) an kdnnen die in den Wahlbehérden (8 2)
vertretenen Parteien und die oder der Bevollméchtigte des Antrags wegen Gesetzwidrigkeit schriftlich
Einspruch bei der zustandigen Bezirkswahlbehdrde erheben. Die Ergebnisse sind gegebenenfalls nach Art
und Ausmal} der unterlaufenen und erwiesenen Gesetzwidrigkeit zu berichten. Die Bezirkswahlbehérde
hat unverziiglich die dazugehérigen Akten der Landeswahlbehérde vorzulegen, die das vorldufige
Ergebnis mit Bescheid feststellt. Gegen diesen Bescheid ist die Beschwerde an das
Landesverwaltungsgericht zuldssig.*

2. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefugt:
»(3) § 19 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2017 in Kraft.“



Vorblatt
Probleme:

Aufgrund der immer komplexer werdenden Aufgaben der Gemeinden besteht ein Adaptierungsbedarf
hinsichtlich einiger Bestimmungen der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003, in der Fassung des
Gesetzes, LBGI. Nr.1/2014. AuRerdem werden das Eisenstadter Stadtrecht 2003 und das Ruster
Stadtrecht 2003 an die Bestimmungen der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003 angeglichen. Die
Gemeindewahlordnung 1992 wird an die Landtagswahlordnung 1995 angepasst (Einfihrung eines
»2.Wahltags®). Gleichzeitig soll das Burgenlédndische Gemeindebeziigegesetz und das Burgenléndische
Gemeindebedienstetengesetz 2014 angepasst werden. AuBerdem sind legistische Anpassungen im
Burgenldndischen Volksbefragungsgesetz und im Burgenldndischen Gemeindevolksrechtegesetz
erforderlich.

Ziel und Inhalt:

Die vorliegenden Gesetzesentwiirfe umfassen im Wesentlichen folgende Inhalte:

- Starkung der Minderheitenrechte

- Erweiterung der Gemeindeorgane

- Modglichkeit von Vereinbarungen zwischen Gemeinden zum Zwecke der Kooperation

- Einfuhrung einer jahrlichen Berichtspflicht des Birgermeisters an den Gemeinderat bzgl. wichtiger
Angelegenheiten

- Madglichkeit des Gemeinderats zur Wahl eines Jugendgemeinderats aus seiner Mitte
- Anderung der Frist zur Einberufung des Gemeinderates

- der Umfang des Rechtes auf Einsicht in die Verhandlungsgegenstande der Tagesordnung wird
erweitert

- Vertretungsfunktion von Ersatzmitgliedern bei Verhinderung von Gemeinderatsmitgliedern

- Einfdhrung eines ,,2. Wahltags“ bei den Gemeinderats- und Blirgermeisterwahlen (mit Ausnahme
der Stichwahl)

- Schaffung der Moglichkeit zur hauptberuflichen Austibung des Biirgermeisteramtes
- Erh6hung der Beziige der Gemeindeorgane und der Sitzungsgelder

- Implementierung einer Bezugsfortzahlung

- Regelung bei Personalunion des Birgermeisters und des Amtsleiters

- Einfuhrung von Ordnungsstrafen

- legistische Anpassungen

Finanzielle Auswirkungen:

Der GroRteil der vorgeschlagenen Anderungen wird voraussichtlich keine Kosten verursachen. Mehr-
kosten entstehen den Gemeinden durch die Erhéhung der Beziige des Burgermeisters und der Sitzungs-
gelder des Gemeinderates und der Gemeinderatsausschiisse.

Fur die Gemeinden ergeben sich durch die Einrichtung der Wahllokale am 9. Tag vor dem Wahltag sowie
durch die Bereitstellung von entsprechendem Hilfspersonal zusétzliche Kosten.

Da aber gleichzeitig damit zu rechnen ist, dass aufgrund dieses zusatzlichen Angebotes weniger Antrége
auf Ausstellung einer Wahlkarte gestellt werden, kommt es im Gegenzug auch zu einer Entlastung der
Gemeinden (Portokosten usw.).

Allfallige zusétzliche Kosten fiir die Gemeinden kénnen daher nicht abgeschétzt werden.

Aufgrund der Verlagerung der Durchfuhrung von Verwaltungsstrafverfahren von Gemeinden auf die
Bezirkshauptmannschaften sind nur marginale finanzielle und personelle Auswirkungen bzw.
Mehrbelastungen zu erwarten, zumal die Anzahl der Verfahren tberschaubar ist.

Verhéltnis zu Rechtsvorschriften der Europaischen Union:

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Européischen
Union.

Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimavertraglichkeit:
Die in diesem Gesetz enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitischen Bezug auf.



Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Beziiglich der Anderung der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003, des Eisenstidter Stadtrechts
2003 und des Ruster Stadtrechts 2003 ist eine qualifizierte Mehrheit bei der Beschlussfassung im Landtag
notwendig.

Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und
Manner:

Die in dieser Sammelnovelle enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch
indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere
auf Frauen und Ménner.

Erlauterungen

Allgemeiner Teil
Ziel und Inhalt der vorliegenden Gesetzesentwiirfe:

Mit den vorliegenden Gesetzesentwiirfen sollen einige Bestimmungen der Burgenlandischen Gemeinde-
ordnung 2003 und des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014 adaptiert bzw. geandert
werden, um deren ZweckmaRigkeit zu erhéhen. AuBerdem sollen die Minderheitenrechte gestérkt
werden. Das Eisenstadter Stadtrecht 2003 und das Ruster Stadtrecht 2003 sollen an die Bestimmungen
der Burgenlédndischen Gemeindeordnung 2003 angepasst werden. Die Gemeindewahlordnung 1992 wird
an die Landtagswahlordnung 1995 angepasst (Einflihrung eines ,,2.Wahltags*). Gleichzeitig soll das
Burgenlandische Gemeindebeziigegesetz angepasst werden. AulRerdem sind legistische Anpassungen im
Burgenldndischen Volksbefragungsgesetz und im Burgenlandischen Gemeindevolksrechtegesetz
erforderlich.

Anderung der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003

Dazu zédhlen vor allem:

- Erweiterung der Gemeindeorgane

- Maglichkeit von Vereinbarungen zwischen Gemeinden zum Zwecke der Kooperation

- Einfdhrung einer jahrlichen Berichtspflicht des Biirgermeisters an den Gemeinderat bzgl. wichtiger
Angelegenheiten

- Maglichkeit des Gemeinderats zur Wahl eines Jugendgemeinderats aus seiner Mitte
- Einfihrung von Ersatzgemeinderaten
- Einberufung des Gemeinderats spatestens am achten Tag vor der Gemeinderatssitzung

- der Umfang des Rechtes auf Einsicht in die Verhandlungsgegenstande der Tagesordnung wird
erweitert

- Einfhrung von Ordnungsstrafen
- legistische Anpassungen
Anderung des Eisenstadter Stadtrechts 2003

Analog zur Burgenléndischen Gemeindeordnung 2003 wird auch das Eisenstadter Stadtrecht 2003
entsprechend angepasst, wobei auch friihere Novellen der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003
beriicksichtigt werden.

Anderung des Ruster Stadtrechts 2003

Analog zur Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003 wird auch das Ruster Stadtrecht 2003
entsprechend angepasst, wobei auch friihere Novellen der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003
beriicksichtigt werden.

Anderung der Burgenlandischen Gemeindewahlordnung 1992

Analog zur Landtagswahlordnung 1995 soll nun auch in der Gemeindewahlordnung 1992 der ,,2.
Wahltag“ eingefiihrt werden. Durch die Einfuhrung der Mdéglichkeit zur Stimmabgabe vor einer Wahlbe-
horde bereits am 9. Tag vor dem Wahltag wird ein zusdtzliches Angebot fir Wéhler geschaffen, um die
Stimmabgabe zu erleichtern. Damit wird den Wahlern die Mdglichkeit geboten, ihre Stimme nicht nur am
Wahltag, sondern auch an einem ,,2. Wahltag“ personlich vor der Wahlbehdrde abzugeben. Da die
Offnungszeiten dieser Wahlbehdrden zumindest zwischen 18 Uhr und 19 Uhr gewéhrleistet sein muss,
wird auch fur berufstdtige Wahler oder flr junge Menschen die Stimmabgabe erleichtert. In jeder



Gemeinde muss zu diesem Zweck zumindest ein Wahllokal zur Verfiigung stehen. Dementsprechend
waren zahlreiche Bestimmungen (vor allem Fristen) anzupassen. Ebenso wird die Grundlage fir die
Einflihrung von Ersatzgemeinderaten geschaffen.

Anderung des Burgenlandischen Gemeindevolksrechtegesetzes

Die Abhaltung einer jahrlichen Birgerversammlung wird in Entsprechung der Burgenl&ndischen
Gemeindeordnung 2003 lediglich als Kann-Bestimmung normiert.

Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014

Es wird die Ausschreibungspflicht nach § 5 Burgenldndisches Gemeindebedienstetengesetz 2014 fiir alle
unbefristeten Dienstverhdltnisse ausgeweitet. AulRerdem wird eine Regelung getroffen, falls zwischen
dem Burgermeister und dem Amtsleiter Personalunion besteht. Zukinftig sollen Personalunionen von
Burgermeister und Amtsleiter mehr bestehen kdénnen. Weiters werden in der Novelle Regelungen
getroffen, die dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von
Bediensteten besitzt, auch flr die Auflésung dieser Dienstverhéltnisse zustandig sein soll, entsprechen.

Anderung des Burgenlandischen Gemeindebezligegesetzes

Aufgrund der Anderung im Burgenlindischen Gemeindebeziigegesetz werden die Beziige des Biirger-
meisters und die Sitzungsgelder angehoben. Aufgrund der mannigfaltigen Aufgaben von Burgermeister,
Gemeindevorstandsmitgliedern und Gemeinderatsmitgliedern war eine Erhohung der Beziige und der
Sitzungsgelder erforderlich. Weiters wird die Mdoglichkeit geschaffen, dass der Burgermeister die Option
erhalt, seine Funktion auch hauptberuflich auszuiiben. Dem hauptberuflichen Biirgermeister gebihrt nach
Beendigung seiner Funktion eine Bezugsfortzahlung.

Anderung des Burgenlandischen Volksbefragungsgesetzes

Die Anfechtung des vorldufigen Ergebnisses der Volksbefragung hat durch Einspruch an die
Bezirkswahlbehorde innerhalb von einer Woche ab Verlautbarung zu erfolgen. Die Bezirkswahlbehérde
hat die Akten der Landeswahlbehdrde zu (ibergeben. Die Landeswahlbehdrde entscheidet ber den
Einspruch mit Bescheid und stellt das vorlaufige Ergebnis fest. Gegen diesen Bescheid ist Beschwerde an
das Landesverwaltungsgericht zuldssig.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Bezuglich der Anderung der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003, des Eisenstadter Stadtrechts
2003 und des Ruster Stadtrecht 2003 ist eine qualifizierte Mehrheit bei der Beschlussfassung im Landtag
notwendig.



Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Burgenlandischen Gemeindeordnung 2003):
Zu Z 1 (Anderungen im Inhaltsverzeichnis):

Aufgrund der Anderungen der Bestimmungen und Uberschriften war auch das Inhaltsverzeichnis
anzupassen.

ZuZ?2(81Abs. 3):

Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die derzeit geltende Fassung des Gemeinde-
strukturverbesserungsgesetzes dar.

Zu Z 3 (82 Abs. 3und 4):

Klarstellung, dass die Bezeichnung der StraBen, Gassen und Platze vom Gemeinderat festzulegen ist und
die aus der Durchfiihrung einer Namensanderung erwachsenen Kosten von der Gemeinde zu tragen sind.
Dies gilt nicht fur Kosten von Privaten. Damit soll eine Klarstellung hinsichtlich der Kostentragung im
Falle einer Namensénderung von Strallen, Gassen und Platzen erfolgen.

Zu Z 4 (8§ 4 Abs. 3 zweiter Satz):

Konkretisierung dahingehend, dass das Recht zur Fiihrung eines Gemeindewappens durch Bescheid des
Gemeinderates verliehen wird.

Zu Z5 (8 4 Abs. 3a und®3b):
Der Abs. 3a legt fest, wann das Recht zur Fiihrung des Gemeindewappens ex lege erlischt.
Abs. 3b trifft Vorkehrungen fir den Fall der missbréuchlichen Verwendung des Gemeindewappens.

Diese Bestimmungen entsprechen der Regelung des § 8 des Gesetzes vom 15. November 1990 uber die
burgenléndischen Landessymbole.

ZuZ6 (89 Abs. 1):

Die Bestimmung dient der Einflhrung zusétzlicher Kriterien fur die Beurteilung einer Gemeindetrennung
durch die Landesregierung. Diese Regelung stellt klar, dass die Trennung zu einer Verbesserung des
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Gefliges der Gemeindemitglieder sowie der kommunalen
Interessen fuhren muss. Aufgrund der bereits vorherrschenden Kleinstrukturierenden Gemeindeeinheiten
im Burgenland sind nach Mdglichkeit weitere Gemeindetrennungen zu vermeiden. Daher wurden die
Voraussetzungen fiir Gemeindetrennungen um zusatzliche Kriterien erweitert. Die Einfihrung dieser
zusétzlicher Kriterien ist deshalb sachlich gerechtfertigt, weil ausschlieflich finanzielle Kriterien zur
Beurteilung der Gemeindetrennung nicht ausreichend sind. Gemeindetrennungen haben tiefgreifende
Auswirkungen auf das soziale, wirtschaftliche und kulturelle Zusammenleben der Gemeindemitglieder.
Die zuletzt durchgefiihrten Gemeindetrennungen im Burgenland haben gezeigt, dass auch soziale,
wirtschaftliche und kulturelle Folgen aus den Trennungen resultierten, sodass die Einfuhrung weiterer
Zuléssigkeitskriterien sachlich begriindbar und gerechtfertigt ist. Das Heranziehen allein finanzieller
Kriterien zum Zeitpunkt der Gemeindetrennung stellt lediglich ein Abbild der finanziellen Situation im
Erhebungszeitpunkt dar und berlcksichtigt nicht das Gesamtgefiige in der Gemeinde.

Zu Z 7 (8 11 Abs. 1 zweiter Satz):

Fir die Vermogensauseinandersetzung ist nunmehr ein Gemeinderatsbeschluss mit 2/3 Mehrheit
erforderlich.

Zu Z 8 (8 14 Abs. 1):

Die Organe der Gemeinde sollen um den Gemeindekassier erweitert werden. Damit soll klargestellt
werden, dass der Gemeindekassier ein Organ ist und daher die Bestimmungen des B-VG und des OrgHG
auf ihn anzuwenden sind.

Zu Z9 (8§ 15a):

Mit dieser Bestimmung wird die Moglichkeit geschaffen, dass Ersatzmitglieder Mitglieder des
Gemeinderats, die an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert sind, vertreten kénnen. Eine
Verhinderung liegt dann vor, wenn rechtliche oder objektive tatsachliche Grinde die Teilnahme es
Gemeinderatsmitglieds an der Sitzung hindern. Verhinderungsgrinde kénnen zB. sein: Krankheit,
Urlaub, Befangenheit, Verhinderung durch héhere Gewalt, berufliche Verpflichtungen. Das verhinderte
Gemeinderatsmitglied hat sein Fernbleiben rechtzeitig zu entschuldigen.



Die Bestimmung sieht vor, dass jenes Mitglied, welches mit Ausnahme der Gemeinderatsmitglieder die
héchste Wahlpunktezahl auf der Liste der Wahlwerber dieser Partei erhalten hat, Ersatzmitglied ist. Jeder
Gemeinderatspartei kommt nur ein Ersatzmitglied zu.

Scheidet ein Mitglied des Gemeinderats aus und wird das urspriingliche Ersatzmitglied zum
Gemeinderatsmitglied berufen, so ist das auf der Liste nichstgereihte Ersatzmitglied zur Vertretung der
Gemeinderatsmitglieder der jeweiligen Gemeinderatspartei anzugeloben. Sofern das aus dem
Gemeinderat ausscheidende Mitglied nicht ausdriicklich die Streichung aus der Liste der Ersatzmitglieder
verlangt hat, wird das aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied zum Ersatzmitglied. Lehnt jedoch das
aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied seine Berufung zum Ersatzmitglied nach § 15a ab, so verbleibt
es dennoch auf der Reihe der Liste der Ersatzmitglieder. In diesem Fall ist das né&chstgereihte
Ersatzmitglied als Ersatzmitglied nach § 15a zu berufen.

Auch der Birgermeister kann sich durch das Ersatzmitglied in der Gemeinderatssitzung vertreten lassen.
In diesem Fall fiihrt jedoch den Vorsitz der Vizebiirgermeister gemai § 37.

Abs. 2 regelt, dass Ersatzmitglieder nur im Rahmen von Gemeinderatssitzungen vertretungsbefugt sind.
In Sitzungen des Gemeindevorstands und der Ausschiisse besitzt das Ersatzmitglied keine
Vertretungsbefugnis. Ist ein Mitglied des Gemeindevorstands oder der Ausschiisse an der Teilnahme an
einer Sitzung des Gemeindevorstands oder der Ausschiisse verhindert, so kann anstelle des verhinderten
Mitglieds das Ersatzmitglied nach Abs. 1 nicht teilnehmen.

Zu Z 10 (8 16 Abs. 1):

Auch die Ersatzmitglieder werden in der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates angelobt. Die
Funktionsperiode der Ersatzmitglieder beginnt mit der Angelobung des Ersatzmitglieds und endet
grundsatzlich erst mit der Angelobung der Ersatzmitglieder des neugewéhlten Gemeinderats. VVon der
Funktionsperiode ist die Wahlperiode zu unterscheiden. Unter der Wahlperiode wird die festgesetzte Zeit
auf deren Dauer die Mitglieder des Gemeinderats gewahlt werden, verstanden. Demgegentiber bezeichnet
der Begriff der Funktionsperiode (Amtsperiode) die zwischen dem Amtsbeginn und dem Amtsende des
jeweiligen Gemeinderatsmitglieds liegende Zeitspanne.

Zu Z 11 (8§ 18 Abs. 2):

Auch die Ersatzmitglieder haben das Geldbnis zu leisten.

Zu Z 12 (8§ 18 Abs. 3):

Ersatzmitglieder, die erst nach der konstituierenden Sitzung berufen werden, leisten ihre Angelobung erst
in der ersten Gemeinderatssitzung an der sie teilnehmen.

Zu Z 13 (§ 18 Abs. 5):

Auch Ersatzmitglieder unterliegen der Amtsverschwiegenheit und kénnen vom Gemeinderat von dieser
entbunden werden.

Zu Z 14 (§ 19 Abs. 1):

Der Mandatsverlust fir Ersatzmitglieder ist analog jenem fiir Gemeinderatsmitglieder geregelt.

Zu Z 15 (8§19 Abs. 1 Z5):

Ausweitung der Weigerung das Mandat auszuiiben auf unentschuldigtes Fernbleiben von Sitzungen des
Gemeindevorstands  oder  des  Prlfungsausschusses  deren  Mitglied er  ist.  Der
Mandatsaustibungsverweigerungsgrund soll im Sinne einer Gleichbehandlung der Sitzungen des
Gemeinderates, des Gemeindevorstands oder des Prifungsausschusses auch fir diese zur Anwendung
kommen.

Zu Z 16 (8 19 Abs. 3):

Né&here Bestimmungen uber das Enden des Mandats eines Ersatzmitglieds enthdlt die Gemeindewahl-
ordnung.

Zu Z 17 (8 20 Abs. 1 vierter Satz):

Die fir die Gemeinden anwendbaren haushaltsrechtlichen Bestimmungen der VRV und der GHO 2015
sollen auch fir Gemeindeverbande nach dem Bgld. Gemeindeverbandsgesetz gelten.

Zu Z 18 (8§ 21 Abs. 1 erster Satz):

Nunmehr ist die Bildung von Verwaltungsgemeinschaften auch auBerhalb desselben politischen Bezirks
zuldssig. Aus Grinden der ZweckmaRigkeit sollen Verwaltungsgemeinschaften zukinftig
bezirksubergreifend gebildet werden kdnnen.



Zu Z 19 (8 22a):

Die Bildung von Gemeindekooperationen wird erméglicht. Bei den genannten Vereinbarungen handelt es
sich um Gemeindekooperationen offentlich-rechtlicher Natur. Uber Streitigkeiten hat daher nicht ein
ordentliches Gericht, sondern die Landesregierung mittels Bescheid zu entscheiden. Aus Griinden der
Kostenersparnis und im Sinne einer effizienten Verwaltung kénnen sich Gemeinden, zB. zum Zwecke der
gemeinsamen Einhebung von Abgaben im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung zusammenschlieRen.

Zu Z 20 (§ 24 Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. aa):

Der Birgermeister darf nun Bedienstete auf die Dauer von maximal sieben Monaten befristet aufnehmen.
Es war daher eine Anpassung der Anstellungskompetenz des Gemeindevorstands erforderlich.

Zu Z21 (824 Abs.1Z4):

Ergédnzung, dass auch die Vergabe von Leistungen in die Kompetenz des Gemeindevorstands fallt.
Hinsichtlich der Wertgrenze bei Lieferungen und Leistungen wird festgehalten, dass bei Vertragen, die
sich Uber ein Jahr hinaus erstrecken, zur Beurteilung der Wertgrenze die Gesamtlaufzeit heranzuziehen
ist.

Zu Z 22 (8§25 Abs. 2 Z 4):

Der Birgermeister darf nun Bedienstete auf die Dauer von maximal sieben Monaten befristet aufnehmen.
Da in der Regel Saisonarbeitskrafte fir 28 Wochen eingestellt werden, wurde die Frist entsprechend
angepasst.

Zu Z 23 (8§ 25 Abs. 2 Z 6):

Klarstellung, dass dem Birgermeister auch die Vergabe von Leistungen zur selbststandigen Erledigung
vorbehalten ist.

Zu Z 24 (§ 25 Abs. 2 Z 8):

Erweiterung der Kompetenz des Birgermeisters auf den Abschluss von befristeten Miet- und Pacht-
vertragen fir maximal sechs Monate. Beispielsweise kdnnen Mietvertrdge von Gemeindewohnungen fur
maximal 6 Monate vom Bilrgermeister abgeschlossen werden. Wird dariiber hinaus ein langeres
Mietverhéltnis angestrebt, ist ein Gemeinderatsbeschluss erforderlich.

Zu Z 25 (8§ 25 Abs. 4):

Es wird klargestellt, dass der Blrgermeister sich zeitnah nach Erlassung seiner Verordnung gegeniiber
dem Gemeinderat erkldren muss, ob er von der Mdglichkeit in seinen Zustandigkeitsbereich fallende
Angelegenheiten im eigenen Wirkungsbereich an Mitglieder des Gemeindevorstands (unbeschadet seiner
Verantwortlichkeit) zu Gbertragen, Gebrauch macht. AuBerdem ist jegliche Anderung der
Zustandigkeitsubertragung dem Gemeinderat bekannt zu geben.

Zu Z 26 (8 25 Abs. 6):

Einfihrung einer jahrlichen Berichtspflicht des Birgermeisters an den Gemeinderat (ber die in seine
Zustandigkeit fallenden Stipendien, Subventionen und anderen Zuwendungen sowie Personalangelegen-
heiten.

Zu Z 27 (8 30 zweiter Satz):

Bestimmung, dass bei Verhinderung des Burgermeisters und samtlicher Vizebirgermeister das an Funk-
tionsjahren im Gemeindevorstand bzw. Gemeinderat dlteste Gemeindevorstands- bzw. Gemeinderats-
mitglied vertritt. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird nicht mehr auf die Lebensjahre, sondern auf
die Funktionsjahre abgestellt, weil eine l&ngere Funktionsdauer eine groBere Erfahrung indiziert. Bei
Gleichstand ist das Lebensalter ausschlaggebend.

Zu Z 28 (§ 32 Abs. 1 und 2):

Regelung, dass in jenem Ortsverwaltungsteil, in dem der Birgermeister seinen Wohnsitz hat, entweder
der Birgermeister oder ein wohnhaftes Gemeindevorstandsmitglied zum Ortsvorsteher bestellt werden
kann. In allen anderen Ortsverwaltungsteilen, in denen der Burgermeister nicht seinen Wohnsitz hat, ist
grundsatzlich ein im betreffenden Ortsverwaltungsteil wohnhaftes Mitglied des Gemeinderates zum
Ortsvorsteher zu bestellen. Nur fur den Fall, dass sich kein im Ortsverwaltungsteil wohnhaftes Mitglied
des Gemeinderats bereit erklart, diese Funktion zu ilbernehmen, kann der Birgermeister auch eine andere
Person bestellen.

Zu Z 29 (8 33 Abs. 3):
Dem Umweltgemeinderat wird ein Stimmrecht in den Sitzungen des Umweltausschusses eingeraumt.



Zu Z 30 (8 33a):

Méglichkeit des Gemeinderats zur Wahl eines Jugendgemeinderates fiir die Dauer seiner Funktions-
periode aus dem Kreis seiner Mitte. Der Jugendgemeinderat hat den Blrgermeister bei der Jugendarbeit
zu unterstitzen. Gleiches gilt fir den Gemeindejugendreferenten. Fur den Fall, dass vom Gemeinderat
kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Biirgermeister einen Gemeindejugendreferenten
bestellen.

Zu Z 31 (8 34 Abs. 3 erster Satz):

Die derzeitige Regelung berechtigt den Birgermeister, die Mitglieder des Gemeindevorstands und die
Ortsvorsteher an den Sitzungen der Ausschiisse, denen sie nicht als Mitglieder angehdren, mit beratender
Stimme teilzunehmen. Diese Berechtigung wird nunmehr auf einen Vertreter jeder Gemeinderatspartei
ausgeweitet. Es wird empfohlen, dass in jener Sitzung des Gemeinderates, in dem die Ausschisse
gebildet und die Mitglieder bestimmt werden (zB. in der konstituierenden Sitzung), auch von jenen
Gemeinderatsparteien, die nicht im Ausschuss vertreten sind, jeweils ein Mitglied nominiert wird,
welches an den Sitzungen der Ausschiisse teilzunehmen berechtigt ist.

Der Gemeindekassier ist zur Teilnahme an den Sitzungen der Ausschisse grundsétzlich nicht berechtigt.
Zu Z 32 (8 35 Abs. 3):

Diese Bestimmung regelt, dass die Bestimmungen Uber die Geschaftsfihrung des Gemeinderats
sinngemal auch fur Ersatzmitglieder gelten.

Zu Z 33 (8 36 Abs. 3):

Die derzeitige Frist zur Einberufung des Gemeinderates und der Ersatzmitglieder nach § 15a unter
Bekanntgabe der Tagesordnung spatestens am flinften Amtstag vor der Sitzung, wird verlangert auf acht
Tage. Diese Bestimmung soll der Vereinfachung der Fristenberechnung dienen, um zukinftig
Ladungsméngel zu vermeiden. In der Vergangenheit wurden haufig Fehler bei der Berechnung der
Amtstage gemacht. Dies fiihrte zu Ladungsmangel und in der Folge nichtigen Beschliissen. Nunmehr ist
jeder Tag (unabhé&ngig ob Samstag, Sonntag, Werktag, Feiertag, Amtstag) in die Frist einzurechnen. Der
Tag der Sitzung ist in den Fristenlauf nicht einzurechnen. Endet die Frist an einem Samstag, Sonntag oder
gesetzlichen Feiertag, Karfreitag, etc. so verlangert sich die Frist nicht.

Auch die Ersatzmitglieder nach 8 15a sind in gleicher Weise wie die Mitglieder des Gemeinderates zu
jeder Sitzung zu laden.

Zu Z 34 (§ 36 Abs. 3a):

Ermdglichung der E-Mail Einladung mit Zustimmungserklarung. Zum Nachweis der ordnungsgemadliien
Ladung hat die Gemeinde die Zustimmungserklarungen samt E-Mail-Adressen sowie die
Sendebestatigungen aufzubewahren. Als Nachweis der Einladung gilt die Sendebestatigung. Unter
Sendebestétigung ist der Nachweis der erfolgten Versendung an die bekannt gegebene E-Mail-Adresse zu
verstehen. Fur den Fall, dass die E-Mail Zustellung aus Griinden, die das Gemeinderatsmitglied zu
vertreten hat, zB. Bekanntgabe einer falschen E-Mail-Adresse oder mangelnde regelméRige Kontrolle der
einlangenden E-Mails, liegt kein Ladungsmangel vor. Gefordert ist nicht die elektronische Zustellung im
Sinne des Zustellgesetzes. Diese Regelung gilt auch fur Ersatzmitglieder.

Die Zustimmungserklarung kann jederzeit widerrufen werden. Ebenso kann jederzeit eine neue E-Mail-
Adresse bekannt gegeben werden. Dies ist dem Vorsitzenden bekannt zu geben.

Zu Z 35 (8§ 36 Abs. 4):
Die mindliche Mitteilung der Hinterlegung beim Gemeindeamt an die Nachbarn entfallt.
Zu Z 36 (8 36 Abs. 6):

Unter willkirlicher Festsetzung des Tages und der Stunde zu Unzeiten ist das AuBerachtlassen jeglicher
Sachlichkeit zu verstehen. Sitzungen des Gemeinderates sollen jedenfalls werktags nicht vor 17 Uhr
anberaumt werden, es sei denn, es sind alle Mitglieder des Gemeinderates damit einverstanden.

Zu Z 37 (8§ 38 Abs. 1a):

Der Birgermeister wird verpflichtet, dem Gemeinderat unter dem Tagesordnungspunkt ,,Allfalliges* den
voraussichtlichen Termin der ndchsten Gemeinderatssitzung bekannt zu geben.

Zu Z 38 (8 38 Abs. 4):

Ausweitung des Verlangens auf Aufnahme eines Tagesordnungspunkts auf jede Gemeinderatspartei je
Sitzung, mit schriftlicher Zustimmung aller Mitglieder einer Gemeinderatspartei. Es kann nur ein
Tagesordnungspunkt pro Gemeinderatssitzung verlangt werden. Der Birgermeister ist verpflichtet diesen



Tagesordnungspunkt in die ndchste Gemeinderatssitzung aufzunehmen. Er kann diesen Punkt auch nicht
absetzen.

Zu Z 39 (8 40 Abs. 2):

Regelung, dass das Recht auf Akteneinsicht auch das Recht auf Anfertigung von Kopien umfasst. Die
Bestimmungen Uber die Amtsverschwiegenheit nach Art. 20 Abs. 3 B-VG sind insbesondere im Zeitalter
der elektronischen Medien mit Facebook etc. striktest zu beachten.

Zu Z 40 (8 40 Abs. 4 und Abs.°5):

Demzufolge kénnen Anfragen nach Abs. 3 auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden und
sind Anfragen langstens innerhalb von 8 Wochen nach Einlangen schriftlich zu beantworten. Der Abs. 4
bezieht sich nur auf schriftliche Anfragen. Schriftliche Anfragen kénnen auch per E-Mail beantwortet
werden.

Der Missbrauchs- und Lahmungstatbestand gilt sowohl bei mindlichen als auch bei schriftlichen
Anfragen. Als MaRstab gelten die Bestimmungen des Auskunftspflichtgesetzes. Eine umfangreiche
Ausarbeitung darf dann nicht als L&hmung des Amtsbetriebes gewertet werden, wenn der Amtsbetrieb
falsch gefiihrt wird.

Zu Z 41 (§ 44 Abs. 1 dritter Satz):

Feststellung dahingehend, dass individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten nur in nicht
offentlicher Sitzung behandelt werden dirfen. Der Dienstpostenplan ist offentlich zu behandeln.
Hingegen sind konkrete Personalangelegenheiten in nicht éffentlicher Sitzung zu behandeln.

Zu Z 42 (§ 44 Abs. 3):

Nunmehr ist auch eine akustische Aufzeichnung der 6ffentlichen Sitzung zuldssig, jedoch kann der
Gemeinderat mit Beschluss im Einzelfall Einschrankungen verfugen. Die akustische Aufzeichnung soll
lediglich zu Dokumentationszwecken, insbesondere zur Erleichterung der Protokollerstellung, dienen.
Die in diesem Zusammenhang stehenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen betreffend sensible
Daten und das Erfordernis der Beachtung der Personlichkeitsrechte sind einzuhalten.

Zu Z 43 (§ 45 Abs. 2):

Das Aufnahmebegehren einer geduRerten abweichenden Meinung eines Gemeinderatsmitglieds ist bei der
Behandlung eines Tagesordnungspunkts zu stellen. Es sollen damit nachfolgende Diskussionen uber
tatsachlich getatigte AuBerungen vermieden werden. Bei der Behandlung der nachfolgenden Tagesord-
nungspunkte kann die Aufnahme einer abweichenden Meinung zu einem vorangegangenen Tagesord-
nungspunkt nicht mehr begehrt werden.

Zu Z 44 (8§ 45 Abs. 4 letzter Satz):
Klarstellung, dass die Verhandlungsschrift binnen weiterer acht Tage nach Ubertragung zuzusenden ist.
Zu Z 45 (8§ 45 Abs. 5):

Die derzeitige Regelung der Auflagefrist der Verhandlungsschrift von mindestens drei Amtstagen vor der
néchsten Sitzung des Gemeinderates wird auf mindestens acht Tage geandert.

Zu Z 46 (8§ 45 Abs. 7):

Feststellung, dass jedermann in die genehmigten Verhandlungsschriften wahrend der Amtsstunden Ein-
sicht nehmen kann. Nunmehr kann in die Gemeinderatsprotokolle jedermann Einsicht nehmen. Im Fall
der Veroffentlichung der Gemeinderatsprotokolle auf der Homepage sind die Bestimmungen des
Datenschutzgesetzes striktest anzuwenden. Zumindest sind alle personenbezogenen Daten im Protokoll
im Falle einer Veroffentlichung auf der Homepage zu schwaérzen.

Zu Z 47 (§ 46 Abs. 1):

Regelung, dass der Gemeinderat zu Beginn jeder Funktionsperiode eine Geschéftsordnung zu beschlielen
hat.

Zu Z 48 (§ 47 Abs. 2):

Regelung, dass bei Personalunion des Birgermeisters und des Amtsleiters wahrend dieser Zeit die
Funktion des Amtsleiters ruht. Eine Personalunion von Birgermeister und Amtsleiter soll dadurch
vermieden werden. Unter anderen Aufgaben sind Aufgaben als ,.einfacher* Gemeindebediensteter zu
verstehen.



Zu Z 49 (8 49 Abs. 1):

Anpassung der Befangenheitsbestimmungen an die Bestimmungen im Allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetz.

Zu Z 50 (8 49 Abs. 7):

Die Befangenheitsbestimmungen gelten auch fur Ersatzmitglieder.

Zu Z 51 (8§ 51 erster Satz):

Die Gemeindeversammlung durch den Biirgermeister wird zur Kann-Bestimmung.
Zu Z 52 (8 59 Abs. 3):

Bestimmung, dass die Bestrafung wegen Ubertretung einer ortspolizeilichen Verordnung der Bezirks-
verwaltungsbehdérde obliegt. Aufgrund der Verlagerung der Durchfihrung von Verwaltungsstrafverfahren
von Gemeinden auf die Bezirkshauptmannschaften sind nur marginale finanzielle und personelle
Auswirkungen bzw. Mehrbelastungen zu erwarten, zumal die Anzahl der Verfahren tberschaubar ist.

Der Grund fir die Verlagerung ist darin zu erblicken, dass die Bezirkshauptmannschaften wesentlich
mehr Erfahrung in der Durchfuhrung von Verwaltungsstrafverfahren haben.

Zu Z 53 (8 61 Abs. 2):

Konkretisierung, dass das Eigentum der Gemeinde nicht nur in seinem Gesamtwert mdglichst unge-
schmaélert zu erhalten ist, sondern soweit es ertragsfahig ist, derart zu verwalten ist, dass ein moglichst
grofer und dauernder Ertrag daraus erzielt wird. Als sozialer Wert kann die Schaffung sozialer
Einrichtungen oder die Verwendung fur soziale Zwecke verstanden werden.

Zu Z 54 (§ 61 Abs. 3 bis 5):

Festlegung, dass die Erlése aus VermdgensverdauRerungen zur Schaffung neuer Vermdgenswerte oder zur
vorzeitigen Tilgung bestehender Darlehensschulden zu verwenden sind.

Bestimmung, dass bei bestimmten Finanzgeschaften vor deren Beschlussfassung eine schriftliche
Risikoanalyse eingeholt werden muss.

Im Abs. 4 wurde einer Forderung des Landesrechnungshofes Rechnung getragen, wonach risikoreiche
Finanzgeschafte (zB Fremdwahrungsdarlehen) unterbunden bzw. nur sehr eingeschrdnkt méglich sein
sollen.

Abs. 5 regelt, dass die Landesregierung durch Verordnung Richtlinien ber den Abschluss von Finanz-
geschaften festlegen kann.
Zu Z 55 (8§ 63 Abs. 3):

Einschrénkung der Errichtung von wirtschaftlichen Unternehmungen, wenn die Art und der Umfang der
Unternehmung in einem angemessenen Verhaltnis zur voraussichtlichen Leistungsfahigkeit der Gemeinde
steht und der Befriedigung des Bedarfes der Bevolkerung oder einem tberdrtlichen Interesse dient.

Zu Z 56 (8§ 63 Abs. 3a):

Abs. 4 bestimmt, dass der Gemeinderat fiir marktbestimmte Betriebe ein Betriebsstatut und einen
Betriebsleiter zu bestimmen hat.
Zu Z 57 (§ 66):

Im Vermdégensverzeichnis sind nunmehr auch der Stand des Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres,
die Veranderungen wahrend des Haushaltsjahres sowie der Stand des Vermdgens am Ende des Haushalts-
jahres auszuweisen. Dadurch soll mehr Transparenz bei der Vermdgensdarstellung geschaffen werden.

Zu Z 58 (§ 66a Abs. 2):

Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen
Stabilitatspaktes 2012 dar. Da die Landesregierung bislang nicht von der Verordnungserméchtigung
keinen Gebrauch gemacht hat und der mittelfristige Finanzplan im Osterreichischen Stabilitatspakt
detailliert geregelt ist, ist eine Verordnungsermachtigung nicht erforderlich.

Zu Z 59 (§ 68 Abs. 3):

Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen
Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 60 (§ 68 Abs. 5 letzter Satz):

Die bestehende Regelung wird dahingehend geédndert, dass nicht bloR auf Verlangen der Aufsichtsbe-
horde, sondern immer eine Ausfertigung des VVoranschlags oder Voranschlagsentwurfes und des mittel-



fristigen Finanzplans oder Entwurfes des mittelfristigen Finanzplans auch in schriftlicher Form vorzu-
legen ist. Die aufsichtsbehdrdliche Uberprifung erfordert auch eine schriftliche Ausfertigung.

Zu Z 61 (§8 71 Abs. 1 zweiter Satz):

Klarstellung, dass der Birrgermeister bei Ubertragung eines bestimmten Anordnungsrechtes die
Schriftform einzuhalten hat.

ZuZ62(872Abs.2Z1):

Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen
Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 63 (8 73 Abs. 3):

Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen
Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 64 (8 76 Abs. 2 letzter Satz):

Streichung der Mitwirkung des Birgermeisters beim Zahlungsvollzug. Damit wird dem Grundsatz der
Trennung von Zahlungsanordnung und Zahlungsvollzug entsprochen.

Zu Z 65 (8§ 78 Abs. 1 dritter Satz):

Klarstellung, dass die restlichen Mitglieder des Priifungsausschusses nach dem d"Hondtschen Verfahren
zu bestellen sind.

Zu Z 66 (8§ 78 Abs. 1 letzter Satz):

Auch Gemeindebedienstete, die Mitglieder des Gemeinderates sind, dirfen nicht dem Priifungsausschuss
angehdren. Um zu verhindern, dass Gemeindebedienstete ihre in der Gemeinde verrichteten Tatigkeiten
im Rahmen einer Prifungsausschusssitzung selbst zu Uberpriifen haben und dies gegebenenfalls zu
verzerrten Priifergebnissen fuhrt, wurde die Regelung eingefiihrt, dass auch Gemeindebedienstete nicht
dem Prifungsausschuss angehéren dirfen.

Zu Z 67 (8§ 78 Abs. 2):

Die wenigstens einmal im Jahr unvermutete Uberpriifung durch den Priifungsausschuss fallt weg, da
diese tatsachlich undurchfuhrbar war. Eine Information der Gemeinde Uber die unvermutete Prifung war
schon durch die Zustellung der Ladung an die Mitglieder des Priifungsausschusses gegeben.

Zu Z 68 (§ 78 Abs. 3a erster Satz):

Bestimmung, dass jedes Mitglied des Prifungsausschusses das Recht hat, pro Sitzung beim Obmann des
Prifungsausschusses schriftlich die Aufnahme eines Tagesordnungspunkts zu verlangen und nicht wie
bisher nur einmal im Kalenderjahr.

Zu Z 69 (8§ 78 Abs. 4a):

Festlegung der Modalitaten bei Beschlussunfahigkeit des Priifungsausschusses. Diese Bestimmung soll
verhindern, dass durch dauerndes Nichterscheinen der Prifungsausschussmitglieder Priifungen
unterbunden werden. Im Fall der Beschlussunfahigkeit der Sitzung des Prifungsausschusses kann ein
Mitglied die neuerliche Einberufung verlangen. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses
innerhalb von acht Tagen einzuberufen und innerhalb weiterer acht Tage ab Einberufung abzuhalten. Bei
diesen Sitzungen ist jedenfalls Beschlussfahigkeit gegeben.

Zu Z 70 (8§ 78 Abs. 6):

Die Vertagung eines Tagesordnungspunkts kann nur erfolgen, wenn der Prifungsausschuss dies ein-
stimmig beschlieBt. Um zu verhindern, dass Tagesordnungspunkte abgesetzt werden kdnnen und sohin
eine umfassende Uberpriifung nicht gewahrleistet ist, bedarf die Vertagung von Tagesordnungspunkten
der Zustimmung aller Mitglieder des Priifungsausschusses.

ZuZ 71 (8§79 Abs. 1 Z 2):

Konkretisierung der Priifbefugnis bei Unternehmungen geméal 8 63 Abs. 2. Die Priifkompetenz umfasst
lediglich die Ingerenzmdglichkeiten der Gemeinde.

Zu Z 72 (8§ 79 Abs. 2 zweiter Satz):

Das Ergebnis der Gebarungsprifung der Aufsichtsbehorde ist dem Gemeinderat unter einem eigenen
Tagesordnungspunkt zur Kenntnis zu bringen.



Zu Z 73 (8 81):

Fur die Berechnung der Fristen sind die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
anzuwenden.

Zu Z 74 (8§ 82 Abs. 4 letzter Satz):

Klarstellung, dass auf Verlangen Kopien von Verordnungstexten auszufolgen sind. Der Gemeinde steht
es frei, zu entscheiden, ob dafiir ein Kostenersatz eingehoben wird.

Zu Z 75 (8 86a):

§ 86a Abs. 1 hat lediglich deklaratorische Funktion und soll zum besseren Verstdndnis beitragen.
Aufnahme der im L-VG und Bgld. LRHG normierten Prifbefugnis des Burgenlédndischen
Rechnungshofes hinsichtlich der Gemeinden und Normierung der Berichtspflicht im Gemeinderat. Der
Burgermeister ist verpflichtet, die Berichterstattung des Burgenlandischen Rechnungshofes in die
Tagesordnung der néchsten Gemeinderatssitzung aufzunehmen. Der Landesrechnungshof hat Prifungen
nach § 86a Abs. 1 Z 1 bis 4 von Amts wegen (Initiativpriifung) durchzufiihren. Der Landesrechnungshof
hat Prifungen im Sinne des § 86a Abs. 1 Z 5 bis 8 nur auf begriindetes Ersuchen der Landesregierung
oder auf Beschluss des Landtags durchzuftihren.

Zu Z 76 (8§ 86b):

8§86b regelt die Vorgangsweise bei der Behandlung wvon Aufsichtsheschwerden. Die
Aufsichtsbeschwerde ist bei der nach § 86 Abs. 3 zustdndigen Aufsichtshehdrde einzubringen.
Aufsichtsbeschwerden kénnen sich nur auf den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde beziehen. Die
Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich zu erledigen. Als einschreitende Person im Sinne des Abs. 3 ist der
Beschwerdefihrer anzusehen.

Zu Z 77 (8 87 Abs. 2 Z 6):
Ausweitung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsvorbehalte.
Zu Z 78 (8 87 Abs. 2 Z 8):
Ausweitung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsvorbehalte.
Zu Z 79 (887 Abs. 2 Z29):

Die aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsvorbehalte werden auf derivative Finanzgeschéfte ausgeweitet.
Weiters bedurfen auch Veranlagungen von Gemeindevermdgen, wie zB der Erwerb von Aktien,
Wertpapieren, Fonds, Anleihen, Lebensversicherungen, etc. der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung.
Keine aufsichtsbehdrdliche Genehmigung ist fir ein Sparbuch bzw. Sparkonto erforderlich.

Zu Z 80 (8§ 90 Abs. 2):

Klarstellung der Aufhebung von Beschliissen. Da bei der Handhabung des Aufsichtsrechtes das das in
Art. 119a Abs. 7 letzter Satz B-VG iVm § 86 Abs. 6 verankerte VerhdltnisméBigkeits- und
Schonungsprinzip einzuhalten ist und zudem kein Rechtsanspruch auf Auslibung des Aufsichtsrechtes
besteht, wurde die verpflichtende Aufhebung von gesetzwidrigen Gemeinderatsbeschliissen in eine Kann-
Bestimmung geandert.

Zu Z 81 (8 92):

Die Aufsichtsbehtrde kann der Gemeinde die Erfullung eine ihr durch Gesetz oder Verordnung auferlegte
Verpflichtung durch Bescheid auftragen.

Die erforderlichen MalRhahmen kénnen von der Aufsichtsbehdrde nach fruchtlosem Ablauf der ange-
messenen Frist nach Abs. 1 oder bei Gefahr in Verzug an Stelle und im Namen der Gemeinde sowie auf
deren Kosten und Gefahr getroffen werden.

Da die Aufsichtsbehdrde keine im Instanzenzug der Gemeinde Uibergeordnete Behdrde darstellt ist eine
Devolution an die Aufsichtsbehtrde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht nicht méglich.

Zu Z 82 (§ 92a):

Diese Bestimmung sieht vor, dass im Falle von wiederholten Ordnungswidrigkeiten des Burgermeisters
diesem Ordnungsstrafen auferlegt werden kdnnen. Die Aufzahlung der Ordnungswidrigkeiten ist taxativ.
Es handelt sich bei den Ordnungsstrafen um disziplindre MalRnahmen. Gerichtlich strafbare Handlungen
des Burgermeisters kdnnen nicht mit Ordnungsstrafe geahndet werden, da diese in die Zustandigkeit der
Gerichte fallen. Ordnungsstrafen werden nur (ber den Biirgermeister verhdngt, zumal er die zentrale
Drehscheibe in der Gemeindeverwaltung ist und er als Leiter des inneren Dienstes fir eine
ordnungsgemale Geschaftsfiihrung in der Gemeinde verantwortlich ist.



Zu Z 83 (8 93 Abs. 4 erster Satz):

Klarstellung, dass dem Birgermeister im Falle der Auflésung des Gemeinderates ein Beirat zur Seite
steht.

Zu Z 84 (8 93 Abs. 4a):

Bestimmung, dass ein Regierungskommissar zu bestellen ist, wenn der Birgermeister sein Amt
niederlegt, verliert oder an der Amtsausibung verhindert ist. Da im Falle der Auflésung des
Gemeinderats alle Mitglieder des Gemeinderats so auch der Vizeburgermeister sein Mandat verliert, ist
eine Vertretung des Birgermeisters durch den Vizebirgermeister nicht méglich. Sollte der Burgermeister
nach Aufldsung des Gemeinderats an der Ausibung seines Amtes verhindert sein (Erkrankung,
berufsbedingte notwendige Abwesenheit, etc.) ist von der Landesregierung ein Bediensteter des Landes
zum Regierungskommissér zu bestellen. Der Burgermeister verliert sein Amt, wenn er durch
Volksabstimmung abgewéhlt wird. Ein aus der Mitte der Mitglieder des Gemeinderats gewéhlter
Burgermeister verliert sein Amt, wenn ihm nach § 89 Abs. 2 GemWO 1992 das Misstrauen
ausgesprochen wird.

Zu Z 85 (8§ 94):

Klarstellung, dass nur die Gemeinde im aufsichtsbehordlichen Verfahren Parteistellung hat. 8 94 regelt
auch den Instanzenzug im aufsichtsbehordlichen Verfahren.

Zu Z 86 (8§ 95):

Neuregelung der Interessensvertretungen.

Zu Z 87 (8 96):

Mit §96 wurde die sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann in der Burgenlédndischen
Gemeindeordnung geregelt. GemdR Art. 7 Abs. 3 B-VG kdnnen Amtshezeichnungen und Titel in der

Form verwendet werden, die das Geschlecht des Amts(Titel)inhabers oder der Amts(Titel)inhaberin zum
Ausdruck bringen.

Zu Z 88 (8§ 97 Abs. 5):

Diese Bestimmung regelt, dass jene Amitsleiter, die bereits vor dem Inkrafttreten der Novelle die
gleichzeitig auch die Blrgermeisterfunktion ausgeiibt haben, von der Regelung ausgenommen sind.

Zu Z 89 (§ 99 Abs. 4):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Im Jahr 2017 finden im Burgenland die néchsten
allgemeinen Gemeinderats- und Birgermeisterwahlen statt. Da zum gegenwartigen Zeitpunkt der Termin
der néchsten Gemeinderats- und Birgermeisterwahlen im Jahr 2017 noch nicht feststeht, wurde in der
Bestimmung uber das Inkrafttreten auf die Verordnung tber die Wahlausschreibung der Gemeinderats-
und Burgermeisterwahlen im Jahr 2017 verwiesen. Die Novelle tritt mit dem auf den Wahltag, der in der
Verordnung Uber die Wahlausschreibung bestimmt wird, folgenden Tag in Kraft. Fir den Fall, dass es in
einzelnen Gemeinden zu vorzeitigen Birgermeister- oder Gemeinderatswahlen kommt, tritt die Novelle
nicht in Kraft. Es wird klargestellt, dass das Inkrafttreten auf den Zeitpunkt der allgemeinen
Gemeinderats- und Bilirgermeisterwahlen abstellt.

Zu Artikel 2 (Anderung des Eisenstadter Stadtrechts 2003):
Zu Z 1 (Anderungen im Inhaltsverzeichnis):

Aufgrund der Anderungen der Bestimmungen und Uberschriften war auch das Inhaltsverzeichnis
anzupassen.

Zu Z 2 (8§ 3 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an § 4 Abs. 3 zweiter Satz Bgld. GemO 2003. Konkretisierung dahingehend, dass das Recht
zur Fihrung eines Stadtwappens durch Bescheid des Stadtsenats verliehen wird.

Zu Z°3 (8°3Abs.°5 und°®6):
Der Abs. 5 legt fest, wann das Recht zur Flihrung des Stadtwappens ex lege erlischt.
Abs. 6 trifft Vorkehrungen fur den Fall der missbrauchlichen Verwendung des Stadtwappens.

Diese Bestimmungen entsprechen der Regelung des § 8 des Gesetzes vom 15. November 1990 iiber die
burgenléndischen Landessymbole.

Zu Z 4 (88 5a, 5°b, 5°c und 5°d):
Anpassung an §8 20, 21, 22 und 22a Bgld. GemO 2003.



In Anlehnung an die Bestimmungen der Bgld. Gem0°2003 soll auch die Bildung einer
Verwaltungsgemeinschaft zwischen der Stadt und einer Gemeinde zuldssig sein.

Die Bildung von Gemeindekooperationen wird ermoglicht. Bei den genannten Vereinbarungen handelt es
sich um Gemeindekooperationen offentlich-rechtlicher Natur. Uber Streitigkeiten hat daher nicht ein
ordentliches Gericht, sondern die Landesregierung mittels Bescheid zu entscheiden. Aus Griinden der
Kostenersparnis und im Sinne einer effizienten VVerwaltung kdnnen sich Gemeinden, zB. zum Zwecke der
gemeinsamen Einhebung von Abgaben im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung zusammenschlieRen.

ZuZ5 (86 Abs. 1):

Anpassung an §14 Abs.1 Bgld. GemO 2003. Erweiterung der Organe der Gemeinde um den
Kassenflhrer. Die Organe der Stadt sollen um den Kassenfiihrer erweitert werden. Damit soll klargestellt
werden, dass der Kassenfihrer ein Organ ist und daher die Bestimmungen des B-VG und des OrgHG auf
ihn anzuwenden sind.

Zu Z 6 (§8°7a):

Mit dieser Bestimmung wird die Mdoglichkeit geschaffen, dass Ersatzmitglieder Mitglieder des
Gemeinderats, die an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert sind, vertreten kénnen. Eine
Verhinderung liegt dann vor, wenn rechtliche oder objektive tatsachliche Grinde die Teilnahme des
Gemeinderatsmitglieds an der Sitzung hindern. Verhinderungsgriinde kodnnen zB. sein: Krankheit,
Urlaub, Befangenheit, Verhinderung durch héhere Gewalt, berufliche Verpflichtungen. Das verhinderte
Gemeinderatsmitglied hat sein Fernbleiben rechtzeitig zu entschuldigen.

Die Bestimmung sieht vor, dass jenes Mitglied, welches mit Ausnahme der Gemeinderatsmitglieder die
héchste Wahlpunktezahl auf der Liste der Wahlwerber dieser Partei erhalten hat, Ersatzmitglied ist. Jeder
Gemeinderatspartei kommt nur ein Ersatzmitglied zu.

Scheidet ein Mitglied des Gemeinderats aus und wird das urspriingliche Ersatzmitglied zum
Gemeinderatsmitglied berufen, so ist das auf der Liste néchstgereihte Ersatzmitglied zur Vertretung der
Gemeinderatsmitglieder der jeweiligen Gemeinderatspartei anzugeloben. Sofern das aus dem
Gemeinderat ausscheidende Mitglied nicht ausdriicklich die Streichung aus der Liste der Ersatzmitglieder
verlangt hat, wird das aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied zum Ersatzmitglied. Lehnt jedoch das
aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied seine Berufung zum Ersatzmitglied nach § 7a ab, so verbleibt
es dennoch auf der Reihe der Liste der Ersatzmitglieder. In diesem Fall ist das nachstgereihte
Ersatzmitglied als Ersatzmitglied nach § 7a zu berufen.

Auch der Birgermeister kann sich durch das Ersatzmitglied in der Gemeinderatssitzung vertreten lassen.
In diesem Fall fuhrt jedoch den Vorsitz der Vizebiirgermeister gemaR § 34.

Abs. 2 regelt, dass Ersatzmitglieder nur im Rahmen von Gemeinderatssitzungen vertretungsbefugt sind.
In Sitzungen des Stadtsenats und der Ausschusse besitzt das Ersatzmitglied keine Vertretungsbefugnis. Ist
ein Mitglied des Stadtsenats oder der Ausschiisse an der Teilnahme an einer Sitzung des Stadtsenats oder
der Ausschiisse verhindert, so kann anstelle des verhinderten Mitglieds das Ersatzmitglied nach Abs. 1
nicht teilnehmen.

ZuZ7 (89 Abs. 2):
Anpassung an § 18 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Auch die Ersatzmitglieder haben das Gel6bnis zu leisten.
Zu Z 8 (89 Abs. 3):

Anpassung an § 18 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Ersatzmitglieder, die erst nach der konstituierenden Sitzung
berufen werden, leisten ihre Angelobung erst in der ersten Gemeinderatssitzung an der sie teilnehmen.
Auch die Ersatzmitglieder werden in der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates angelobt. Die
Funktionsperiode der Ersatzmitglieder beginnt mit der Angelobung des Ersatzmitglieds und endet
grundsatzlich erst mit der Angelobung der Ersatzmitglieder des neugewéhlten Gemeinderats. VVon der
Funktionsperiode ist die Wahlperiode zu unterscheiden. Unter der Wahlperiode wird die festgesetzte Zeit
auf deren Dauer die Mitglieder des Gemeinderats gewéhlt werden, verstanden. Demgegeniber bezeichnet
der Begriff der Funktionsperiode (Amtsperiode) die zwischen dem Amtsbeginn und dem Amtsende des
jeweiligen Gemeinderatsmitglieds liegende Zeitspanne.

Zu Z9 (810 Abs. 1):

Anpassung an § 19 Abs. 1 Bgld. GemO 2003. Der Mandatsverlust fir Ersatzmitglieder ist analog jenem
fir Gemeinderatsmitglieder geregelt.



Zu Z 10 (§ 10 Abs. 1 Z 5):

Anpassung an § 19 Abs. 1 Z 5 Bgld. GemO 2003. Ausweitung der Weigerung das Mandat auszuiiben auf
unentschuldigtes Fernbleiben von Sitzungen des Stadtsenates oder des Priifungsausschusses deren
Mitglied er ist. Der Mandatsausiibungsverweigerungsgrund soll im Sinne einer Gleichbehandlung der
Sitzungen des Gemeinderates, des Stadtsenats oder des Prifungsausschusses auch fiir diese zur
Anwendung kommen.

Zu Z 11 (8 10 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 19 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Né&here Bestimmungen lber das Enden des Mandats eines
Ersatzmitglieds enthdlt die Gemeindewahlordnung.

Zu Z12 (8 11):

Anpassung an § 18 Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Auch Ersatzmitglieder kdnnen von der Amtsverschwiegen-
heit durch den Gemeinderat entbunden werden.

Zu Z 13 (§ 13 Abs. 3Z 8):

Anpassung an § 24 Abs. 1 Z 4 Bgld. GemO 2003. Ergénzung, dass auch die Vergabe von Leistungen in
die Kompetenz des Burgermeisters féallt. Hinsichtlich der Wertgrenze bei Lieferungen und Leistungen
wird festgehalten, dass bei Vertrdgen, die sich Uber ein Jahr hinaus erstrecken, zur Beurteilung der
Wertgrenze die Gesamtlaufzeit heranzuziehen ist.

Zu Z 14 (8 15 Abs. 1 erster Satz):

Anpassung an § 35 Abs. 1 Bgld. GemO 2003.

Zu Z 15 (8§ 16 Abs. 4):

Anpassung an § 25 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Einfiihrung einer jahrlichen Berichtspflicht des Birger-
meisters an den Gemeinderat Uber die in seine Zustandigkeit fallenden Stipendien, Subventionen und
anderen Zuwendungen sowie Personalangelegenheiten.

Zu Z 16 (8§ 21 Abs. 1):

Anpassung an 8 30 Bgld. GemO 2003. Bestimmung, dass bei Verhinderung des Burgermeisters und
samtlicher Vizebiurgermeister das an Funktionsjahren im Gemeindevorstand bzw. Gemeinderat &lteste
Gemeindevorstands- bzw. Gemeinderatsmitglied vertritt. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird

nicht mehr auf die Lebensjahre, sondern auf die Funktionsjahre abgestellt, weil eine langere
Funktionsdauer eine grolere Erfahrung indiziert. Bei Gleichstand ist das Lebensalter ausschlaggebend.

Zu Z 17 (§ 24 Abs. 1 und 2):
Anpassung an 8 32 Abs. 1 und 2 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass in jenem Stadtbezirk, in dem der

Birgermeister seinen Wohnsitz hat, entweder der Blrgermeister oder ein wohnhaftes Stadtsenatsmitglied
zum Stadtbezirksvorsteher bestellt werden kann.

Der Birgermeister kann grundsétzlich ein im betreffenden Stadtbezirk wohnhaftes Mitglied des
Gemeinderats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. Nur fiir den Fall, dass sich kein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats bereit erklart, diese Funktion zu Ubernehmen, kann der
Birgermeister auch eine andere Person bestellen.

Zu Z 18 (8 25 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 33 Abs. 3 GemO 2003. Klarstellung, dass der Umweltgemeinderat in den Sitzungen des
Umweltausschusses teilnahme- und stimmberechtigt ist.

Zu Z 19 (8§ 25a):

Anpassung an § 33a Bgld. GemO 2003. Mdglichkeit des Gemeinderates zur Wahl eines Jugendge-
meinderats fur die Dauer seiner Funktionsperiode aus dem Kreis seiner Mitte. Der Jugendgemeinderat hat
den Birgermeister bei der Jugendarbeit in der Gemeinde zu unterstiitzen. Fir den Fall, dass vom
Gemeinderat kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Birgermeister einen Gemeindejugend-
referenten bestellen.

ZuZ20 (826 Abs. 4 Z1):
Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 4 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 21 (826 Abs. 4 Z 3):
Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 6 Bgld. GemO 2003.



Zu Z 22 (§ 26 Abs. 4 Z 6):
Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 8 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 23 (8 31 Abs. 3 erster Satz):

Anpassung an § 34 Abs. 3 erster Satz GemO 2003. Die derzeitige Regelung berechtigt den Blrgermeister,
die Mitglieder des Stadtsenats und die Stadtbezirksvorsteher an den Sitzungen der Ausschisse, denen sie
nicht als Mitglieder angehdren, mit beratender Stimme teilzunehmen. Diese Berechtigung wird nunmehr
auf einen Vertreter jeder Gemeinderatspartei ausgeweitet. Es wird empfohlen, dass in jener Sitzung des
Gemeinderats, in dem die Ausschisse gebildet und die Mitglieder bestimmt werden (zB. in der
konstituierenden Sitzung), auch von jenen Gemeinderatsparteien, die nicht im Ausschuss vertreten sind,
jeweils ein Mitglied nominiert wird, welches an den Sitzungen der Ausschiisse teilzunehmen berechtigt
ist.

Der Kassenfuhrer ist zur Teilnahme an den Sitzungen der Ausschiisse grundsatzlich nicht berechtigt.

Zu Z 24 (8 32 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 35 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung regelt, dass die Bestimmungen ber die
Geschaftsfuhrung des Gemeinderats sinngemaf auch fiir Ersatzmitglieder gelten.

Zu Z 25 (8 33 Abs. 1):
Anpassung an § 35 Abs. 1 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 26 (8 33 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 36 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Die derzeitige Frist zur Einberufung der Mitglieder des
Gemeinderats und der Ersatzmitglieder nach § 7a unter Bekanntgabe der Tagesordnung spétestens am
dritten Amtstag vor der Sitzung, wird verlangert auf acht Tage. Diese Bestimmung soll der
Vereinfachung der Fristenberechnung dienen, um zukiinftig Ladungsméngel zu vermeiden. In der
Vergangenheit wurden haufig Fehler bei der Berechnung der Amtstage gemacht. Dies fihrte zu
Ladungsméngel und in der Folge nichtigen Beschliissen. Nunmehr ist jeder Tag (unabhé&ngig ob Samstag,
Sonntag, Werktag, Feiertag, Amtstag) in die Frist einzurechnen. Der Tag der Sitzung ist in den Fristenlauf
nicht einzurechnen. Endet die Frist an einem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, Karfreitag etc.
so verlangert sich die Frist nicht.

Auch die Ersatzmitglieder nach § 7a sind in gleicher Weise wie die Mitglieder des Gemeinderats zu jeder
Sitzung zu laden.

Zu Z 27 (8 33 Abs. 3a):

Anpassung an § 36 Abs. 3a Bgld. GemO 2003. Ermdglichung der E-Mail Einladung mit Zustimmungs-
erkladrung. Zum Nachweis der ordnungsgeméBen Ladung hat die Gemeinde die Zustimmungserkl&rungen
samt E-Mail-Adressen sowie die Sendebestatigungen aufzubewahren. Als Nachweis der Einladung gilt
die Sendebestéatigung. Unter Sendebestatigung ist der Nachweis der erfolgten Versendung an die bekannt
gegebene E-Mail-Adresse zu verstehen. Fiir den Fall, dass die E-Mail Zustellung aus Griinden, die das
Gemeinderatsmitglied zu vertreten hat, zB. Bekanntgabe einer falschen E-Mail-Adresse oder mangelnde
regelméiige Kontrolle der einlangenden E-Mails, liegt kein Ladungsmangel vor. Gefordert ist nicht die
elektronische Zustellung im Sinne des Zustellgesetzes. Diese Regelung gilt auch fir Ersatzmitglieder.

Die Zustimmungserklarung kann jederzeit widerrufen werden. Ebenso kann jederzeit eine neue E-Mail-
Adresse bekannt gegeben werden. Dies ist dem Vorsitzenden bekannt zu geben.

Zu Z 28 (8§ 33 Abs. 4):

Anpassung an § 36 Abs. 4 Bgld. GemO 2003. Die mundliche Mitteilung der Hinterlegung beim Magistrat
an die Nachbarn entfallt.

Zu Z 29 (8§ 33 Abs. 6):

Unter willkurlicher Festsetzung des Tags und der Stunde zu Unzeiten ist das AuBerachtlassen jeglicher
Sachlichkeit zu verstehen. Sitzungen des Gemeinderats sollen jedenfalls werktags nicht vor 17 Uhr
anberaumt werden, es sei denn, es sind alle Mitglieder des Gemeinderats damit einverstanden.

Zu Z 30 (8 35 Abs. 1a):

Anpassung an 8 38 Abs. 1a Bgld. GemO 2003. Der Burgermeister wird verpflichtet, dem Gemeinderat
unter dem Tagesordnungspunkt ,,Allfalliges” den voraussichtlichen Termin der ndchsten Gemeinderats-
sitzung bekannt zu geben.



Zu Z 31 (8 35 Abs. 4):

Anpassung an § 38 Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Ausweitung des Verlangens auf Aufnahme eines Tages-
ordnungspunkts auf jede Gemeinderatspartei je Sitzung, mit schriftlicher Zustimmung aller Mitglieder
einer Gemeinderatspartei. Es kann nur ein Tagesordnungspunkt pro Gemeinderatssitzung verlangt
werden. Der Buirgermeister ist verpflichtet diesen Tagesordnungspunkt in die néchste
Gemeinderatssitzung aufzunehmen. Er kann diesen Punkt auch nicht absetzen.

Zu Z 32 (8 37 Abs. 2):

Anpassung an § 40 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass das Recht auf Akteneinsicht auch das Recht
auf Anfertigung von Kopien umfasst. Die Bestimmungen Uber die Amtsverschwiegenheit nach Art. 20
Abs. 3 B-VG sind insbesondere im Zeitalter der elektronischen Medien mit Facebook etc. striktest zu
beachten.

Zu Z 33 (8§ 37 Abs. 4 und 5):

Anpassung an § 40 Abs. 4 Bgld. GemO 2003. Erweiterung der Anfragemdglichkeit. Demzufolge kdnnen
Anfragen nach Abs.3 auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden und sind Anfragen
langstens innerhalb von 8 Wochen nach Einlangen schriftlich zu beantworten. Der Abs. 4 bezieht sich nur
auf schriftliche Anfragen. Schriftliche Anfragen kdnnen auch per E-Mail beantwortet werden.

Der Missbrauchs- und Lahmungstatbestand gilt sowohl bei mindlichen als auch bei schriftlichen
Anfragen. Als MaRstab gelten die Bestimmungen des Auskunftspflichtgesetzes. Eine umfangreiche
Ausarbeitung darf dann nicht als L&hmung des Amtsbetriebes gewertet werden, wenn der Amtsbetrieb
falsch geflhrt wird.

Zu Z 34 (8 43 Abs. 1 dritter Satz):

Anpassung an § 44 Abs. 1 Bgld. GemO 2003. Feststellung dahingehend, dass individuelle Personal- und
Abgabenangelegenheiten nur in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt werden dirfen. Der Dienstposten-
plan ist 6ffentlich zu behandeln. Hingegen sind konkrete Personalangelegenheiten in nicht 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln.

Zu Z 35 (8§ 43 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 44 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Nunmehr ist auch eine akustische Aufzeichnung der
oOffentlichen Sitzung zuldssig, jedoch kann der Gemeinderat mit Beschluss im Einzelfall Einschrankungen
verfligen. Die akustische Aufzeichnung soll lediglich zu Dokumentationszwecken, insbesondere zur
Erleichterung der Protokollerstellung, dienen. Die in diesem Zusammenhang stehenden
datenschutzrechtlichen Bestimmungen betreffend sensible Daten und das Erfordernis der Beachtung der
Personlichkeitsrechte sind einzuhalten.

Zu Z 36 (8§ 44 Abs. 2):

Anpassung an § 45 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Das Aufnahmebegehren einer gedulerten abweichenden
Meinung eines Gemeinderatsmitglieds ist bei der Behandlung eines Tagesordnungspunkts zu stellen. Es
sollen damit nachfolgende Diskussionen (iber tatsachlich getitigte AuRerungen vermieden werden. Bei
der Behandlung der nachfolgenden Tagesordnungspunkte kann die Aufnahme einer abweichenden
Meinung zu einem vorangegangenen Tagesordnungspunkt nicht mehr begehrt werden.

Zu Z 37 (§ 44 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an § 45 Abs. 4 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass die Verhandlungsschrift
binnen weiterer acht Tage nach Ubertragung zuzusenden ist.

Zu Z 38 (8 44 Abs. 5):

Anpassung an § 45 Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Die derzeitige Regelung der Auflagefrist der Verhand-
lungsschrift von mindestens drei Amtstagen vor der néchsten Sitzung des Gemeinderats wird auf
mindestens acht Tage gedndert.

Zu Z 39 (8 44 Abs. 7):

Anpassung an 8§45 Abs.7 Bgld. GemO 2003. Feststellung, dass jedermann in die genehmigten
Verhandlungsschriften wéhrend der Amtsstunden Einsicht nehmen kann. Nunmehr kann in die
Gemeinderatsprotokolle  jedermann  Einsicht nehmen. Im Fall der Veroffentlichung der
Gemeinderatsprotokolle auf der Homepage sind die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes striktest
anzuwenden. Zumindest sind alle personenbezogenen Daten im Protokoll im Falle einer VVerdffentlichung
auf der Homepage zu schwarzen.



Zu Z 40 (8 45 Abs. 1):

Anpassung an 8§46 Abs.1 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass der Gemeinderat zu Beginn jeder
Funktionsperiode eine Geschaftsordnung zu beschlieRen hat.

Zu Z 41 (8 47 Abs. 1):

Anpassung an § 49 Abs. 1 Z 1 bis Z 5 Bgld. GemO 2003. Anpassung der Befangenheitsbestimmungen an
die Bestimmungen im Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz.

Zu Z 42 (8 47 Abs. 7):

Anpassung an 8§49 Abs.7 Bgld. GemO 2003. Die Befangenheitsbestimmungen gelten auch fir
Ersatzmitglieder.

Zu Z 43 (8 49 erster Satz):

Anpassung an § 51 erster Satz Bgld. GemO 2003. Die Gemeindeversammlung durch den Birgermeister
wird zur ,,Kann-Bestimmung“.

Zu Z 44 (8 51 Abs. 4):

Anpassung an 8§ 53 Abs. 4 Bgld. GemO 2003.

Zu Z 45 (§ 59 Abs. 2):

Anpassung an 8 61 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Konkretisierung, dass das Eigentum der Stadt nicht nur in
seinem Gesamtwert mdglichst ungeschmaélert zu erhalten ist, sondern soweit es ertragsfahig ist, derart zu

verwalten ist, dass ein méglichst groRer und dauernder Ertrag daraus erzielt wird. Als sozialer Wert kann
die Schaffung sozialer Einrichtungen oder die Verwendung fiir soziale Zwecke verstanden werden.

Zu Z 46 (8 59 Abs. 3 bis 5):

Anpassung an § 61 Abs. 3 bis 5 Bgld. GemO 2003. Festlegung, dass die Erlése aus Vermdgensver-
&uRerungen zur Schaffung neuer Vermdgenswerte oder zur vorzeitigen Tilgung bestehender Darlehens-
schulden zu verwenden sind.

Bestimmung, dass bei bestimmten Finanzgeschéften vor deren Beschlussfassung eine schriftliche Risiko-
analyse eingeholt werden muss. Im Abs. 4 wurde einer Forderung des Landesrechnungshofes Rechnung
getragen, wonach risikoreiche Finanzgeschéafte (zB Fremdwéhrungsdarlehen) unterbunden bzw. nur sehr
eingeschrankt moglich sein sollen.

Regelung, dass die Landesregierung durch Verordnung Richtlinien tber den Abschluss von Finanz-
geschaften festlegen kann.

Zu Z 47 (§ 61 Abs. 1 letzter Satz):
Anpassung an 8§ 63 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003.
Zu Z 48 (8 61 Abs. 2 bis 5):

Anpassung an 8 63 Abs. 2 bis 5 Bgld. GemO 2003. Einschrénkung der Errichtung von wirtschaftlichen
Unternehmungen, wenn die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhéltnis
zur voraussichtlichen Leistungsfahigkeit der Stadt steht und der Befriedigung des Bedarfes der
Bevolkerung oder einem Uberdrtlichen Interesse dient.

Bestimmung, dass der Gemeinderat fur marktbestimmte Betriebe ein Betriebsstatut und einen Betriebs-
leiter zu bestimmen hat.

Zu Z 49 (8 64):

Anpassung an § 66 Bgld. GemO 2003. Im Vermdgensverzeichnis sind nunmehr auch der Stand des
Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres, die Veranderungen wéhrend des Haushaltsjahres sowie der
Stand des Vermdgens am Ende des Haushaltsjahres auszuweisen. Dadurch soll mehr Transparenz bei der
Vermogensdarstellung geschaffen werden.

Zu Z 50 (§ 64a Abs. 2):

Anpassung an 8 66a Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an
die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z51 (866 Abs. 2 Z1):

Anpassung an 8 68 Abs. 2 Z 1 Bgld. GemO 2003.



Zu Z 52 (8 66 Abs. 3):

Anpassung an 8§ 68 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmungen stellen legistische Anpassungen an
die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 53 (8§ 66 Abs. 4 und 5):

Anpassung an § 68 Abs. 4 und Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtsbehdrdliche Uberpriifung erfordert
auch eine schriftliche Ausfertigung.

Zu Z 54 (8§ 69 Abs. 1 zweiter Satz):

Anpassung an 8§ 71 Abs. 1 zweiter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass der Blrgermeister ein
bestimmtes Anordnungsrecht schriftlich ibertragen muss.

Zu Z 55 (8 70 Abs. 2):

Anpassung an § 72 Bgld. GemO 2003.
Zu Z56 (§ 70 Abs. 3 und 4):
Anpassung an § 72 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 57 (8§ 71 Abs. 3):

Anpassung an § 73 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die
derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 58 (§ 73 Abs. 5):
Anpassung an 8§ 75 Abs. 5 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 59 (§ 73 Abs. 6):

Anpassung an § 75 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtshehérdliche Uberpriifung erfordert auch eine
schriftliche Ausfertigung.

Zu Z 60 (8§ 74 Abs. 1 letzter Satz):
Anpassung an 8§ 76 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003.
Zu Z 61 (§ 76 Abs. 1 erster Satz):

Anpassung an § 78 Abs. 1 erster Satz Bgld. GemO 2003. In diesem Zusammenhang darf auf den Bericht
des Rechnungshofes betreffend Gemeindequerschnittsprifung (Zahl 20 — 525) hingewiesen werden,
wonach beanstandet wurde, dass der Prifungsausschuss keine Kompetenz zur Uberpriifung
ausgegliederter Unternehmungen der Stadt hatte.

Zu Z 62 (8 76 Abs. 1 dritter Satz):

Anpassung an § 78 Abs. 1 dritter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass die restlichen Mitglieder des
Prifungsausschusses nach dem d"Hondtschen Verfahren zu bestellen sind.

Zu Z 63 (§ 76 Abs. 1 letzter Satz):

Anpassung an 8§ 78 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Auch Gemeindebedienstete, die Mitglieder des
Gemeinderats sind, dirfen nicht dem Prifungsausschuss angehdren. Um zu verhindern, dass
Gemeindebedienstete ihre in  der Gemeinde verrichteten Tatigkeiten im Rahmen einer
Prufungsausschusssitzung selbst zu Uberprifen haben und dies gegebenenfalls zu verzehrten
Prufergebnissen fihrt, wurde die Regelung eingefiihrt, dass auch Gemeindebedienstete nicht dem
Prufungsausschuss angehdéren dirfen.

Zu Z 64 (8 76 Abs. 2):

Anpassung an § 78 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Die wenigstens einmal im Jahr unvermutete Uberpriifung
durch den Prufungsausschuss fallt weg, da diese tatsachlich undurchfuhrbar war. Eine Information der
Gemeinde (ber die unvermutete Prifung war schon durch die Zustellung der Ladung an die Mitglieder
des Prifungsausschusses gegeben.

Zu Z 65 (§ 76 Abs. 2a):
Anpassung an § 78 Abs. 2a Bgld. GemO 2003.
Zu Z 66 (8§ 76 Abs. 3a):

Anpassung an 8 78 Abs. 3a Bgld. GemO 2003. Bestimmung, dass jedes Mitglied des Priifungsaus-
schusses das Recht hat, pro Sitzung beim Obmann des Priifungsausschusses schriftlich die Aufnahme
eines Tagesordnungspunkts zu verlangen und nicht wie bisher nur einmal im Kalenderjahr.



Zu Z 67 (8 76 Abs. 4a):

Anpassung an § 78 Abs. 4a Bgld. GemO 2003. Festlegung der Modalitéten bei Beschlussunfahigkeit des
Prifungsausschusses. Im Fall der Beschlussunféhigkeit der Sitzung des Priifungsausschusses kann ein
Mitglied die neuerliche Einberufung verlangen. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses
innerhalb von acht Tagen einzuberufen und innerhalb weiterer acht Tage ab Einberufung abzuhalten. Bei
diesen Sitzungen ist jedenfalls Beschlussfahigkeit gegeben.

Zu Z 68 (8§ 76 Abs. 6):

Anpassung an § 78 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Die Vertagung eines Tagesordnungspunkts kann nur
erfolgen, wenn der Prifungsausschuss dies einstimmig beschlief3t.

Zu Z 69 (88 77 bis 79):
Anpassung an §8§ 79 bis 81 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 70 (8§ 80 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an § 82 Abs. 4 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass auf Verlangen Kopien von
Verordnungstexten auszufolgen sind. Der Gemeinde steht es frei, zu entscheiden, ob dafirr ein
Kostenersatz eingehoben wird.

Zu Z 71 (8§ 84a):

Anpassung an § 86b Bgld. GemO 2003. § 84a regelt die Vorgangsweise bei der Behandlung von
Aufsichtsbeschwerden. Die Aufsichtsbeschwerde ist bei der Landesregierung als zustandige
Aufsichtsbehdrde einzubringen. Aufsichtsbeschwerden kénnen sich nur auf den eigenen Wirkungsbereich
der Stadt beziehen. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich zu erledigen. Als einschreitende Person im
Sinne des Abs. 3 ist der Beschwerdefiihrer anzusehen.

Zu Z72(885Abs.2Z6,7und8):

Anpassung an 8§87 Abs.2 Z6, 7 und 8 Bgld. GemO 2003. Ausweitung der aufsichtsbehdrdlichen
Genehmigungsvorbehalte.

Zu Z 73 (§ 85 Abs. 2 Z 9):

Anpassung an § 87 Abs. 2 Z 9 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsvorbehalte
werden auf derivative Finanzgeschafte ausgeweitet. Weiters bedirfen auch Veranlagungen von
Gemeindevermdgen, wie zB der Erwerb von Aktien, Wertpapieren, Fonds, Anleihen, Lebensversiche-
rungen, etc. der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung. Keine aufsichtsbehordliche Genehmigung ist flr
ein Sparbuch bzw. Sparkonto erforderlich.

Zu Z 74 (8§ 88 Abs. 2 erster Satz):

Anpassung an 8 90 Abs. 2 erster Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung der Aufhebung von Beschliissen.
Da bei der Handhabung des Aufsichtsrechtes das das in Art. 119a Abs. 7 letzter Satz B-VG iVm § 84
Abs. 4 verankerte VerhaltnisméaRigkeits- und Schonungsprinzip einzuhalten ist und zudem kein
Rechtsanspruch auf Auslbung des Aufsichtsrechtes besteht, wurde die verpflichtende Aufhebung von
gesetzwidrigen Gemeinderatsbeschliissen in eine Kann-Bestimmung geéndert.

Zu Z 75 (8§ 90):

Anpassung an § 92 Bgld. GemO 2003. Die Aufsichtsbehdrde kann der Stadt die Erfullung eine ihr durch
Gesetz oder Verordnung auferlegte Verpflichtung durch Bescheid auftragen.

Die erforderlichen MaBnahmen kdnnen von der Aufsichtsbehdrde nach fruchtlosem Ablauf der
angemessenen Frist nach Abs. 1 oder bei Gefahr in Verzug an Stelle und im Namen der Stadt sowie auf
deren Kosten und Gefahr getroffen werden.

Da die Aufsichtsbehdrde keine im Instanzenzug der Gemeinde Uibergeordnete Behérde darstellt ist eine
Devolution an die Aufsichtshehtérde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht nicht méglich.

Zu Z 76 (§ 90a):
Anpassung an § 92a Bgld. GemO 2003. Normierung von Ordnungsstrafen.

Diese Bestimmung sieht vor, dass im Falle von wiederholten Ordnungswidrigkeiten des Blirgermeisters
diesem Ordnungsstrafen auferlegt werden konnen. Die Aufzdhlung der Ordnungswidrigkeiten ist taxativ.
Es handelt sich bei den Ordnungsstrafen um disziplindre MaRnahmen. Gerichtlich strafbare Handlungen
des Burgermeisters kdnnen nicht mit Ordnungsstrafe geahndet werden, da diese in die Zustandigkeit der
Gerichte fallen. Ordnungsstrafen werden nur Gber den Blrgermeister verhdangt, zumal er die zentrale
Drehscheibe in der Stadtverwaltung ist und er als Leiter des inneren Dienstes fur eine ordnungsgeméRe
Geschéftsfuhrung in der Stadt verantwortlich ist.



Zu Z 77 (8 92):

Anpassung an § 94 Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass nur die Gemeinde im aufsichtsbehdrdlichen
Verfahren Parteistellung hat. § 92 regelt auch den Instanzenzug im aufsichtsbehérdlichen Verfahren.

Zu Z 78 (8 93):

Anpassung an § 96 Bgld. GemO 2003. Mit § 93 wurde die sprachliche Gleichbehandlung von Frau und
Mann im Eisenstadter Stadtrecht geregelt. GemaR Art. 7 Abs. 3 B-VG kdénnen Amtsbezeichnungen und
Titel in der Form verwendet werden, die das Geschlecht des Amts(Titel)inhabers oder der Amts(Titel)-
inhaberin zum Ausdruck bringen.

Zu Z 79 (8 96 Abs. 4):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Im Jahr 2017 finden im Burgenland die ndchsten
allgemeinen Gemeinderats- und Birgermeisterwahlen statt. Da zum gegenwartigen Zeitpunkt der Termin
der ndchsten Gemeinderats- und Birgermeisterwahlen im Jahr 2017 noch nicht feststeht, wurde in der
Bestimmung uber das Inkrafttreten auf die Verordnung uber die Wahlausschreibung der Gemeinderats-
und Birgermeisterwahlen im Jahr 2017 verwiesen. Die Novelle tritt mit dem auf den Wabhltag, der in der
Verordnung Uber die Wahlausschreibung bestimmt wird, folgenden Tag in Kraft. Fir den Fall, dass es in
einzelnen Gemeinden zu vorzeitigen Birgermeister- oder Gemeinderatswahlen kommt, tritt die Novelle
nicht in Kraft. Es wird klargestellt, dass das Inkrafttreten auf den Zeitpunkt der allgemeinen
Gemeinderats- und Bilirgermeisterwahlen abstellt.

Zu Artikel 3 (Anderung des Ruster Stadtrechts 2003):
Zu Z 1 (Anderungen im Inhaltsverzeichnis):

Aufgrund der Anderungen der Bestimmungen und Uberschriften war auch das Inhaltsverzeichnis
anzupassen.

Zu Z 2 (8§ 3 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an § 4 Abs. 3 zweiter Satz Bgld. GemO 2003. Konkretisierung dahingehend, dass das Recht
zur Fihrung eines Stadtwappens durch Bescheid des Stadtsenats verliehen wird.

Zu Z 3 (8 3 Abs. 5und 6):
Der Abs. 5 legt fest, wann das Recht zur Flihrung des Stadtwappens ex lege erlischt.
Abs. 6 trifft Vorkehrungen fur den Fall der missbrauchlichen Verwendung des Stadtwappens.

Diese Bestimmungen entsprechen der Regelung des § 8 des Gesetzes vom 15. November 1990 tiber die
burgenléndischen Landessymbole.

Zu Z 4 (88 5a, 5b, 5¢c und 5d):
Anpassung an 88 20, 21, 22 und 22a Bgld. GemO 2003.

In Anlehnung an die Bestimmungen der Bgld. GemO°2003 soll auch die Bildung einer
Verwaltungsgemeinschaft zwischen der Stadt und einer Gemeinde zuldssig sein.

Die Bildung von Gemeindekooperationen wird ermdglicht. Bei den genannten Vereinbarungen handelt es
sich um Gemeindekooperationen offentlich-rechtlicher Natur. Uber Streitigkeiten hat daher nicht ein
ordentliches Gericht, sondern die Landesregierung mittels Bescheid zu entscheiden. Aus Griinden der
Kostenersparnis und im Sinne einer effizienten VVerwaltung kdnnen sich Gemeinden, zB. zum Zwecke der
gemeinsamen Einhebung von Abgaben im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung zusammenschlieRen.

ZuZ5 (86 Abs. 1):

Anpassung an §14 Abs.1 Bgld. GemO 2003. Erweiterung der Organe der Gemeinde um den
Kassenflhrer. Die Organe der Stadt sollen um den Kassenfiihrer erweitert werden. Damit soll klargestellt
werden, dass der Kassenfiihrer ein Organ ist und daher die Bestimmungen des B-VG und des OrgHG auf
ihn anzuwenden sind.

Zu Z 6 (§ 7a)

Mit dieser Bestimmung wird die Maoglichkeit geschaffen, dass Ersatzmitglieder Mitglieder des
Gemeinderats, die an der Teilnahme an einer Gemeinderatssitzung verhindert sind, vertreten kénnen. Eine
Verhinderung liegt dann vor, wenn rechtliche oder objektive tatsachliche Grunde die Teilnahme des
Gemeinderatsmitglieds an der Sitzung hindern. Verhinderungsgriinde koénnen zB. sein: Krankheit,
Urlaub, Befangenheit, Verhinderung durch héhere Gewalt, berufliche Verpflichtungen. Das verhinderte
Gemeinderatsmitglied hat sein Fernbleiben rechtzeitig zu entschuldigen.



Die Bestimmung sieht vor, dass jenes Mitglied, welches mit Ausnahme der Gemeinderatsmitglieder die
héchste Wahlpunktezahl auf der Liste der Wahlwerber dieser Partei erhalten hat, Ersatzmitglied ist. Jeder
Gemeinderatspartei kommt nur ein Ersatzmitglied zu.

Scheidet ein Mitglied des Gemeinderats aus und wird das urspriingliche Ersatzmitglied zum
Gemeinderatsmitglied berufen, so ist das auf der Liste n&chstgereihte Ersatzmitglied zur Vertretung der
Gemeinderatsmitglieder der jeweiligen Gemeinderatspartei anzugeloben. Sofern das aus dem
Gemeinderat ausscheidende Mitglied nicht ausdriicklich die Streichung aus der Liste der Ersatzmitglieder
verlangt hat, wird das aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied zum Ersatzmitglied. Lehnt jedoch das
aus dem Gemeinderat scheidende Mitglied seine Berufung zum Ersatzmitglied nach § 7a ab, so verbleibt
es dennoch auf der Reihe der Liste der Ersatzmitglieder. In diesem Fall ist das né&chstgereihte
Ersatzmitglied als Ersatzmitglied nach § 7a zu berufen.

Auch der Biurgermeister kann sich durch das Ersatzmitglied in der Gemeinderatssitzung vertreten lassen.
In diesem Fall fiihrt jedoch den Vorsitz der Vizebiirgermeister gemaR § 34.

Abs. 2 regelt, dass Ersatzmitglieder nur im Rahmen von Gemeinderatssitzungen vertretungsbefugt sind.
In Sitzungen des Stadtsenats und der Ausschusse besitzt das Ersatzmitglied keine Vertretungsbefugnis. Ist
ein Mitglied des Stadtsenats oder der Ausschiisse an der Teilnahme an einer Sitzung des Stadtsenats oder
der Ausschusse verhindert, so kann anstelle des verhinderten Mitglieds das Ersatzmitglied nach Abs. 1
nicht teilnehmen.

ZuZ7(89Abs. 2):
Anpassung an § 18 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Auch die Ersatzmitglieder haben das Geldbnis zu leisten.
Zu Z 8 (89 Abs. 3):

Anpassung an § 18 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Ersatzmitglieder, die erst nach der konstituierenden Sitzung
berufen werden, leisten ihre Angelobung erst in der ersten Gemeinderatssitzung an der sie teilnehmen.
Auch die Ersatzmitglieder werden in der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates angelobt. Die
Funktionsperiode der Ersatzmitglieder beginnt mit der Angelobung des Ersatzmitglieds und endet
grundsétzlich erst mit der Angelobung der Ersatzmitglieder des neugewdhlten Gemeinderats. VVon der
Funktionsperiode ist die Wahlperiode zu unterscheiden. Unter der Wahlperiode wird die festgesetzte Zeit
auf deren Dauer die Mitglieder des Gemeinderats gewahlt werden, verstanden. Demgegeniiber bezeichnet
der Begriff der Funktionsperiode (Amtsperiode) die zwischen dem Amtsbeginn und dem Amtsende des
jeweiligen Gemeinderatsmitglieds liegende Zeitspanne.

Zu Z 9 (8 10 Abs. 1):

Anpassung an § 19 Abs. 1 Bgld. GemO 2003. Der Mandatsverlust fiir Ersatzmitglieder ist analog jenem
fur Gemeinderatsmitglieder geregelt

Zu Z 10 (§ 10 Abs. 1 Z 5):

Anpassung an § 19 Abs. 1 Z 5 Bgld. GemO 2003. Ausweitung der Weigerung das Mandat auszuiiben auf
unentschuldigtes Fernbleiben von Sitzungen des Stadtsenates oder des Prifungsausschusses deren
Mitglied er ist. Der Mandatsausiibungsverweigerungsgrund soll im Sinne einer Gleichbehandlung der

Sitzungen des Gemeinderates, des Stadtsenats oder des Priifungsausschusses auch fiir diese zur
Anwendung kommen.

Zu Z 11 (8 10 Abs. 3):

Anpassung an § 19 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. N&here Bestimmungen (ber das Enden des Mandats eines
Ersatzmitglieds enthélt die Gemeindewahlordnung.

Zu Z12 (8 11):

Anpassung an 818 Abs.5 Bgld. GemO 2003. Auch Ersatzmitglieder kdnnen von der Amtsver-
schwiegenheit durch den Gemeinderat entbunden werden.

ZuZ13 (813 Abs.3Z7):
Anpassung an § 24 Abs. 1 Z 3 Bgld. GemO 2003.
ZuZ 14 (8§ 13 Abs. 3Z8):

Anpassung an § 24 Abs. 1 Z 4 Bgld. GemO 2003. Ergénzung, dass auch die Vergabe von Leistungen in
die Kompetenz des Burgermeisters féllt. Hinsichtlich der Wertgrenze bei Lieferungen und Leistungen
wird festgehalten, dass bei Vertragen, die sich (ber ein Jahr hinaus erstrecken, zur Beurteilung der
Wertgrenze die Gesamtlaufzeit heranzuziehen ist.



Zu Z 15 (8 15 Abs. 1 erster Satz):
Anpassung an § 35 Abs. 1 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 16 (8 16 Abs. 4):

Anpassung an 8 25 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Einflihrung einer jahrlichen Berichtspflicht des Blirger-
meisters an den Gemeinderat Uber die in seine Zustandigkeit fallenden Stipendien, Subventionen und
anderen Zuwendungen sowie Personalangelegenheiten.

Zu Z 17 (8 21 Abs. 1):

Anpassung an § 30 Bgld. GemO 2003. Bestimmung, dass bei Verhinderung des Birgermeisters und
sémtlicher Vizebirgermeister das an Funktionsjahren im Gemeindevorstand bzw. Gemeinderat &lteste
Gemeindevorstands- bzw. Gemeinderatsmitglied vertritt. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird
nicht mehr auf die Lebensjahre, sondern auf die Funktionsjahre abgestellt, weil eine ldngere
Funktionsdauer eine groRere Erfahrung indiziert. Bei Gleichstand ist das Lebensalter ausschlaggebend.

Zu Z 18 (8 24 Abs. 1 und 2):

Anpassung an § 32 Abs. 1 und 2 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass in jenem Stadtbezirk, in dem der
Birgermeister seinen Wohnsitz hat, entweder der Blrgermeister oder ein wohnhaftes Stadtsenatsmitglied
zum Stadtbezirksvorsteher bestellt werden kann.

Der Biirgermeister kann grundsétzlich ein im betreffenden Stadtbezirk wohnhaftes Mitglied des
Gemeinderats zum Stadtbezirksvorsteher bestellen. Nur fiir den Fall, dass sich kein im Stadtbezirk
wohnhaftes Mitglied des Gemeinderats bereit erklart, diese Funktion zu (bernehmen, kann der
Burgermeister auch eine andere Person bestellen.

Zu Z 19 (8§ 25 Abs. 3):

Anpassung an § 33 Abs. 3 GemO 2003. Klarstellung, dass der Umweltgemeinderat in den Sitzungen des
Umweltausschusses teilnahme- und stimmberechtigt ist.

Zu Z 20 (8 25a):

Anpassung an §33a Bgld. GemO 2003. Mdglichkeit des Gemeinderats zur Wahl eines Jugend-
gemeinderats fiir die Dauer seiner Funktionsperiode aus dem Kreis seiner Mitte. Fiir den Fall, dass vom
Gemeinderat kein Jugendgemeinderat bestellt wird, muss der Burgermeister einen Gemeindejugend-
referenten bestellen.

ZuZ21(826 Abs.4Z1):

Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 4 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 22 (826 Abs. 4 Z 3):

Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 6 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 23 (8 26 Abs. 4 Z 6):

Anpassung an § 25 Abs. 2 Z 8 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 24 (8 31 Abs. 3 erster Satz):

Anpassung an 8 34 Abs. 3 erster Satz GemO 2003. Die derzeitige Regelung berechtigt den Biirgermeister,
die Mitglieder des Stadtsenats und die Stadtbezirksvorsteher an den Sitzungen der Ausschisse, denen sie
nicht als Mitglieder angehdren, mit beratender Stimme teilzunehmen. Diese Berechtigung wird nunmehr
auf einen Vertreter jeder Gemeinderatspartei ausgeweitet. Es wird empfohlen, dass in jener Sitzung des
Gemeinderats, in dem die Ausschusse gebildet und die Mitglieder bestimmt werden (zB. in der
konstituierenden Sitzung), auch von jenen Gemeinderatsparteien, die nicht im Ausschuss vertreten sind,
jeweils ein Mitglied nominiert wird, welches an den Sitzungen der Ausschisse teilzunehmen berechtigt
ist.

Der Kassenfuhrer ist zur Teilnahme an den Sitzungen der Ausschiisse grundsétzlich nicht berechtigt.

Zu Z 25 (8 32 Abs. 3):

Anpassung an § 35 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung regelt, dass die Bestimmungen Uber die
Geschéaftsfihrung des Gemeinderats sinngemal auch fir Ersatzmitglieder gelten.

Zu Z 26 (8§ 33 Abs. 1):
Anpassung an § 35 Abs. 1 Bgld. GemO 2003.



Zu Z 27 (8 33 Abs. 3):

Anpassung an § 36 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Die derzeitige Frist zur Einberufung der Mitglieder des
Gemeinderats und der Ersatzmitglieder nach § 7a unter Bekanntgabe der Tagesordnung spétestens am
dritten Amtstag vor der Sitzung, wird verldngert auf acht Tage. Diese Bestimmung soll der
Vereinfachung der Fristenberechnung dienen, um zukinftig Ladungsméngel zu vermeiden. In der
Vergangenheit wurden héaufig Fehler bei der Berechnung der Amtstage gemacht. Dies fihrte zu
Ladungsméngel und in der Folge nichtigen Beschliissen. Nunmebhr ist jeder Tag (unabhéngig ob Samstag,
Sonntag, Werktag, Feiertag, Amtstag) in die Frist einzurechnen. Der Tag der Sitzung ist in den Fristenlauf
nicht einzurechnen. Endet die Frist an einem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, Karfreitag etc.
so verlangert sich die Frist nicht.

Auch die Ersatzmitglieder nach § 7a sind in gleicher Weise wie die Mitglieder des Gemeinderats zu jeder
Sitzung zu laden.

Zu Z 28 (8 33 Abs. 3a):

Anpassung an § 36 Abs. 3a Bgld. GemO 2003. Ermdglichung der E-Mail Einladung mit Zustimmungs-
erklarung. Zum Nachweis der ordnungsgemafiien Ladung hat die Gemeinde die Zustimmungserklarungen
samt E-Mail-Adressen sowie die Sendebestatigungen aufzubewahren. Als Nachweis der Einladung gilt
die Sendebestéatigung. Unter Sendebestatigung ist der Nachweis der erfolgten Versendung an die bekannt
gegebene E-Mail-Adresse zu verstehen. Fiir den Fall, dass die E-Mail Zustellung aus Griinden, die das
Gemeinderatsmitglied zu vertreten hat, zB. Bekanntgabe einer falschen E-Mail-Adresse oder mangelnde
regelméRige Kontrolle der einlangenden E-Mails, liegt kein Ladungsmangel vor. Gefordert ist nicht die
elektronische Zustellung im Sinne des Zustellgesetzes. Diese Regelung gilt auch fiir Ersatzmitglieder.

Die Zustimmungserklarung kann jederzeit widerrufen werden. Ebenso kann jederzeit eine neue E-Mail-
Adresse bekannt gegeben werden. Dies ist dem Vorsitzenden bekannt zu geben.

Zu Z 29 (8 33 Abs. 4):

Anpassung an § 36 Abs. 4 Bgld. GemO 2003. Die mundliche Mitteilung der Hinterlegung beim Magistrat
an die Nachbarn entfallt.

Zu Z 30 (8 33 Abs. 6):

Unter willkirlicher Festsetzung des Tags und der Stunde zu Unzeiten ist das AuBerachtlassen jeglicher
Sachlichkeit zu verstehen. Sitzungen des Gemeinderats sollen jedenfalls werktags nicht vor 17 Uhr
anberaumt werden, es sei denn, es sind alle Mitglieder des Gemeinderats damit einverstanden.

Zu Z 31 (§ 35 Abs. la):

Anpassung an § 38 Abs. 1a Bgld. GemO 2003. Der Burgermeister wird verpflichtet, dem Gemeinderat
unter dem Tagesordnungspunkt ,,Allfalliges* den voraussichtlichen Termin der nachsten Gemeinderats-
sitzung bekannt zu geben.

Zu Z 32 (8§ 35 Abs. 4):

Anpassung an § 38 Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Ausweitung des Verlangens auf Aufnahme eines Tages-
ordnungspunkts auf jede Gemeinderatspartei je Sitzung, mit schriftlicher Zustimmung aller Mitglieder
einer Gemeinderatspartei. Es kann nur ein Tagesordnungspunkt pro Gemeinderatssitzung verlangt
werden. Der Birgermeister ist verpflichtet diesen Tagesordnungspunkt in die néchste
Gemeinderatssitzung aufzunehmen. Er kann diesen Punkt auch nicht absetzen.

Zu Z 33 (8§ 37 Abs. 2):

Anpassung an § 40 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass das Recht auf Akteneinsicht auch das Recht
auf Anfertigung von Kopien umfasst. Die Bestimmungen (ber die Amtsverschwiegenheit nach Art. 20
Abs. 3 B-VG sind insbesondere im Zeitalter der elektronischen Medien mit Facebook etc. striktest zu
beachten.

Zu Z 34 (8 37 Abs. 4 und 5):

Anpassung an § 40 Abs. 4 Bgld. GemO 2003. Erweiterung der Anfragemdglichkeit. Demzufolge kénnen
Anfragen nach Abs. 3 auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden und sind Anfragen
langstens innerhalb von 8 Wochen nach Einlangen schriftlich zu beantworten. Der Abs. 4 bezieht sich nur
auf schriftliche Anfragen. Schriftliche Anfragen kénnen auch per E-Mail beantwortet werden.

Der Missbrauchs- und Lahmungstatbestand gilt sowohl bei miindlichen als auch bei schriftlichen
Anfragen. Als MaRstab gelten die Bestimmungen des Auskunftspflichtgesetzes. Eine umfangreiche
Ausarbeitung darf dann nicht als L&hmung des Amtsbetriebes gewertet werden, wenn der Amtsbetrieb
falsch gefiihrt wird.



Zu Z 35 (8 42 Abs. 1 dritter Satz):

Anpassung an § 44 Abs. 1 Bgld. GemO 2003. Feststellung dahingehend, dass individuelle Personal- und
Abgabenangelegenheiten nur in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt werden dirfen. Der Dienstposten-
plan ist 6ffentlich zu behandeln. Hingegen sind konkrete Personalangelegenheiten in nicht 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln.

Zu Z 36 (8§ 42 Abs. 3):

Anpassung an 8 44 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Nunmehr ist auch eine akustische Aufzeichnung der
offentlichen Sitzung zuléssig, jedoch kann der Gemeinderat mit Beschluss im Einzelfall Einschrankungen
verfligen. Die akustische Aufzeichnung soll lediglich zu Dokumentationszwecken, insbesondere zur
Erleichterung der Protokollerstellung, dienen. Die in diesem Zusammenhang stehenden
datenschutzrechtlichen Bestimmungen betreffend sensible Daten und das Erfordernis der Beachtung der
Personlichkeitsrechte sind einzuhalten.

Zu Z 37 (8 43 Abs. 2):

Anpassung an § 45 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Das Aufnahmebegehren einer gedulerten abweichenden
Meinung eines Gemeinderatsmitglieds ist bei der Behandlung eines Tagesordnungspunkts zu stellen. Es
sollen damit nachfolgende Diskussionen (iber tatsachlich getitigte AuRerungen vermieden werden. Bei
der Behandlung der nachfolgenden Tagesordnungspunkte kann die Aufnahme einer abweichenden
Meinung zu einem vorangegangenen Tagesordnungspunkt nicht mehr begehrt werden.

Zu Z 38 (§ 43 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an § 45 Abs. 4 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass die Verhandlungsschrift
binnen weiterer acht Tage nach Ubertragung zuzusenden ist.

Zu Z 39 (8§ 43 Abs. 5):

Anpassung an § 45 Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Die derzeitige Regelung der Auflagefrist der Verhand-
lungsschrift von mindestens drei Amtstagen vor der nachsten Sitzung des Gemeinderats wird auf
mindestens acht Tage geandert.

Zu Z 40 (8§ 43 Abs. 7):

Anpassung an 845 Abs.7 Bgld. GemO 2003. Feststellung, dass jedermann in die genehmigten
Verhandlungsschriften wéhrend der Amtsstunden Einsicht nehmen kann. Nunmehr kann in die
Gemeinderatsprotokolle  jedermann  Einsicht nehmen. Im Fall der Veroffentlichung der
Gemeinderatsprotokolle auf der Homepage sind die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes striktest
anzuwenden. Zumindest sind alle personenbezogenen Daten im Protokoll im Falle einer Verdéffentlichung
auf der Homepage zu schwaérzen.

Zu Z 41 (8§ 44 Abs. 1):

Anpassung an 8 46 Abs. 1 Bgld. GemO 2003. Regelung, dass der Gemeinderat zu Beginn jeder Funk-
tionsperiode eine Geschaftsordnung zu beschlielen hat.

Zu Z 42 (§ 46 Abs. 1):

Anpassung an § 49 Abs. 1 Z 1 bis Z 5 Bgld. GemO 2003. Anpassung der Befangenheitsbestimmungen an
die Bestimmungen im Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz.

Zu Z 43 (§ 46 Abs. 7):

Anpassung an 8§49 Abs.7 Bgld. GemO 2003. Die Befangenheitsbestimmungen gelten auch fur
Ersatzmitglieder.

Zu Z 44 (8§ 48 erster Satz):

Anpassung an § 51 erster Satz Bgld. GemO 2003. Die Gemeindeversammlung durch den Biirgermeister
wird zur ,,Kann-Bestimmung*.

Zu Z 45 (8§ 50 Abs. 4):
Anpassung an 8 53 Abs. 4 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 46 (8 58 Abs. 2):

Anpassung an 8 61 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Konkretisierung, dass das Eigentum der Stadt nicht nur in
seinem Gesamtwert moglichst ungeschmaélert zu erhalten ist, sondern soweit es ertragsfahig ist, derart zu
verwalten ist, dass ein méglichst groRer und dauernder Ertrag daraus erzielt wird. Als sozialer Wert kann
die Schaffung sozialer Einrichtungen oder die Verwendung fir soziale Zwecke verstanden werden.



Zu Z 47 (8 58 Abs. 3 bis 5):

Anpassung an 8§61 Abs.3 bis 5 Bgld. GemO 2003. Festlegung, dass die Erlése aus Vermdgens-
verduBerungen zur Schaffung neuer Vermdgenswerte oder zur vorzeitigen Tilgung bestehender
Darlehensschulden zu verwenden sind.

Bestimmung, dass bei bestimmten Finanzgeschéften vor deren Beschlussfassung eine schriftliche Risiko-
analyse eingeholt werden muss. Im Abs. 4 wurde einer Forderung des Landesrechnungshofes Rechnung
getragen, wonach risikoreiche Finanzgeschéfte (zB Fremdwéhrungsdarlehen) unterbunden bzw. nur sehr
eingeschrankt moglich sein sollen.

Regelung, dass die Landesregierung durch Verordnung Richtlinien iber den Abschluss von Finanzge-
schaften festlegen kann.

Zu Z 48 (8 60 Abs. 1 letzter Satz):
Anpassung an § 63 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003.
Zu Z 49 (8 60 Abs. 2 bis 5):

Anpassung an 8§ 63 Abs. 2 bis 5 Bgld. GemO 2003. Einschrénkung der Errichtung von wirtschaftlichen
Unternehmungen, wenn die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhaltnis
zur voraussichtlichen Leistungsféhigkeit der Stadt steht und der Befriedigung des Bedarfes der
Bevolkerung oder einem Uberdrtlichen Interesse dient.

Bestimmung, dass der Gemeinderat fur marktbestimmte Betriebe ein Betriebsstatut und einen Betriebs-
leiter zu bestimmen hat.

Zu Z 50 (8§ 63):

Anpassung an § 66 Bgld. GemO 2003. Im Vermdgensverzeichnis sind nunmehr auch der Stand des
Vermdgens zu Beginn des Haushaltsjahres, die Veranderungen wéhrend des Haushaltsjahres sowie der
Stand des Vermdgens am Ende des Haushaltsjahres auszuweisen. Dadurch soll mehr Transparenz bei der
Vermogensdarstellung geschaffen werden.

Zu Z 51 (8§ 63a Abs. 2):

Anpassung an § 66a Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an
die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 52 (§ 65 Abs. 2 Z 1):
Anpassung an 8 68 Abs. 2 Z 1 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 53 (8§ 65 Abs. 3):

Anpassung an § 68 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmungen stellen legistische Anpassungen an
die derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 54 (§ 65 Abs. 4 und 5):

Anpassung an § 68 Abs. 4 und Abs. 5 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtsbehdrdliche Uberpriifung erfordert
auch eine schriftliche Ausfertigung.

Zu Z 55 (8§ 68 Abs. 1 zweiter Satz):

Anpassung an § 71 Abs. 1 zweiter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass der Blrgermeister ein
bestimmtes Anordnungsrecht schriftlich Gbertragen muss.

Zu Z 56 (8§ 69 Abs. 2):

Anpassung an § 72 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 57 (8 69 Abs. 3 und 4):
Anpassung an § 72 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 58 (§ 70 Abs. 3):

Anpassung an § 73 Abs. 3 Bgld. GemO 2003. Diese Bestimmung stellt eine legistische Anpassung an die
derzeit geltende Fassung des Osterreichischen Stabilitatspaktes 2012 dar.

Zu Z 59 (8 72 Abs. 5):
Anpassung an § 75 Abs. 5 Bgld. GemO 2003.
Zu Z 60 (§ 72 Abs. 6):

Anpassung an § 75 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtsbehordliche Uberpriifung erfordert auch eine
schriftliche Ausfertigung.



Zu Z 61 (8§ 73 Abs. 1 letzter Satz):

Anpassung an § 76 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003.

Zu Z 62 (8 75 Abs. 1 erster Satz):

Anpassung an § 78 Abs. 1 erster Satz Bgld. GemO 2003. In diesem Zusammenhang darf auf den Bericht
des Rechnungshofes betreffend Gemeindequerschnittspriifung (Zahl 20 — 525) hingewiesen werden,

wonach beanstandet wurde, dass der Priifungsausschuss keine Kompetenz zur Uberpriifung
ausgegliederter Unternehmungen der Stadt hatte.

Zu Z 63 (8§ 75 Abs. 1 dritter Satz):

Anpassung an § 78 Abs. 1 dritter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass die restlichen Mitglieder des
Prufungsausschusses nach dem d"Hondtschen Verfahren zu bestellen sind.

Zu Z 64 (§ 75 Abs. 1 letzter Satz):

Anpassung an § 78 Abs. 1 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Auch Gemeindebedienstete, die Mitglieder des
Gemeinderats sind, dirfen nicht dem Priifungsausschuss angehéren. Um zu verhindern, dass
Gemeindebedienstete ihre in der Gemeinde verrichteten Tatigkeiten im Rahmen einer
Prifungsausschusssitzung selbst zu Uberprifen haben und dies gegebenenfalls zu verzehrten
Prufergebnissen fihrt, wurde die Regelung eingefiihrt, dass auch Gemeindebedienstete nicht dem
Prufungsausschuss angehéren dirfen.

Zu Z 65 (§ 75 Abs. 2):

Anpassung an § 78 Abs. 2 Bgld. GemO 2003. Die wenigstens einmal im Jahr unvermutete Uberpriifung
durch den Prifungsausschuss fallt weg, da diese tatsachlich undurchfiihrbar war. Eine Information der
Gemeinde Uber die unvermutete Prifung war schon durch die Zustellung der Ladung an die Mitglieder
des Prifungsausschusses gegeben.

Zu Z 66 (8 75 Abs. 2a):
Anpassung an § 78 Abs. 2a Bgld. GemO 2003.
Zu Z 67 (8 75 Abs. 3a):

Anpassung an 8§ 78 Abs. 3a Bgld. GemO 2003. Bestimmung, dass jedes Mitglied des Priifungsaus-
schusses das Recht hat, pro Sitzung beim Obmann des Prufungsausschusses schriftlich die Aufnahme
eines Tagesordnungspunkts zu verlangen und nicht wie bisher nur einmal im Kalenderjahr.

Zu Z 68 (§ 75 Abs. 4a):

Anpassung an § 78 Abs. 4a Bgld. GemO 2003. Festlegung der Modalitdten bei Beschlussunfahigkeit des
Prufungsausschusses. Im Fall der Beschlussunfahigkeit der Sitzung des Priifungsausschusses kann ein
Mitglied die neuerliche Einberufung verlangen. Diese Sitzung ist vom Obmann des Priifungsausschusses
innerhalb von acht Tagen einzuberufen und innerhalb weiterer acht Tage ab Einberufung abzuhalten. Bei
diesen Sitzungen ist jedenfalls Beschlussfahigkeit gegeben.

Zu Z 69 (8 75 Abs. 6):

Anpassung an § 78 Abs. 6 Bgld. GemO 2003. Die Vertagung eines Tagesordnungspunkts kann nur
erfolgen, wenn der Prifungsausschuss dies einstimmig beschlief3t.

Zu Z 70 (88 76 bis 78):

Anpassung an §8 79, 80 und 81 Bgld. GemO 2003.

Zu Z 71 (8§ 79 Abs. 4 letzter Satz):

Anpassung an 8§ 82 Abs. 4 letzter Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass auf Verlangen Kopien von
Verordnungstexten auszufolgen sind. Der Gemeinde steht es frei, zu entscheiden, ob dafiir ein
Kostenersatz eingehoben wird.

Zu Z 72 (8 83a):

Anpassung an §86b Bgld. GemO 2003. § 83a regelt die Vorgangsweise bei der Behandlung von
Aufsichtsbeschwerden. Die Aufsichtsbeschwerde ist bei der Landesregierung als zustdndige
Aufsichtsbehdrde einzubringen. Aufsichtsbeschwerden kdnnen sich nur auf den eigenen Wirkungsbereich
der Stadt beziehen. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich zu erledigen. Als einschreitende Person im
Sinne des Abs. 3 ist der Beschwerdefiihrer anzusehen.



Zu Z 73 (8 84 Abs. 2 Z 6 bis 8):

Anpassung an §87 Abs.2 Z6 bis 8 Bgld. GemO 2003. Ausweitung der aufsichtsbehdrdlichen
Genehmigungsvorbehalte.

Zu Z 74 (§ 84 Abs. 2 Z 9):

Anpassung an § 87 Abs. 2 Z 9 Bgld. GemO 2003. Die aufsichtsbehdrdlichen Genehmigungsvorbehalte
werden auf derivative Finanzgeschéfte ausgeweitet. Weiters bedirfen auch Veranlagungen von Ge-
meindevermdgen, wie zB der Erwerb von Aktien, Wertpapieren, Fonds, Anleihen, Lebensversicherungen,
etc. der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung. Keine aufsichtsbehordliche Genehmigung ist fir ein
Sparbuch bzw. Sparkonto erforderlich.

Zu Z 75 (8 87 Abs. 2 erster Satz):

Anpassung an § 90 Abs. 2 erster Satz Bgld. GemO 2003. Klarstellung der Aufhebung von Beschliissen.
Da bei der Handhabung des Aufsichtsrechtes das das in Art. 119a Abs. 7 letzter Satz B-VG iVm § 83
Abs. 4 verankerte VerhéltnisméaRigkeits- und Schonungsprinzip einzuhalten ist und zudem kein
Rechtsanspruch auf Ausubung des Aufsichtsrechtes besteht, wurde die verpflichtende Aufhebung von
gesetzwidrigen Gemeinderatsbeschliissen in eine Kann-Bestimmung geéndert.

Zu Z 76 (8§ 89):

Anpassung an 8 92 Bgld. GemO 2003. Die Aufsichtsbehtérde kann der Stadt die Erfullung eine ihr durch
Gesetz oder Verordnung auferlegte Verpflichtung durch Bescheid auftragen.

Die erforderlichen MaBnahmen kénnen von der Aufsichtsbehdrde nach fruchtlosem Ablauf der
angemessenen Frist nach Abs. 1 oder bei Gefahr in Verzug an Stelle und im Namen der Stadt sowie auf
deren Kosten und Gefahr getroffen werden.

Da die Aufsichtsbehdrde keine im Instanzenzug der Gemeinde Uibergeordnete Behorde darstellt ist eine
Devolution an die Aufsichtsbehtrde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht nicht moglich.

Zu Z 77 (8 89a):
Anpassung an § 92a Bgld. GemO 2003. Normierung von Ordnungsstrafen.

Diese Bestimmung sieht vor, dass im Falle von wiederholten Ordnungswidrigkeiten des Burgermeisters
diesem Ordnungsstrafen auferlegt werden konnen. Die Aufzdhlung der Ordnungswidrigkeiten ist taxativ.
Es handelt sich bei den Ordnungsstrafen um disziplindre MalRnahmen. Gerichtlich strafbare Handlungen
des Birgermeisters kdnnen nicht mit Ordnungsstrafe geahndet werden, da diese in die Zustandigkeit der
Gerichte fallen. Ordnungsstrafen werden nur Uber den Blrgermeister verhangt, zumal er die zentrale
Drehscheibe in der Stadtverwaltung ist und er als Leiter des inneren Dienstes flr eine ordnungsgemalie
Geschéftsfuhrung in der Stadt verantwortlich ist.

Zu Z 78 (§ 91):

Anpassung an § 94 Bgld. GemO 2003. Klarstellung, dass nur die Gemeinde im aufsichtsbehdrdlichen
Verfahren Parteistellung hat. § 91 regelt auch den Instanzenzug im aufsichtsbehérdlichen Verfahren.

Zu Z 79 (§ 92):

Anpassung an 8 96 Bgld. GemO 2003. Mit § 92 wurde die sprachliche Gleichbehandlung von Frau und
Mann im Eisenstadter Stadtrecht geregelt. GemaR Art. 7 Abs. 3 B-VG kdnnen Amtsbezeichnungen und
Titel in der Form verwendet werden, die das Geschlecht des Amts(Titel)inhabers oder der Amts(Titel)-
inhaberin zum Ausdruck bringen.

Zu Z 80 (8 95 Abs. 4):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Im Jahr 2017 finden im Burgenland die néchsten
allgemeinen Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlen statt. Da zum gegenwartigen Zeitpunkt der Termin
der néchsten Gemeinderats- und Burgermeisterwahlen im Jahr 2017 noch nicht feststeht, wurde in der
Bestimmung uber das Inkrafttreten auf die Verordnung uber die Wahlausschreibung der Gemeinderats-
und Burgermeisterwahlen im Jahr 2017 verwiesen. Die Novelle tritt mit dem auf den Wabhltag, der in der
Verordnung Uber die Wahlausschreibung bestimmt wird, folgenden Tag in Kraft. Fiir den Fall, dass es in
einzelnen Gemeinden zu vorzeitigen Burgermeister- oder Gemeinderatswahlen kommt, tritt die Novelle
nicht in Kraft. Es wird klargestellt, dass das Inkrafttreten auf den Zeitpunkt der allgemeinen
Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlen abstellt.



Zu Artikel 4 (Anderung der Gemeindewahlordnung 1992):
ZuZ1(83Abs.22Z2):
Aufgrund des ,,2. Wahltags* muss der Stichtag nun mindestens zwdlf Wochen vor dem Wahltag liegen.
ZuZ?2 (88 Abs. 1):

Hier wird festgelegt, dass fir den ,,2. Wahltag” eine Sonderwahlbehtrde einzurichten ist. Die Festsetzung
der Anzahl und die Abgrenzung des Téatigkeitsbereichs der Sonderwahlbehdrden sind vom Birgermeister
vorzunehmen und mit der Kundmachung der Verordnung der Landesregierung Uber die
Wahlausschreibung zu verlautbaren. Es wird festgelegt, dass fiir den ,2. Wahltag“ eine
Sonderwahlbehdrde in jedem Ortsverwaltungsteil einzurichten ist.

Zu Z 3 (§ 8 Abs. 1a und Abs. 1b):

In Abs. 1a wird festgelegt, dass die Sonderwahlbehdrde die Wahler am Wahltag aufsucht. Abs. 1b regelt,
dass die Stimmabgabe am ,,2. Wahltag* im Wahllokal zu erfolgen hat.

Zu Z 4 (88 31 Abs. 1 und 38 Abs. 1):

Die Fristen fiir die Einbringung der Wahlvorschlage fir die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates bzw.
des Birgermeisters werden aufgrund der Einflihrung des ,,2. Wahltags“ geéndert.

Zu Z5 (88 31 Abs. 2 und 44 Abs. 3):

Die Fristen fur die Einbringung der Wahlvorschlédge fur die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates
sowie die Frist fur die Landeswahlbehdrde die Reihenfolge betreffend die Kundmachung der
Wahlvorschlage bekannt zu geben werden aufgrund der Einfiihrung des ,,2. Wahltags* geéndert.

Zu Z6 (8 34):

Die Fristen fiir die Anderung und Zuriickziehung der Wahlvorschlage fiir die Wahl der Mitglieder des
Gemeinderates werden aufgrund der Einfihrung des ,,2. Wahltags* geéndert.

Zu Z 7 (88 35, 36, 39 Abs. 1 und 40 Abs. 1):

Die Fristen fur die Zurtickziehung von Zustimmungserklarungen, von einzelnen Unterschriften und der
Wahlvorschlage fir die Wahl des Burgermeisters werden aufgrund der Einfihrung des ,,2. Wahltags*
geéndert.

Zu Z 8 (88 37 Abs. 1 und 2, 39 Abs. 2 und 3 und 41 Abs. 1):

Die Fristen fur die Anderung der Wahlvorschlige fiir die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates bzw.
des Birgermeisters, fiir die Zurlickziehung der Zustimmungserklarung des Blrgermeisters und fur den
Fall des Todes des Biirgermeisters und fur die Behebung von Méngeln von Wahlvorschldgen werden
aufgrund der Einfiihrung des ,,2. Wahltags* geéndert.

Zu Z 9 (88 37 Abs. 3 und 39 Abs. 3):

Die Fristen fur den Fall des Todes des Burgermeisters werden aufgrund der Einfihrung des ,,2. Wahltags*
geandert.
Zu Z 10 (8 39 Abs. 3 vierter Satz):

Die Fristen fur den Fall des Todes des Burgermeisters werden aufgrund der Einfiihrung des ,,2. Wahltags*
geéndert.

Zu Z 11 (8 42 Abs. 1 und 3 und § 45 Abs. 1):

Die Fristen (ber die Zulassigkeit und die Reihenfolge der Wahlvorschlage werden aufgrund der
Einflhrung des ,,2. Wahltags* gedndert.

Zu Z 12 (8§ 45 Abs. 2 erster Satz):

Die Gemeindewahlbehorde hat jene Wahlbehdrde zu bestimmen, welcher die Wahlkuverts von der
Sonderwahlbehorde gemaR 8 8 Abs. 1 Z 1 zu tibergeben sind.

Zu Z 13 (§ 45 Abs. 2a):

Fur jede Sonderwahlbehtrde nach 8 8 Abs. 1 Z 2 ist von der Gemeindewahlbehdrde eine Wahlbehdrde im
jeweiligen Ortsverwaltungsteil zu bestimmen. Dieser Wahlbehérde sind die am ,2. Wahltag”
abgegebenen Wahlkuverts gemall 8 55b Abs. 4 zuzuteilen. Die Wahlkuverts sind mit den am Wahltag
abgegebenen Wahlkuverts ununterscheidbar zu vermischen und in die Feststellungen einzubeziehen.
Dadurch soll gewahrleistet werden, dass die Feststellung von Ortsteilergebnissen weiterhin méglich ist.



Zu Z 14 (8 45 Abs. 3):

Die Fristen fir die Verfugungen der Gemeindewahlbehérde werden aufgrund der Einfiihrung des ,,2.
Wahltags* gedndert.

Zu Z 15 (8 45 Abs. 4 erster Satz):

Die Fristen fir die Verfugungen der Gemeindewahlbehérde werden aufgrund der Einfiihrung des ,,2.
Wahltags* geéndert.

Zu Z 16 (8 49 Abs. 2 und 3):

Hier werden die Wahlzeiten der Sonderwahlbehdrden festgelegt. Die Wahlzeit der Sonderwahlbehérde
gemdl 8 8 Abs. 1 Z 1 endet spétestens eine Stunde vor dem Ende der Wahlzeit der Wahlbehdrde, in der
die bei ihr abgegebenen Wahlkuverts miteinzubeziehen sind. Die Wahlzeit der Sprengelwahlbehdrde mit
weniger als 50 Wahlberechtigten endet eine Stunde vor der Wahlzeit der gemél § 45 Abs. 3 bestimmten
Wahlbehdrde.

Zu Z 17 (8 49 Abs. 4):

Die Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehérde am ,,2. Wahltag* hat am neunten Tag vor dem Wahltag zu
erfolgen. Die Wahlzeit ist so festzulegen, dass das dafur bestimmte Wahllokal wenigstens durch zwei
Stunden, jedenfalls aber in der Zeit zwischen 18 Uhr und 19 Uhr gedffnet ist.

Zu Z 18 (8 50 Abs. 2 erster Satz):
Die Fristen werden aufgrund der Einfuhrung des ,,2. Wahltags* angepasst.
Zu Z 19 (8 55b)

In dieser Bestimmung wird die Vorgangsweise bei der Stimmabgabe am ,,2. Wahltag” festgelegt. Das
Prozedere entspricht im Wesentlichen der Stimmabgabe vor einer Wahlbehdrde am Wahltag. Der
Burgermeister hat vor Beginn der Wahlhandlung am Wahltag die Wahlkuverts der Sonderwahlbehdrde
nach 8 8 Abs. 1 Z 2 jener nach § 45 Abs. 2a bestimmten Wahlbehdrde zu Ubergeben.

Zu Z 20 (8§ 58 Abs. 1 zweiter Satz):
Die Fristen werden aufgrund der Einflihrung des ,,2. Wahltags* angepasst.
Zu Z 21 (8 66 Abs. 8):

Abs. 8 regelt die Vorgangsweise der Sonderwahlbehdrden nach Beendigung der Wahlhandlung und die
Abfassung der Niederschrift.

Zu Z 22 (§ 66 Abs. 10):

Der neue Abs.10 regelt die Vorgangsweise der Sonderwahlbehdérden nach Beendigung der
Wahlhandlung und die Abfassung der Niederschrift. Es wird klargestellt, dass die Wahlkuverts der
Wahlbehdrde gemaR & 8 Abs. 1 Z 2 in die Wahlurne der nach § 45 Abs. 2a bestimmten Wahlbehorde im
jeweiligen Ortsverwaltungsteil nach Abschluss der Wahlhandlung zu geben sind.

Zu Z 23 (§ 73 Abs. 6 erster Satz):

Die Fristen werden aufgrund der Einfihrung des ,,2. Wahltags* angepasst.

Zu Z 24 (§ 73 Abs. 8):

Es wird klargestellt, dass der ,,2. Wahltag* bei der Stichwahl des Blirgermeisters nicht eingefiihrt wird.
Zu Z 25 (8 77 Abs. 4 letzter Satz):

Die Fristen werden aufgrund der Einfiihrung des ,,2. Wahltags® angepasst.

Zu Z 26 (§ 79 Abs. 1):

Neu ist, dass das erste Ersatzmitglied jeder Gemeinderatspartei zur konstituierenden Sitzung des
Gemeinderats einzuladen ist.

Zu Z 27 (§ 91 Abs. 5):

Fir die Vertretung voriibergehend verhinderter Mitglieder des Gemeinderats bei den Sitzungen des
Gemeinderats durch Ersatzmitglieder, die dann teilnahme- und stimmberechtigt sind, wird auf die
Gemeindeordnungen (Burgenldndische Gemeindeordnung 2003, Eisenstadter Stadtrecht 2003 und Ruster
Stadtrecht 2003) verwiesen.

Zu Z 28 (§ 109a):
§ 109a beinhaltet einen Hinweis auf die Umsetzung der Richtlinie 2013/19/EU.



Zu Z 29 (8 110 Abs. 7):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten

Zu Artikel 5 (Anderung des Burgenlandischen Gemeindevolksrechtegesetzes):
Zu Z 1 (85 Abs. 2 erster Satz):

Die Abhaltung einer jahrlichen Birgerversammlung wird in Entsprechung der Burgenldndischen
Gemeindeordnung 2003 lediglich als ,,Kann-Bestimmung* normiert.
Zu Z?2 (§68):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Im Jahr 2017 finden im Burgenland die ndchsten
allgemeinen Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlen statt. Da zum gegenwartigen Zeitpunkt der Termin
der nachsten Gemeinderats- und Birgermeisterwahlen im Jahr 2017 noch nicht feststeht, wurde in der
Bestimmung uber das Inkrafttreten auf die Verordnung uber die Wahlausschreibung der Gemeinderats-
und Burgermeisterwahlen im Jahr 2017 verwiesen. Die Novelle tritt mit dem auf den Wabhltag, der in der
Verordnung uber die Wahlausschreibung bestimmt wird, folgenden Tag in Kraft. Fiir den Fall, dass es in
einzelnen Gemeinden zu vorzeitigen Bilrgermeister- oder Gemeinderatswahlen kommt, tritt die Novelle
nicht in Kraft. Es wird Kklargestellt, dass das Inkrafttreten auf den Zeitpunkt der allgemeinen
Gemeinderats- und Bilirgermeisterwahlen abstellt.

Zu Artikel 6 (Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014):
Zu Z 1 (Anderungen im Inhaltsverzeichnis):

Aufgrund der Anderungen der Bestimmungen und Uberschriften war auch das Inhaltsverzeichnis
anzupassen.

ZuZ?2 (85 Abs. 3):

Generell sollten unbefristete Dienstverhdltnisse ausschreibungspflichtig sein, auch wenn dieses zuvor im
Rahmen einer befristeten Anstellung durch den Birgermeister eingegangen wurde. Nach Ablauf des
befristeten Dienstverhaltnisses ist jedenfalls eine Ausschreibung erforderlich.

Zu Z 3 (8 18 Abs. 8):
Diese Bestimmung korrespondiert mit § 47 Abs. 2 Bgld. GemO, wonach die Funktion des Amtsleiters

ruht, wenn dieser zum Birgermeister gewdahlt wird. In diesem Fall ist die Funktion des Amtsleiters fiir die
Dauer des Ruhens auszuschreiben.

ZuZ4 (8§18 Abs. 9):

Die Funktion des Amtsleiters ist auch im Fall des Ruhens aufgrund der Ausiibung des Birgermeister-
amtes so rasch wie moglich nachzubesetzen.

Zu Z5 (8 20 Abs. 3):

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, dass dem abberufene Amtsleiter eine Verwendung zuzuweisen
ist, die seiner bisherigen Entlohnungsgruppe entspricht.

Zu Z 6 (8§ 62 Abs. 11):

Mit dieser Bestimmung wird normiert, dass fir die Dauer des Ruhens der Funktion des Amtsleiters, seine
Funktionszulage (bei Vertragsbediensteten) bzw. seine Verwendungszulage und Aufwandsentschadigung

(bei Beamten) ruht. Eine Anpassung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 war daher nicht
erforderlich.

ZuZ7(8134 Z1lit. b):

Analog zur Burgenldndischen Gemeindeordnung wird auch im Gemeindebedienstetengesetz die
Kompetenz des Gemeindevorstands zum Abschluss von befristeten Dienstverhdltnissen von nunmehr
sieben Monaten bis zu einem Jahr angepasst.

ZuZ8 (8134 Z1lit.eund f):

Dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von Bediensteten
besitzt, auch fir die Auflésung dieser Dienstverhéltnisse zustandig sein soll, wird entsprochen.

ZuZ9 (8134 Z1lit. g):

Dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von Bediensteten
besitzt, auch flr die Auflésung dieser Dienstverhéltnisse zustandig sein soll, wird entsprochen.



Zu Z10 (8134 Z21lit. c):

Dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von Bediensteten
besitzt, auch fiir die Auflésung dieser Dienstverhaltnisse zustdndig sein soll, wird entsprochen.

ZuZ11 (8134 Z2lit. g):

Dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von Bediensteten
besitzt, auch fiir die Belohnungen der Dienstnehmer zusténdig sein soll, wird entsprochen.

Zu Z 12 (§ 134 Z 2 lit. h):

Dem Grundsatz, dass jenes Gemeindeorgan, welches die Kompetenz zur Anstellung von Bediensteten
besitzt, auch fiir die Auflésung dieser Dienstverhaltnisse zustdndig sein soll, wird entsprochen.

Zu Z 13 (8 157j):

Jene Dienstverhdltnisse, die vor dem Inkrafttreten der Novelle eingegangen wurden, sind nicht ausschrei-
bungspflichtig.

Zu Z 14 (§ 162 Abs. 11):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Artikel 7 (Anderung des Burgenlandisches Gemeindebeziigegesetzes):
ZuZ1(86):
Durch diese Regelung kommt es zu einer Erhéhung der Bezlige des Biirgermeisters.
ZuZzZ?2(817):

Analog zur Erhéhung der Beziige des Burgermeisters nach § 6 wird der Bezug des Burgermeisters der
Freistadt Rust entsprechend angehoben. Eine Anhebung des Bezugs des Biirgermeisters der Freistadt
Eisenstadt ist nicht erforderlich.

Zu Z3 (8 22):

Durch diese Regelung kommt es zu einer Erhéhung der Sitzungsgelder der Mitglieder des Gemeinderats
und der Gemeinderatsausschuisse.

Zu Z4 (8 25):

Die Einwohnerzahl bestimmt sich nunmehr nach dem von der Bundesanstalt Statistik Osterreich in der
Statistik des Bevdlkerungsstandes festgestellten Ergebnisses zum Stichtag 31. Oktober und wirkt mit dem
Beginn des dem Stichtag folgenden (berndchsten Kalenderjahres. Das bedeutet, dass fir die Ein-
wohnerzahl 2017 somit der Stichtag 31.10.2015 heranzuziehen ist.

Zu Z 5 (88 25b und 25c):

Verpflichtung des Burgermeisters zur schriftlichen Erklarung dariber, ob er seine Funktion haupt- oder
nebenberuflich ausubt. Diese Erklarung gilt fur die Dauer der jeweiligen Funktionsperiode des Birger-
meisters. Bei einer Anderung der beruflichen Situation wéhrend der Funktionsdauer hat binnen vier
Wochen ab Eintritt dieser Anderung eine neuerliche Erklarung zu erfolgen.

Nach Abs. 2 diirfen neben der hauptberuflichen Ausiibung des Blrgermeisteramtes keine steuerpflich-
tigen Einkiunfte erzielt werden, welche die Geringfuigigkeitsgrenze Ubersteigen. Als Einkinfte zahlen
sowohl betriebliche als auch auBerbetriebliche Einkiinfte. Die Geringfligigkeitsgrenze bemisst sich
danach, ob ziffernmé&Rig die Einkiinfte (sowohl betriebliche als auch auferbetriebliche Einkunfte) das
Einkommen von geringfugig beschaftigen Arbeitnehmern, die weder Sozialversicherungsbeitrdge noch
Lohnsteuer zu bezahlen haben, Ubersteigt.

In Abs. 3 wird festgelegt, unter welchen Voraussetzungen eine Funktion nebenberuflich auszuiben ist,
also nur ein nebenberuflicher Bezug geblhrt. Demnach haben Abgeordnete zum Landtag oder zum
Nationalrat oder Mitglieder des Europdischen Parlaments nur Anspruch auf einen nebenberuflichen
Bezug. Sofern eine Erklarung nach § 25b Abs. 1 nicht abgegeben wird, geblhrt der nebenberufliche
Bezug.

In § 25¢ wird in Anlehnung an § 6 Bundesbeziigegesetz geregelt, dass Burgermeister, die ihren Beruf mit
Erwerbstatigkeit aufgegeben haben und die Funktion als Blrgermeister hauptberuflich ausiiben eine
Bezugsfortzahlung bei Beendigung dieser Funktion erhalten.

Zu Z 6 (8 33 Abs. 8):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.



Zu Artikel 8 (Anderung des Burgenlandischen Volksbefragungsgesetzes):
ZuZ1(819):
Die Anfechtung des vorléufigen Ergebnisses der Volksbefragung hat durch Einspruch an die
Bezirkswahlbehdrde innerhalb von einer Woche ab Verlautbarung zu erfolgen. Die Bezirkswahlbehorde
hat die Akten der Landeswahlbehérde zu Ubergeben. Die Landeswahlbehdrde entscheidet Gber den

Einspruch mit Bescheid und stellt das vorlaufige Ergebnis fest. Gegen diesen Bescheid ist Beschwerde an
das Landesverwaltungsgericht zuldssig.

Zu Z2 (8§23 Abs. 3):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
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	29. § 33 Abs. 6 lautet:
	30. Nach § 35 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	31. Dem § 35 Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt:
	32. Dem § 37 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	33. Dem § 37 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	34. In § 43 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge „die Erlassung von Bescheiden“ die Wortfolge „oder individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten“ eingefügt.
	35. Dem § 43 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	36. § 44 Abs. 2 lautet:
	37. In § 44 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge „binnen acht Tagen“ durch die Wortfolge „binnen weiterer acht Tage“ ersetzt.
	38. In § 44 Abs. 5 wird die Wortfolge „drei Amtstage“ durch die Wortfolge „acht Tage“ ersetzt.
	39. In § 44 Abs. 7 wird die Wortfolge „jedem wahlberechtigten Gemeindemitglied“ durch das Wort „jedermann“ ersetzt.
	40. In § 45 Abs. 1 wird nach dem Wort „hat“ die Wortfolge „zu Beginn jeder Funktionsperiode“ eingefügt.
	41. § 47 Abs. 1 lautet:
	42. Dem § 47 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	43. In § 49 erster Satz wird das Wort „hat“ durch das Wort „kann“ ersetzt und entfällt die Wortfolge „mindestens einmal jährlich“.
	44. Dem § 51 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	45. § 59 Abs. 2 lautet:
	46. Dem § 59 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt:
	47. Dem § 61 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	48. § 61 Abs. 2 bis 5 lautet:
	49. § 64 lautet:
	50. § 64a Abs. 2 lautet:
	51. § 66 Abs. 2 Z 1 lautet:
	52. § 66 Abs. 3 lautet:
	53. Dem § 66 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	54. In § 69 Abs. 1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „bestimmtes Anordnungsrecht“ das Wort „schriftlich“ eingefügt.
	55. § 70 Abs. 2 lautet:
	56. Dem § 70 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:
	57. In § 71 Abs. 3 wird die Wortfolge „über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2011, LGBl. Nr. 72/2011)“ durch die Wortfolge „über einen Stabilitätspakt 2012 - ÖstP 2012, LGBl. Nr. 5/2013,“ e...
	58. § 73 Abs. 5 lautet:
	59. Dem § 73 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	60. Dem § 74 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	61. § 76 Abs. 1 erster Satz lautet:
	62. In § 76 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender dritter Satz (neu) eingefügt:
	63. § 76 Abs. 1 letzter Satz lautet:
	„Mitglieder des Stadtsenats, der Kassenführer, der Stadtbezirksvorsteher, dem ein Anordnungsrecht (§ 69 Abs. 1 und 2) zusteht, und Gemeindebedienstete dürfen dem Prüfungsausschuss nicht angehören.“
	64. § 76 Abs. 2 lautet:
	65. Nach § 76 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	66. Nach § 76 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:
	67. Nach § 76 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
	68. § 76 Abs. 6 lautet:
	69. §§ 77 bis 79 lauten:
	70. Dem § 80 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	71. Nach § 84 wird folgender § 84a eingefügt:
	„§ 84a
	72. § 85 Abs. 2 Z 6 bis 8 lautet:
	73. Dem § 85 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefügt:
	74. § 88 Abs. 2 erster Satz lautet:
	75. § 90 lautet:
	76. Nach § 90 wird folgender § 90a eingefügt:
	77. § 92 lautet:
	78. § 93 lautet:
	„§ 93
	79. Dem § 96 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 3
	(Verfassungsbestimmung)
	Änderung des Ruster Stadtrechts 2003
	1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:
	a) Nach dem Eintrag „§ 5 Ehrungen durch die Stadt“ werden folgende Zeilen eingefügt:
	b) Nach dem Eintrag „§ 7 Gemeinderat Zusammensetzung, Wahl und Funktionsdauer“ wird die Zeile „§ 7a Ersatzmitglieder“ eingefügt.
	c) Nach dem Eintrag „§ 25 Umweltgemeinderat“ wird die Zeile „§ 25a Jugendgemeinderat“ eingefügt.
	e) Nach dem Eintrag „§ 83 Aufsichtsbehörde und Handhabung des Aufsichtsrechts“ wird die Zeile „§ 83a Aufsichtsbeschwerden“ eingefügt.
	f) Nach dem Eintrag „§ 89 Ersatzvornahme“ wird die Zeile „§ 89a Ordnungsstrafen“ eingefügt.
	g) Der Eintrag zu § 92 lautet „Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann“.
	2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	3. Dem § 3 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt:
	4. Nach § 5 werden folgende §§ 5a bis 5d eingefügt:
	„§ 5a
	§ 5b
	§ 5c
	§ 5d
	5. § 6 Abs. 1 lautet:
	6. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:
	„§ 7a
	7. In § 9 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „alle übrigen Mitglieder des Gemeinderats“ der Klammerausdruck „(Ersatzmitglieder nach § 7a)“ eingefügt.
	8. In § 9 Abs. 3 wird nach dem Wort „Gemeinderatsmitglieder“ der Klammerausdruck „(Ersatzmitglieder nach § 7a)“ eingefügt.
	9. In § 10 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „Mitglied des Gemeinderats“ der Klammerausdruck „(Ersatzmitglied nach § 7a)“ eingefügt.
	10. In § 10 Abs. 1 Z 5 zweiter Satz wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Beistrich ersetzt und die Wortfolge „des Stadtsenats oder des Prüfungsausschusses.“ angefügt.
	11. In § 10 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „eines Mitglieds des Gemeinderats“ der Klammerausdruck „(Ersatzmitglieds nach § 7a)“ eingefügt.
	12. In § 11 wird nach der Wortfolge „Mitglieder des Gemeinderats“ der Klammerausdruck „(Ersatzmitglieder nach § 7a)“ eingefügt.
	13. In § 13 Abs. 3 Z 7 wird die Zahl „1“ durch die Zahl „2“ ersetzt.
	14. In § 13 Abs. 3 Z 8 wird die Wortfolge „Arbeiten und Leistungen“ durch die Wortfolge „Arbeiten, Lieferungen und Leistungen“ und die Zahl „1“ durch die Zahl „2“ ersetzt.
	15. In § 15 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge „nach Bedarf“ durch die Wortfolge „zumindest einmal in jedem Vierteljahr“ ersetzt.
	16. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	17. § 21 Abs. 1 lautet:
	18. § 24 Abs. 1 und 2 lautet:
	19. Dem § 25 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	20. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt:
	„§ 25a
	21. In § 26 Abs. 4 Z 1 wird das Wort „sechs“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.
	22. In § 26 Abs. 4 Z 3 wird die Wortfolge „Arbeiten und Leistungen“ durch die Wortfolge „Arbeiten, Lieferungen und Leistungen“ ersetzt.
	23. In § 26 Abs. 4 Z 5 wird der Punkt am Ende der Wortfolge durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 eingefügt:
	24. In § 31 Abs. 3 erster Satz wird das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort „Stadtbezirksvorsteher“ die Wortfolge „und ein Vertreter jeder Gemeinderatspartei“ eingefügt.
	25. Dem § 32 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	26. § 33 Abs. 1 lautet:
	27. § 33 Abs. 3 lautet:
	28. Nach § 33 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:
	29. § 33 Abs. 4 lautet:
	30. § 33 Abs. 6 lautet:
	31. Nach § 35 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	32. Dem § 35 Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt:
	33. Dem § 37 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	34. Dem § 37 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	35. In § 42 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge „die Erlassung von Bescheiden“ die Wortfolge „oder individuelle Personal- und Abgabenangelegenheiten“ eingefügt.
	36. Dem § 42 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	37. § 43 Abs. 2 lautet:
	38. In § 43 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge „binnen acht Tagen“ durch die Wortfolge „binnen weiterer acht Tage“ ersetzt.
	39. In § 43 Abs. 5 wird die Wortfolge „drei Amtstage“ durch die Wortfolge „acht Tage“ ersetzt.
	40. In § 43 Abs. 7 wird die Wortfolge „jedem wahlberechtigten Gemeindemitglied“ durch das Wort „jedermann“ ersetzt.
	41. In § 44 Abs. 1 wird nach dem Wort „hat“ die Wortfolge „zu Beginn jeder Funktionsperiode“ eingefügt.
	42. § 46 Abs. 1 lautet:
	43. Dem § 46 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	44. In § 48 erster Satz wird das Wort „hat“ durch das Wort „kann“ ersetzt und entfällt die Wortfolge „mindestens einmal jährlich“.
	45. Dem § 50 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	46. § 58 Abs. 2 lautet:
	47. Dem § 58 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt:
	48. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	49. § 60 Abs. 2 bis 5 lautet:
	50. § 63 lautet:
	51. § 63a Abs. 2 lautet:
	52. § 65 Abs. 2 Z 1 lautet:
	53. § 65 Abs. 3 lautet:
	54. Dem § 65 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	55. In § 68 Abs. 1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „bestimmtes Anordnungsrecht“ das Wort „schriftlich“ eingefügt.
	56. § 69 Abs. 2 lautet:
	57. Dem § 69 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:
	58. In § 70 Abs. 3 wird die Wortfolge „über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2011, LGBl. Nr. 72/2011)“ durch die Wortfolge „über einen Stabilitätspakt 2012 - ÖstP 2012, LGBl. Nr. 5/2013,“ e...
	59. § 72 Abs. 5 lautet:
	60. Dem § 72 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	61. Dem § 73 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	62. § 75 Abs. 1 erster Satz lautet:
	63. In § 75 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz folgender dritter Satz (neu) eingefügt:
	64. § 75 Abs. 1 letzter Satz lautet:
	65. § 75 Abs. 2 lautet:
	66. Nach § 75 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	67. Nach § 75 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:
	68. Nach § 75 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
	69. § 75 Abs. 6 lautet:
	70. §§ 76 bis 78 lauten:
	71. In § 79 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	72. Nach § 83 wird folgender § 83a eingefügt:
	„§ 83a
	73. § 84 Abs. 2 Z 6 bis 8 lautet:
	74. Dem § 84 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefügt:
	75. § 87 Abs. 2 erster Satz lautet:
	76. § 89 lautet:
	77. Nach § 89 wird folgender § 89a eingefügt:
	„§ 89a
	78. § 91 lautet:
	Parteistellung, Verfahren
	79. § 92 lautet:
	„§ 92
	80. Dem § 95 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 4
	Änderung der Gemeindewahlordnung 1992
	1. In § 3 Abs. 2 Z 2 wird das Wort „zehn“ durch das Wort „zwölf“ ersetzt.
	2. § 8 Abs. 1 lautet:
	3. Nach § 8 Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefügt:
	4. In § 31 Abs. 1 und § 38 Abs. 1 wird die Wortfolge „acht Wochen“ durch die Wortfolge „zehn Wochen“ ersetzt.
	5. In § 31 Abs. 2 und § 44 Abs. 3 wird die Wortfolge „44. Tag“ durch die Wortfolge „58. Tage“ ersetzt.
	6. In § 34 wird die Wortfolge „34. Tage“ durch die Wortfolge „48. Tage“ ersetzt.
	7. In den §§ 35, 36 und 39 Abs. 1 und § 40 Abs. 1 wird die Wortfolge „34. Tag“ durch die Wortfolge „48. Tage“ ersetzt.
	8. In § 37 Abs. 1 und 2, § 39 Abs. 2 und 3 und § 41 Abs. 1 wird die Wortfolge „30. Tag“ durch die Wortfolge „44. Tage“ ersetzt.
	9. In § 37 Abs. 3 und § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge „des 31. Tages“ durch die Wortfolge „des 45. Tages“ ersetzt.
	10. In § 39 Abs. 3 vierter Satz wird die Wortfolge „fünf Wochen“ durch die Wortfolge „sieben Wochen“ ersetzt.
	11. In § 42 Abs. 1 und 3 und § 45 Abs. 1 wird die Wortfolge „28. Tag“ durch die Wortfolge „42. Tag“ ersetzt.
	12. § 45 Abs. 2 erster Satz lautet:
	13. Nach § 45 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	14. In § 45 Abs. 3 wird die Wortfolge „spätestens am 28. Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge „spätestens am 42. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.
	15. In § 45 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge „spätestens am fünften Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge „spätestens am 19. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.
	16. § 49 Abs. 2 und 3 lautet:
	17. Dem § 49 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	18. In § 50 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge „spätestens am 10. Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge „spätestens am 24. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.
	19. Nach § 55a wird folgender § 55b eingefügt:
	„§ 55b
	20. In § 58 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge „spätestens am vierten Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge „spätestens am 18. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.
	21. § 66 Abs. 8 lautet:
	22. Dem § 66 wird folgender Abs. 10 angefügt:
	23. § 73 Abs. 6 erster Satz lautet:
	24. Dem § 73 wird folgender Abs. 8 angefügt:
	25. In § 77 Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge „spätestens am 44. Tag vor dem Wahltag“ durch die Wortfolge „spätestens am 58. Tag vor dem Wahltag“ ersetzt.
	26. § 79 Abs. 1 letzter Satz entfällt; dem Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
	27. Dem § 91 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	28. Nach § 109 wird folgender § 109a eingefügt:
	29. Dem § 110 wird folgender Abs. 7 angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Burgenländischen Gemeindevolksrechtegesetzes
	1. In § 5 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge „Der Bürgermeister hat mindestens einmal im Jahr“ durch die Wortfolge „Der Bürgermeister kann“ ersetzt.
	2. Der bisherige Text des § 68 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt:


	Artikel 6
	Änderung des Burgenländischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag „§ 157i Anpassung der Wahrungszulagen für das Jahr 2016“ die Zeile „§ 157j Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. xx/xxxx“ eingefügt.
	2. In § 5 Abs. 3 wird die Wortfolge „Die befristete“ durch die Wortfolge „Auch die befristete“ und die Wortfolge „ist nicht ausschreibungspflichtig“ durch die Wortfolge „ist ausschreibungspflichtig“ ersetzt.
	3. In § 18 Abs. 8 erster Satz wird nach dem Wort „frei“ die Wortfolge „oder ruht die Funktion als Gemeindeamtsleiterin oder Gemeindeamtsleiter gemäß § 47 Abs. 2 der Burgenländischen Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBl. Nr. 55/2003“ eingefügt.
	4. Dem § 18 Abs. 9 werden folgende Sätze angefügt:
	5. Dem § 20 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	6. Dem § 62 wird folgender Abs. 11 angefügt:
	7. In § 134 Z 1 lit. b wird das Wort „sechs“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.
	8. § 134 Z 1 lit. e und f lautet:
	9. § 134 Z 1 lit. g entfällt.
	10. In § 134 Z 2 lit. c wird das Wort „sowie“ durch einen Beistrich ersetzt; nach dem Wort „Dienstverträge“ wird die Wortfolge „sowie zur einverständlichen Lösung (§ 125 Abs. 1 Z 2) einschließlich des Abschlusses einer Abfertigungsvereinbarung (§ 130 ...
	11. In § 134 Z 2 lit. g wird die Wortfolge „sowie zur“ durch das Wort „zur“ und der Satzpunkt durch einen Beistrich ersetzt.
	12. Dem § 134 Z 2 wird folgende lit. h angefügt:
	13. Nach § 157i wird folgender § 157j eingefügt:
	„§ 157j
	14. Dem § 162 wird folgender Abs. 11 angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Burgenländischen Gemeindebezügegesetzes
	1. § 6 lautet:
	2. In § 17 wird die Zahl „33“ durch die Zahl „37“ ersetzt.
	3. In § 22 wird die Wortfolge „35 Euro“ durch die Wortfolge „1 % des Ausgangsbetrages gemäß § 2“ ersetzt.
	4. § 25 lautet:
	5. Nach § 25a werden folgende §§ 25b und 25c eingefügt:
	„§ 25b
	§ 25c
	Bezugsfortzahlung für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister nach § 25b
	6. Dem § 33 wird folgender Abs. 8 angefügt:


	Artikel 8
	Änderung des Burgenländischen Volksbefragungsgesetzes
	1. § 19 lautet:
	„§ 19
	Anfechtung
	2. Dem § 23 wird folgender Abs. 3 angefügt:
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